Massenmedien (Heft 260)

Jürgen Faulenbach

Die Bedeutung der Massenmedien für die moderne Gesellschaft ist kaum zu überschätzen. Sie prägen das Bild der Menschen von ihrer Welt und ihrer weiteren Umwelt vielfach stärker als eigenes Erleben, als Schule oder andere Bildungsinstitutionen.

Brachten die ersten Zeitungen im 17. Jahrhundert (auch aufgrund der noch jungen Lesekultur) ausschließlich den gebildeten Schichten Neuigkeiten aus näherer und fernerer Umgebung, so sorgte die Erfindung der Massenpresse seit den dreißiger Jahren des 19. Jahrhunderts (zunächst in Großbritannien und den USA) für Information und Unterrichtung der gesamten Gesellschaft. 

Der Aufstieg der Massenmedien wurde nahezu von Anfang an begleitet von einer heftigen Diskussion um Einfluß, Wirkung und gesellschaftliche Auswirkung dieser "Bildungs- und Unterhaltungsindustrie". Die durch sie geschaffene publizistische Öffentlichkeit wurde einerseits als eine Grundlage der demokratischen Gesellschaft angesehen, in der ein breites Angebot von Informationen, Wissen und kontroversen Standpunkten die Kenntnisse und damit die Partizipationsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger in bis dahin unbekannter Weise erhöhte. Andererseits wurden die Risiken und die "Möglichkeiten zur Vernebelung und zur Verdummung des Publikums" (Wolfgang Kraus) immer wieder hervorgehoben. So beobachtete man mit Skepsis und offener Kritik die Einfluß- und Manipulationsmöglichkeiten der noch jungen Massenmedien im nationalsozialistischen Deutschland und später in anderen Diktaturen. Aber auch in freien Gesellschaften wurden die durch die Medien heraufziehenden Probleme beschworen: Vom Verlust an Realität und unmittelbarer Erfahrung, über Zeitverschwendung, zunehmende Passivität bis hin zur Gefahr der Nachahmung von Kriegs- und Gewaltdarstellungen. Letztere hat immer wieder die Diskussion vor allem in der politischen Bildung intensiv beschäftigt. Die jüngste Debatte, ausgelöst durch die Zulassung des Privatfernsehens Mitte der achtziger Jahre, dreht sich vor allem um die wachsende Kommerzialisierung der Massenmedien, die sich im Kamf um Werbeeinnahmen niederschlägt, und die Konzentration der Medienunternehmen und die damit verbundenen Auswirkungen auf das Angebot und die journalistische Vielfalt.

Das vorliegende Heft stellt die Entwicklung, die Struktur und die aktuellen Probleme der Massenmedien in der Bundesrepublik Deutschland dar. Dabei gehen die Autoren auch auf die "neuen Medien" ein. Im Unterschied zu den Massenmedien, bei denen es relativ wenig Rückkopplung und Austausch mit den Emfängern geben kann, sind die "neuen Medien" primär für den individuellen Zugriff und die wechselseitige Kommunikation geeignet.

Funktionen der Massenmedien in der Demokratie
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Traditionellerweise werden Presse, Hörfunk und Fernsehen als Massenmedien bezeichnet. Ihr gemeinsames Merkmal ist, daß sie sich vorwiegend mit aktuellen Inhalten indirekt über ein technisches Mittel (zum Beispiel Funkfrequenzen) einseitig an ein unbegrenztes anonymes Publikum wenden, das aus einigen Tausend, aber auch aus Millionen Einzelpersonen bestehen kann. Dies gilt mit Einschränkungen (fehlende Aktualität, vorwiegend Unterhaltung) auch für den Film, der hier aber nur am Rande erwähnt wird. Massenmedien stellen Massenkommunikation her. Im Gegensatz dazu handelt es sich bei der Individualkommunikation um den Informationsaustausch zwischen einzelnen Personen (zum Beispiel per Telefon oder E-Mail am Computer). Die Grenzen zwischen Individual- und Massenkommunikation sind durch die technische Entwicklung fließend geworden, weil der einzelne beispielsweise über das Internet Texte, Töne und Bilder von einem Online-Anbieter und bei Fernsehveranstaltern Filme (Video-on-demand) abrufen kann (vgl. auch Kapitel "Die Informationsgesellschaft von morgen").

In der Demokratie werden den Massenmedien Presse, Hörfunk und Fernsehen drei einander zum Teil stark überschneidende Funktionen zugeordnet:

· Information, 

· Mitwirkung an der Meinungsbildung, 

· Kontrolle und Kritik. 

Zu den weiteren Aufgaben zählen aber auch Unterhaltung und Bildung.
Informationsfunktion
Die Massenmedien sollen so vollständig, sachlich und verständlich wie möglich informieren, damit ihre Nutzerinnen und Nutzer in der Lage sind, das öffentliche Geschehen zu verfolgen. Mit ihren Informationen sollen sie dafür sorgen, daß die einzelnen Bürgerinnen und Bürger die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Zusammenhänge begreifen, die demokratische Verfassungsordnung verstehen, ihre Interessenlage erkennen und über die Absichten und Handlungen aller am politischen Prozeß Beteiligten so unterrichtet sind, daß sie selbst aktiv daran teilnehmen können - als Wählende, als Mitglieder einer Partei oder auch einer Bürgerinitiative. Da unsere Gesellschaft viel zu großräumig geworden ist, kommen wir mit dem direkten Gespräch, der unmittelbaren Kommunikation, nicht mehr aus. Wir als einzelne und die vielfältigen Gruppen, die in dieser Gesellschaft bestehen, sind darauf angewiesen, miteinander ins Gespräch gebracht zu werden - dafür sollen die Massenmedien sorgen. Dabei müssen wir uns der Tatsache bewußt sein, daß wir die Welt zum großen Teil nicht mehr unmittelbar erfahren; es handelt sich überwiegend um eine durch Medien vermittelte Welt.
Meinungsbildungsfunktion
Bei der Meinungsbildung fällt den Massenmedien ebenfalls eine bedeutsame Rolle zu. Dies ergibt sich aus der Überzeugung, in der Demokratie sei allen am meisten damit gedient, wenn Fragen von öffentlichem Interesse in freier und offener Diskussion erörtert werden. Es besteht dann die Hoffnung, daß im Kampf der Meinungen das Vernünftige die Chance hat, sich durchzusetzen. Auch hier ist natürlich wieder zu bedenken: Die Meinungen, die sich bilden und beispielsweise in politischen Gesprächen formuliert werden, kommen nicht in erster Linie auf Grund von Wirklichkeitserfahrung, sondern auf Grund von Wirklichkeitsvermittlung durch die Medien zustande.

In der politischen Praxis sind die Möglichkeiten, am Meinungsbildungsprozeß teilzunehmen, recht unterschiedlich verteilt. Die in den Parlamenten vertretenen Parteien, die Kirchen, Gewerkschaften, Unternehmerverbände und andere Organisationen haben bessere Aussichten, in den Massenmedien Beachtung zu finden als ethnische, religiöse und politische Minderheiten - dies behaupten vor allem jene, die sich Minderheiten zurechnen. Sie argumentieren weiter: Die Standpunkte der ohnehin schon Mächtigen würden herausgestellt, die Meinungen von Minderheiten blieben unberücksichtigt; infolge dieses Ungleichgewichts würden die bestehenden Machtverhältnisse zementiert, und es kämen neue und abweichende Meinungen gar nicht erst in die Öffentlichkeit. Um dies zu verhindern, sei ein "anwaltschaftlicher Journalismus" notwendig, der es sich zur Aufgabe mache, gerade auch die Interessen der Machtlosen im allgemeinen Meinungsbildungsprozeß zur Geltung zu bringen.

Kritiker des "anwaltschaftlichen Journalismus" argumentieren demgegenüber: Publizistische Gerechtigkeit wird nicht dadurch hergestellt, daß Minderheiten der Gesellschaft in den Mittelpunkt rücken, weil dann jene, die über die Schlüsselpositionen verfügen, an die Ränder gedrängt werden.

Da in einer modernen, differenziert strukturierten Gesellschaft eine Vielzahl von mehr oder weniger großen, zum Teil in Konkurrenz zueinander stehenden Interessengruppen existiert, gehört es auch zu den Aufgaben der Massenmedien, diesen Meinungspluralismus in einem angemessenen Verhältnis widerzuspiegeln.

Meinungsverschiedenheiten über die Frage, ob Minderheiten in den Medien mehr Aufmerksamkeit geschenkt wurde als Mehrheiten, haben sich beispielsweise Ende der sechziger Jahre bei der Fernsehberichterstattung über die Außerparlamentarische Opposition, in den siebziger Jahren bei der Behandlung von Bürgerinitiativen gegen Kernkraftwerke und in den achtziger Jahren bei Berichten über die Friedensbewegung und die Grünen ergeben. Dabei darf nicht vergessen werden: Aus Minderheiten können auch Mehrheiten werden. In Leipzig und Ost-Berlin gingen im Oktober 1989 zunächst nur einige, später sehr viele Menschen auf die Straße - ein Umschwung, bei dem sicherlich vor allem auch die Resonanz, die das Thema in der westlichen TV-Berichterstattung fand, eine Rolle gespielt haben dürfte, eine Rolle, die häufig nur von jenen, die damals die Herrschaft verloren, negativ bewertet wird.
Kritik- und Kontrollfunktion
Im parlamentarischen Regierungssystem obliegt in erster Linie der Opposition die Aufgabe der Kritik und Kontrolle. Diese wird unterstützt und ergänzt durch die Kritik- und Kontrollfunktion der Medien. Ohne Presse, Hörfunk und Fernsehen, die Mißstände aufspüren und durch ihre Berichte unter anderem parlamentarische Anfragen und Untersuchungsausschüsse anregen, liefe die Demokratie Gefahr, der Korruption oder der bürokratischen Willkür zu erliegen. Gegen den Einwand, Kritik könne dem Ansehen des Gemeinwesens schaden, wird eingewandt: Nicht jene, die Mängel aufdecken, schaden dem Staat, sondern all diejenigen, die für solche Mißstände verantwortlich sind. Andererseits wird argumentiert, die Kontrolle der Medien dürfe sich nicht auf den Staat beschränken, sondern müsse sich auf die gesamte Gesellschaft erstrecken. Den Medien als Teil dieser Gesellschaft könne dabei nicht zugestanden werden, eine Art eigenständige vierte Gewalt neben den Institutionen des demokratischen Staates zu sein.

Wie die Wirkungsforschung hervorhebt, haben viele Medien über die erwähnten Funktionen hinaus weitere übernommen, zum Beispiel die Thematisierungsfunktion. Diese "agenda setting function", wie sie in den USA heißt, bedeutet, daß diejenigen, die die unterschiedlichen Medien lesen, hören und sehen, genau die Themen für wichtig halten, die darin behandelt werden. Die Medien sind jedoch nicht nur entscheidend dafür verantwortlich, welche Themen auf der Tagesordnung stehen, sondern sie legen auch fest, in welcher Rangfolge der Dringlichkeit diese Themen behandelt werden.

Öffentliche Meinung

Die von den Medien veröffentlichten Meinungen sind nicht mit der sogenannten öffentlichen Meinung gleichzusetzen, einem Begriff, um dessen genaue Beschreibung sich die Gelehrten seit Sokrates bis heute streiten. Öffentliche Meinung, darin spiegeln sich nach dem Verständnis der einen die ungeschriebenen Gesetze wider, beispielsweise die Mode, lange oder kurze Haare zu tragen. Öffentliche Meinung, das ist für die anderen das Urteil der politischen Elite. Auf welche Definition man sich auch immer verständigt, fest steht, daß die öffentliche Meinung die Regierenden wie die einzelnen Bürgerinnen und Bürger mehr oder weniger zwingt, sie zu respektieren - die einen, um nicht die Macht zu verlieren, die anderen, um nicht in Isolation zu geraten und aus der Gemeinschaft ausgegrenzt zu werden.

Die Publizistikwissenschaftlerin Elisabeth Noelle-Neumann, die sich mit dem Problem der Entstehung der öffentlichen Meinung befaßt hat, bietet als Beschreibung des wissenschaftlich so umstrittenen wie ungeklärten Phänomens an: "Öffentliche Meinung ist gegründet auf das unbewußte Bestreben von in einem Verband lebenden Menschen, zu einem gemeinsamen Urteil zu gelangen, zu einer Übereinstimmung, wie sie erforderlich ist, um zu handeln und wenn notwendig entscheiden zu können."

Der Presserechtler Martin Löffler bietet in seinem Handbuch des Presserechts eine andere Definition an. Sie lautet: "Öffentliche Meinung ist die während eines gewissen Zeitraums in einem größeren, individuell nicht bestimmten Teil der Bevölkerung vorherrschende übereinstimmende Ansicht bzw. Einstellung zu Personen, Ereignissen oder Zuständen."

So umstritten der Begriff der öffentlichen Meinung ist, so widersprüchlich sind auch die Versuche der Wissenschaftler, ihre Entstehung zu klären. Eine Erklärungsmöglichkeit bietet Elisabeth Noelle-Neumann mit ihrer Theorie der Schweigespirale an. Sie besagt: Die Menschen wollen sich nicht isolieren und beobachten deshalb ihre Umwelt. Wer sieht, daß seine Meinung über einen Sachverhalt oder eine Person zunimmt, redet öffentlich darüber. Wer hingegen merkt, daß seine Meinung seltener zu hören ist, schweigt. "Indem die einen laut reden, öffentlich zu sehen sind, wirken sie stärker, als sie wirklich sind, die anderen schwächer, als sie wirklich sind. Es ergibt sich eine optische und akustische Täuschung für die wirklichen Mehrheits-, die wirklichen Stärkeverhältnisse, und so stecken die einen andere zum Reden an, die anderen zum Schweigen, bis schließlich die eine Auffassung ganz untergehen kann" (Elisabeth Noelle-Neumann).
Politische Funktionen
Die einzelnen Zeitungen und Zeitschriften, Hörfunk- und Fernsehprogramme erfüllen ihre politischen Funktionen (vgl. Seite 3) unterschiedlich. Ob sie ihre demokratischen Aufgaben ausreichend wahrnehmen, damit das politische System so funktioniert, wie es soll, ist letztlich eine politische Ermessensfrage.

Das Fernsehen galt 1995 als das Medium, das einen vollständigen Überblick über alle wichtigen politischen Entwicklungen vermittelt und den meisten Stoff für Gespräche liefert. Es hatte jedoch - nach Meinung des Publikums - im Vergleich zu früher an Aktualität und Objektivität, insgesamt an Faszination eingebüßt. Besonders auffällig war der Glaubwürdigkeitsverlust. 1964 meinten 47 Prozent, 1995 aber nur noch 19 Prozent, das Fernsehen berichte wahrheitsgetreu (Ergebnisse der Langzeitstudie von Klaus Berg und Marie-Luise Kiefer, 1996).

Der Hörfunk erschien 1995 nach dieser Studie als schneller und sorgte besser als das Fernsehen für Entspannung.

Die Zeitung lag weiterhin in der Lokalberichterstattung mit Abstand an der Spitze, hatte jedoch an Aktualität verloren.

Allerdings gibt es in der Bundesrepublik politische und wirtschaftliche Hemmnisse, die es den Massenmedien erschweren, ihren politischen Funktionen gerecht zu werden.

Politisch stehen den Massenmedien Hürden im Wege, so vor allem

· die Tendenz der Presseämter, der Parteien und Verbände, die Presse einseitig zu unterrichten, 

· die mangelnde Auskunftsbereitschaft der Behörden, 

· die Möglichkeit der Parteien und Interessengruppen, über die Rundfunkgremien auf Personalpolitik und Programmgestaltung der öffentlich-rechtlichen Anstalten einzuwirken. 

Nur bei wenigen Themen herrscht allgemeine Übereinstimmung, auf Kritik zu verzichten - wie zum Beispiel gegenüber der Person des Bundespräsidenten, solange er sich nicht selbst in die Tagespolitik einmischt.

Wirtschaftlich begrenzen besonders folgende Faktoren die Medien:

· Abhängigkeit von Anzeigenaufträgen und Werbespots, 

· Abhängigkeit der Journalistinnen und Journalisten vom Verleger, 

· Einflußmöglichkeiten großer Pressekonzerne auf andere Verlage und den Vertrieb anderer Presseerzeugnisse, 

· Abhängigkeit der Zeitungen und Zeitschriften von den Verkaufszahlen, des Hörfunks und des Fernsehens von Einschaltquoten. 

Hinzu kommen die räumlichen und zeitlichen Begrenzungen. Eine Zeitung kann eben nur auf einer bestimmten Zahl von Seiten politische Informationen bringen; Hörfunk und Fernsehen müssen sich an Sendezeiten halten. Schon aus diesem Grunde können die Meldungen der Medien nur ein kleiner Ausschnitt der Wirklichkeit sein.

Viele Menschen können oder wollen die Berichte der einzelnen Medien nicht alle zur Kenntnis nehmen, sei es aus Mangel an Zeit und Vorbildung oder aus politischem Desinteresse. Deshalb ist es notwendig, daß möglichst viele Zeitungen, Zeitschriften, Hörfunk- und Fernsehprogramme jeweils so umfassend wie möglich informieren. Dies ist keineswegs nur eine Frage der Quantität, denn eine Zunahme der Medien macht die Bürgerinnen und Bürger nicht automatisch mündiger. Entscheidend ist die Qualität der Information.

Die Demokratie braucht urteilsfähige, verantwortungsbewußte und handlungsbereite - das heißt informierte - Menschen. Sie müssen auch nicht zuletzt über die Massenmedien und deren Probleme unterrichtet sein.

Zwar erreichen die Massenmedien gegenwärtig in der Bundesrepublik über vier Fünftel der Erwachsenen mit politischen Informationen. Viele davon nutzen zwei oder mehr Informationsquellen. 

Aber dennoch besteht kein Grund, damit zufrieden zu sein. Im Interesse einer funktionierenden Demokratie wird es in Zukunft darauf ankommen, die Zahl der Informationswilligen und -fähigen zu erhöhen sowie die Menge der Informationslücken zu vermindern.
Rechtliche Stellung der Medien
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In einem längeren historischen Prozeß sind die Meinungs-, Informations- und Pressefreiheit im ausgehenden 18. Jahrhundert erkämpft, im Obrigkeitsstaat des 19. Jahrhunderts zeitweilig geduldet, im autoritären und totalitären Staat des 20. Jahrhunderts beseitigt und in den demokratisch regierten Staaten der Gegenwart verfassungsrechtlich gesichert worden. So heißt es im Artikel 5 des Grundgesetzes:

"(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre." [...]

Das Bundesverfassungsgericht hat die Bedeutung der Meinungs- und Pressefreiheit in mehreren Urteilen hervorgehoben. Bereits 1958 stellte das Gericht fest: "Das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung ist als unmittelbarster Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit in der Gesellschaft eines der vornehmsten Menschenrechte überhaupt. [...] Für eine freiheitlich-demokratische Staatsordnung ist es schlechthin konstituierend, denn es ermöglicht erst die ständige geistige Auseinandersetzung, den Kampf der Meinung, der ihr Lebenselement ist. Es ist in gewissem Sinn die Grundlage jeder Freiheit überhaupt."

Mit anderen Worten: Von Demokratie kann nur dort und dann die Rede sein, wenn Meinungs-, wenn Kommunikationsfreiheit herrscht. Durch die Zensurfreiheit wird jede Vorzensur verboten. Keine Meinungsäußerung, Publikation oder sonstige Art der Meinungsverbreitung darf von einer staatlichen Genehmigung abhängig gemacht werden. Der letzte Satz von Artikel 5 Absatz 1 stellt eine absolute Eingriffsschranke dar, die keine Ausnahme zuläßt.

Das Ausmaß an der Medienfreiheit zeigt an, welchen Entwicklungsstand eine demokratische Gesellschaft erreicht hat. Zugleich wird damit die Bedeutung der Massenmedien für die Demokratie unterstrichen.

Über Artikel 5 des Grundgesetzes hinaus regeln Landespresse-, Rundfunk- und Landesmediengesetze sowie Rundfunkstaatsverträge die rechtliche Stellung der Medien im einzelnen.

Die Presse und die anderen Massenmedien sind auf Informationen angewiesen, um die ihnen in der Demokratie zugewiesenen Funktionen erfüllen zu können. Die Pressegesetze der Bundesländer verpflichten deshalb die Behörden zu Auskünften an die Journalistinnen und Journalisten.
Im Zeugnisverweigerungsrecht aus beruflichen Gründen, das im Paragraphen 53 der Strafprozeßordnung geregelt ist, haben die Medien ein weiteres gesetzliches Hilfsmittel, um ihrer Funktion gerecht werden zu können. Danach können Personen, "die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung von periodischen Druckwerken oder Rundfunksendungen berufsmäßig mitwirken oder mitgewirkt haben", vor Gericht die Aussage über Informanten verweigern. Damit sich die Strafverfolgungsbehörden nicht durch eine Durchsuchung die Informationen beschaffen können, die ihnen die Mitarbeiter einer Zeitung oder eines Senders unter Berufung auf das Zeugnisverweigerungsrecht vorenthalten, gibt es ein Beschlagnahmeverbot. Es soll das Redaktionsgeheimnis sichern. Dafür gibt es jedoch keine Garantie. Im Einzelfall muß ein Gericht abwägen, ob das Interesse der Strafverfolgungsbehörden an der Aufdeckung einer Straftat Vorrang vor dem Schutz des Redaktionsgeheimnisses hat.

1996 löste eine Durchsuchungsaktion der Polizei bei Bremer Zeitungs- und Rundfunkredaktionen heftige Proteste aus. Damals wollten die Strafverfolgungsbehörden herausfinden, wer den Medien einen als "vertraulich" bezeichneten Bericht des Landesrechnungshofs zugespielt hatte.

Das Recht, die Aussage zu verweigern, gilt bislang nicht für das Material, das selbst recherchiert wurde. Diese Lücke führte vor allem zu Konflikten mit Bildjournalisten und Kameraleuten, die bei Demonstrationen beruflich tätig waren und ihr Material später ausliefern mußten. Um sie nicht in den Verdacht zu bringen, Helfershelfer der Polizei zu sein, verlangen Journalisten- und Verlegerorganisationen seit längerem die Ausdehnung des Zeugnisverweigerungsrechts auf selbstrecherchiertes Material.

Im Januar 1998 beschlossen der Bundestag und Bundesrat, daß Wohnungen von Verdächtigen unter bestimmten Voraussetzungen akustisch überwacht werden dürfen ("Großer Lauschangriff"), um die organisierte Kriminalität besser bekämpfen zu können. Zunächst galt dies unter anderem auch für Angehörige des Journalistenberufs. Sie sahen dadurch den Schutz von Informanten und das Redaktionsgeheimnis, Wesensbestandteile der Pressefreiheit, gefährdet. Ihr Protest führte dazu, daß der Bundestag seine Entscheidung änderte und sie wie andere Berufsgruppen, beispielsweise Ärzte und Geistliche, vom "Großen Lauschangriff" ausnahm.
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Berliner Pressegesetz
§ 4 Informationsrecht der Presse

(1) Die Behörden sind verpflichtet, den Vertretern der Presse, die sich als solche ausweisen, zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe Auskünfte zu erteilen.

(2) Auskünfte können nur verweigert werden, soweit

1. Vorschriften über die Geheimhaltung entgegenstehen oder

2. Maßnahmen ihrem Wesen nach dauernd oder zeitweise geheimgehalten werden müssen, weil ihre Bekanntgabe oder ihre vorzeitige Bekanntgabe die öffentlichen Interessen schädigen oder gefährden würde oder

3. hierdurch die sachgerechte Durchführung eines schwebenden Verfahrens vereitelt, erschwert, verzögert oder gefährdet werden könnte oder

4. ein schutzwürdiges privates Interesse verletzt würde.

(3) Allgemeine Anordnungen, die einer Behörde Auskunft an die Presse verbieten, sind unzulässig.

(4) Der Verleger einer Zeitung oder Zeitschrift kann von den Behörden verlangen, daß ihm deren amtliche Bekanntmachungen nicht später als seinen Mitbewerbern zur Verwendung zugeleitet werden.

Auszug aus dem Berliner Pressegesetz vom 15. Juni 1965, zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. März 1988.
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	Geschichte der Pressefreiheit
Um 1450: Kurz nach Erfindung der Buchdruckerkunst Erlaß von Anordnungen durch Kirche und Staat, die den Druck und die Verbreitung von Schriften ohne vorherige Genehmigung (= Vorzensur) untersagen.

1530: Verpflichtung der Reichsfürsten im "Augsburger Reichsabschied", "daß nichts Neues in Sachen des Glaubens in ihren Fürstentümern gedruckt [...] werde."

1819: Die "Heilige Allianz" (Österreich, Rußland, Preußen) beschließt in Karlsbad ein strenges Zensursystem, um ein Übergreifen der Gedanken der französischen Revolution auf ihr Herrschaftsgebiet zu verhindern.

1848: Die Nationalversammlung proklamiert in der Frankfurter Paulskirche als wesentliches Grundrecht die Freiheit der Presse. Sie greift damit Forderungen auf, die bereits 1832 auf dem Hambacher Fest formuliert worden waren.

1874: Das Reichspressegesetz untersagt Zensurmaßnahmen, erlaubt aber Einschränkungen aufgrund von Gesetzen (Sozialistengesetz und Kulturkampf gegen den Katholizismus).

1914 - 1918: Aus militärischen Gründen strenge Zensur der gesamten Presse.

1919: Aufnahme der Pressefreiheit in den Grundrechtskatalog der Weimarer Verfassung.

1933 - 1945: Zentrale Lenkung der Presse, des Rundfunks und des Films durch das Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda durch Weisungen in täglichen Pressekonferenzen des Ministeriums und Gleichschaltung der Journalisten und Verleger.

1945 - 1949: Vergabe von Genehmigungen zur Herausgabe von Presseerzeugnissen durch die westlichen Besatzungsbehörden. Der Presse ist aber noch unter anderem verwehrt, sich frei über die Besatzungsmächte zu äußern.

1949: Verankerung der Pressefreiheit im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland.

1949 - 1989: Lenkung und Kontrolle der gesamten Presse in der DDR durch die SED.

Außerhalb Deutschlands:

1776: Die Verfassung des amerikanischen Bundesstaates Virginia nennt die Pressefreiheit "eines der großen Bollwerke der Freiheit".

1791: Aufnahme der Pressefreiheit in die Verfassung der USA.

1791 und 1795: Aufnahme der Pressefreiheit in Verfassungen in Frankreich, bald wieder aufgehoben, endgültig verfassungsmäßig verankert seit 1872.
	

	


	Grundrechtsgrenzen
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	Nach Artikel 5 Absatz 2 des Grundgesetzes finden Meinungs-, Informations- und Pressefreiheit "ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre". Wer gegen das Strafgesetzbuch verstößt, indem er beispielsweise jemanden verleumdet, kann sich nicht auf die Meinungs- und Pressefreiheit berufen. Die allgemeinen Gesetze dürfen allerdings keinesfalls das Grundrecht der Presse- und Meinungsfreiheit in seinem Wesensgehalt antasten.

Dies führt im Einzelfall zur Abwägung zwischen verschiedenen Rechtsgütern. Besonders konfliktreich und kompliziert sind die Begrenzungen der Meinungs-, Informations-, Presse- und Rundfunkfreiheit durch den Schutz der persönlichen Ehre, den Schutz der Persönlichkeit, den Schutz des Unternehmens und den Schutz des Staates. Meinungsäußerungen genießen einen so starken verfassungsrechtlichen Schutz, weil sie ein wesentliches Merkmal der Demokratie sind. Schmähkritik und Beleidigungen sind jedoch nicht erlaubt und vom Bundesgerichtshof als unzulässig angesehen worden. Die Rechtsprechung hat aus den Grundwertentscheidungen des Grundgesetzes in Artikel 1 ("Würde des Menschen") und Artikel 2 ("Freie Entfaltung der Persönlichkeit") ein über die allgemeine menschliche Handlungsfreiheit hinausgehendes allgemeines Persönlichkeitsrecht abgeleitet, das die Persönlichkeit eines Menschen in allen Beziehungen umfaßt. Dies setzt der Freiheit der Berichterstattung Grenzen. 

Wenn es sich um Personen der Zeitgeschichte (zum Beispiel aus den Bereichen der Politik, des Showgeschäftes und des Sports) und um Informationen handelt, die für die demokratische Willensbildung in der Gesellschaft von Bedeutung sind, darf in die Privatsphäre eingegriffen werden (denn private Affären können einen Politiker erpreßbar machen). Ob das öffentliche Informationsinteresse überwiegt, hängt auch von der Bedeutung der Information ab. Ende 1995 entschied der Bundesgerichtshof, von Prominenten dürften, wenn sie sich unbeobachtet fühlen müßten, zum Schutz ihrer Privatsphäre auch an öffentlich zugänglichen Orten keine Fotos gemacht werden. Das Gericht entschied damit zugunsten der monegassischen Prinzessin Caroline. Sie war auch in einem anderen Fall erfolgreich: Eine Illustrierte, die ein Interview mit ihr erfunden hatte, mußte ein Schmerzensgeld - das bislang höchste in Deutschland - von 180000 DM zahlen.

Um die Waffengleichheit zwischen den Massenmedien und den von ihren Veröffentlichungen Betroffenen herzustellen, ist in den Landespresse- und Rundfunkgesetzen das Recht auf Gegendarstellung verankert. Dabei geht es ausschließlich um Tatsachenbehauptungen und nicht um persönliche Werturteile bzw. Meinungsäußerungen (Die Behauptung, "Bürgermeister X verwaltet sein Amt schlecht", ist eine Meinungsäußerung, während die Aussage "Bürgermeister X ist bestochen worden" eine Tatsachenbehauptung ist).

Als Reaktion auf die Berichterstattung einiger Journalisten über sein privates Verhalten (Bezug einer Pension, Kontakte zum Rotlicht-Milieu), setzte der Ministerpräsident des Saarlandes, Oskar Lafontaine, 1994 eine Änderung des Pressegesetzes für das Saarland durch. Danach können Gegendarstellungen erzwungen werden, ohne daß die Redaktion an gleicher Stelle darauf hinweisen darf, daß über den Wahrheitsgehalt noch nicht entschieden ist. Kritiker sehen darin eine verfassungswidrige Ausweitung des Persönlichkeitsschutzes auf Kosten der Pressefreiheit. Im Gegensatz zum saarländischen Pressegesetz dürfen in allen anderen Bundesländern Gegendarstellungen an gleicher Stelle mit redaktionellen Zusätzen veröffentlicht werden, beispielsweise mit dem Hinweis: "Wir sind nach dem Landespressegesetz verpflichtet, diese Gegendarstellung zu veröffentlichen. Wir bleiben bei unserer Darstellung."

1998 entschied das Bundesverfassungsgericht, daß Titelseiten von Gegendarstellungen nicht grundsätzlich freigehalten werden müssen. Es wies damit Verfassungsbeschwerden des Bauer-Verlages gegen zivilrechtliche Urteile ab, in denen Prinzessin Caroline von Monaco und die Spitzensportlerin Franziska van Almsick Gegendarstellungen auf der Titelseite einer Illustrierten erwirkt hatten.
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	Publizistische Grundsätze (Pressekodex)
Die im Grundgesetz der Bundesrepublik verbürgte Pressefreiheit schließt die Unabhängigkeit und Freiheit der Information, der Meinungsäußerung und der Kritik ein. Verleger, Herausgeber und Journalisten müssen sich bei ihrer Arbeit der Verantwortung gegenüber der Öffentlichkeit und ihrer Verpflichtung für das Ansehen der Presse bewußt sein. [...]

Die publizistischen Grundsätze konkretisieren die Berufsethik der Presse. [...] Die Berufsethik räumt jedem das Recht ein, sich über die Presse zu beschweren. Beschwerden sind begründet, wenn die Berufsethik verletzt wird.

1. Achtung vor der Wahrheit, die Wahrung der Menschenwürde und wahrhaftige Unterrichtung der Öffentlichkeit sind oberste Gebote der Presse.

2. Zur Veröffentlichung bestimmte Nachrichten und Informationen in Wort und Bild sind mit der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt auf ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen. Ihr Sinn darf durch Bearbeitung, Überschrift oder Bildbeschriftung weder entstellt noch verfälscht werden. Dokumente müssen sinngetreu wiedergegeben werden. Unbestätigte Meldungen, Gerüchte und Vermutungen sind als solche erkennbar zu machen.

Symbolfotos müssen als solche kenntlich sein oder erkennbar gemacht werden.

3. Veröffentlichte Nachrichten oder Behauptungen, die sich nachträglich als falsch erweisen, hat das Publikationsorgan, das sie gebracht hat, unverzüglich von sich aus in angemessener Weise richtigzustellen.

4. Bei der Beschaffung von Nachrichten, Informationsmaterial und Bildern dürfen keine unlauteren Methoden angewandt werden.

5. Die bei einem Informations- oder Hintergrundgespräch vereinbarte Vertraulichkeit ist grundsätzlich zu wahren.

6. Jede in der Presse tätige Person wahrt das Ansehen und die Glaubwürdigkeit der Medien sowie das Berufsgeheimnis, macht vom Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch und gibt Informanten ohne deren ausdrückliche Zustimmung nicht preis.

7. Die Verantwortung der Presse gegenüber der Öffentlichkeit gebietet, daß redaktionelle Veröffentlichungen nicht durch private oder geschäftliche Interessen Dritter beeinflußt werden. Verleger und Redakteure wehren derartige Versuche ab und achten auf eine klare Trennung zwischen redaktionellem Text und Veröffentlichungen zu werblichen Zwecken.

8. Die Presse achtet das Privatleben und die Intimsphäre des Menschen. Berührt jedoch das private Verhalten öffentliche Interessen, so kann es auch in der Presse erörtert werden. Dabei ist zu prüfen, ob durch eine Veröffentlichung Persönlichkeitsrechte Unbeteiligter verletzt werden.

9. Es widerspricht journalistischem Anstand, unbegründete Behauptungen und Beschuldigungen, insbesondere ehrverletzender Natur, zu veröffentlichen.

10. Veröffentlichungen in Wort und Bild, die das sittliche oder religiöse Empfinden einer Personengruppe nach Form und Inhalt wesentlich verletzen können, sind mit der Verantwortung der Presse nicht zu vereinbaren.

11. Die Presse verzichtet auf eine unangemessen sensationelle Darstellung von Gewalt und Brutalität. Der Schutz der Jugend ist in der Berichterstattung zu berücksichtigen.

12. Niemand darf wegen seines Geschlechts oder seiner Zugehörigkeit zu einer rassischen, ethnischen, religiösen, sozialen oder nationalen Gruppe diskriminiert werden.

13. Die Berichterstattung über schwebende Ermittlungs- und Gerichtsverfahren muß frei von Vorurteilen erfolgen. Die Presse vermeidet deshalb vor Beginn und während der Dauer eines solchen Verfahrens in Darstellung und Überschrift jede einseitige oder präjudizierende Stellungnahme. Ein Verdächtiger darf vor einem gerichtlichen Urteil nicht als Schuldiger hingestellt werden. Über Entscheidungen von Gerichten soll nicht ohne schwerwiegende Rechtfertigungsgründe vor deren Bekanntgabe berichtet werden.

14. Bei Berichten über medizinische Themen ist eine unangemessen sensationelle Darstellung zu vermeiden, die unbegründete Befürchtungen oder Hoffnungen beim Leser erwecken könnte. Forschungserkenntnisse, die sich in einem frühen Stadium befinden, sollten nicht als abgeschlossen oder nahezu abgeschlossen dargestellt werden.

15. Die Annahme und Gewährung von Vorteilen jeder Art, die geeignet sein könnten, die Entscheidungsfreiheit von Verlag und Redaktion zu beeinträchtigen, sind mit dem Ansehen, der Unabhängigkeit und der Aufgabe der Presse unvereinbar. Wer sich für die Verbreitung oder Unterdrückung von Nachrichten bestechen läßt, handelt unehrenhaft und berufswidrig.

16. Es entspricht fairer Berichterstattung, vom Deutschen Presserat öffentlich ausgesprochene Rügen abzudrucken, insbesondere in den betroffenen Publikationsorganen.

Pressekodex. Richtlinien für die Publizistische Arbeit nach Empfehlungen des Deutschen Presserats (Auszüge), in: Trägerverein des Deutschen Presserats e.V. (Hg.), Jahrbuch 1997, Bonn 1998, S. 361ff.
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	Um Bestrebungen der Bundesregierung abzuwehren, die Pressefreiheit zugunsten anderer Rechte zu beschränken, bildeten 1956 Presseorganisationen ein Selbstkontrollorgan, den Deutschen Presserat. In dessen 20köpfiges Plenum entsenden der Deutsche Journalisten-Verband, die IG Medien, der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger und der Verband Deutscher Zeitschriftenverleger jeweils fünf Personen. 

Das Plenum wählt einen zehnköpfigen Beschwerdeausschuß, der sich mit Beschwerden gegen Veröffentlichungen in Zeitungen, Zeitschriften und Pressediensten sowie über journalistisches Verhalten befaßt. Er kann Hinweise aussprechen bis hin zu Mißbilligungen und Rügen.

Während sich der Presserat anfangs in vielen Resolutionen zum Anwalt der Pressefreiheit machte, verlagerte sich später sein Schwerpunkt darauf, Verstöße der Presse gegen den von ihm erarbeiteten Pressekodex zu ahnden. 1996 sprach das Selbstkontrollorgan in zehn Fällen eine öffentliche Rüge aus. Davon entfielen allein vier auf die Zeitung "Bild" und jeweils eine auf die Zeitung "Münchner Merkur" sowie die Zeitschriften "Bravo", "Coupé", den "Eulenspiegel", die "Neue Post" und "Praline".

Fast alle Zeitungen und Zeitschriften haben sich freiwillig zum Abdruck der Rügen verpflichtet, die der Presserat ausspricht. Sie lösen dieses Versprechen aber nicht immer ein. 

Kritische Stimmen halten das Selbstkontrollorgan wegen seiner fehlenden Sanktionsmöglichkeiten (keine Verhängung von Geldbußen) insgesamt für einen "zahnlosen Tiger". Sie bezweifeln seine Wirksamkeit und halten die gesetzlichen Bestimmungen für ausreichend, um einem Mißbrauch der Pressefreiheit vorzubeugen. Dennoch erscheint der Deutsche Presserat zumindest als geeignet, Diskussionen über Maßstäbe journalistischen Handelns in Gang zu halten. 
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	Ein Fall für den Presserat
"Am Gymnasium ist vom Hasch bis Heroin alles zu bekommen" und "Am Gymnasium floriert der Drogenhandel" verkündet die örtliche Zeitung. Sie berichtet, daß bis zu 200 Schüler regelmäßig Rauschgift nehmen. In einem Foto werden die Fahrradständer der Schule gezeigt. Hier sei der Platz, so die Zeitung, wo mit Drogen gehandelt werde. Einige Tage später erscheint ein Kommentar im Blatt. In der Überschrift heißt es u.a. "Wie man ein Drogenproblem ,wegschiebt', indem behauptet wird, daß der Direktor des Gymnasiums ein ,Lügner' sei". Der Leiter der Schule wendet sich an den Deutschen Presserat. Er ist der Ansicht, daß in dem Artikel unbestätigte Vermutungen als Fakten dargestellt werden. Das Foto, ohne seine Genehmigung aufgenommen, erwecke den Eindruck, daß Schüler Drogendealer seien. Ferner kritisiere er die Behauptung, daß er selbst ein ,Lügner' sei. Die Redaktion teilt mit, in dem Bericht seien unmittelbare Erfahrungen des örtlichen Pfarrers und des stellvertretenden Bürgermeisters wiedergegeben worden. In der Folge sei auch die Leiterin einer Grundschule zu Wort gekommen, deren Sohn vor Jahren die Schule besucht habe und dort mit Drogen in Berührung gekommen sei. Sie habe den Schulleiter wiederholt über den Drogenhandel in seinem Gymnasium informiert. Sie sei von Schülerinnen, die dort zur Schule gehen, darüber informiert worden. Der Vorwurf des Schuldirektors, das dem Bericht beigestellte Foto sei manipuliert, entbehre jeder Grundlage. Das Foto sei im Einverständnis mit den darauf abgebildeten Schülern gemacht worden, die darüber informiert waren, für welche Zwecke das Bild verwendet werden sollte. [...] Im Rahmen einer Podiumsdiskussion habe der zuständige Redakteur seinen Vorwurf, der Schulleiter sei ein ,Lügner', zurückgenommen. [...]

Der Presserat [...] erteilt der Zeitung eine Mißbilligung. Die Behauptung der Zeitung, am Gymnasium der Stadt blühe die Rauschgiftszene, beruht ausschließlich auf der Aussage des örtlichen Pfarrers. Die Redaktion hätte hier dem Leser verdeutlichen müssen, daß es sich nicht um bereits bewiesene Tatsachen, sondern lediglich um Vermutungen des Geistlichen handelt. In dem später dazu erschienenen Kommentar wird behauptet, daß der Direktor des Gymnasiums ein ,Lügner', sei. Nach Meinung des Presserats genügt es nicht, daß der Vorwurf im Rahmen einer Podiumsdiskussion zurückgenommen wurde. Hier hätte eine entsprechende Klarstellung bzw. Entschuldigung in einem redaktionellen Beitrag erfolgen müssen, da die Behauptung nicht durch entsprechende Tatsachen gedeckt ist.

Trägerverein des Deutschen Presserats e.V. (Hg.), Jahrbuch 1997, Bonn 1998, S. 133 f.
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In der Bundesrepublik arbeiten rund 60000 Journalistinnen und Journalisten hauptberuflich für Zeitungen und Zeitschriften, für Hörfunk und Fernsehen sowie für Pressestellen der Verwaltung und der Wirtschaft. Sie sind zum Teil im Angestelltenverhältnis beschäftigt, zum Teil als freie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf Honorarbasis. Organisiert waren von ihnen 1998

· im Deutschen Journalisten-Verband (DJV) über 30000, 

· in der IG Medien circa 26000, 

· im Journalistinnenbund rund 500. 

Der Anteil der Frauen ist immer noch deutlich geringer als der der Männer. In den neuen Bundesländern liegt er mit 36 Prozent höher als in den alten Bundesländern (25 Prozent). Relativ viele Journalistinnen gibt es bei Zeitschriften und beim Privatfernsehen, besonders wenige bei Nachrichtenagenturen. Fast durchgängig besetzen Frauen in den Medien Positionen, die in der Organisationshierarchie niedriger angesiedelt sind. 

1998 wurde Barbara Groth zur Fernsehdirektorin des SFB ernannt; sie ist damit die erste Frau in einer solchen Position im Bereich der ARD.

Während der DJV und die IG Medien, die auch eine Tarifgemeinschaft bilden, als Gewerkschaften vor allem für die sozialen Interessen ihrer Mitglieder kämpfen (Tarifverhandlungen mit den Verlegerverbänden), kümmert sich der Journalistinnenbund um die spezifischen Belange der Frauen in diesem Beruf (Verbesserung der beruflichen Situation der Journalistinnen in den Medien, Förderung des Netzwerkgedankens).

Der Versuch, eine einheitliche Gewerkschaft aller in den Medien Tätigen zu bilden, scheiterte nach jahrelangen Diskussionen 1984:

· Im Deutschen Journalisten-Verband, der sich in seinem Untertitel "Gewerkschaft der Journalisten" nennt, hielt es eine Mehrheit für besser, die besonderen Interessen der Mitglieder in einer eigenen Gewerkschaft zu vertreten, an der Setzer, Drucker und kaufmännisches Personal nicht beteiligt sind. Sie wollten sich nicht der Gefahr aussetzen, Äußerungen eines Vorstandes oder eines Delegiertentages zu allgemeinen politischen Fragen mittragen zu müssen. 

· Die Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in der Industriegewerkschaft Druck und Papier und die Rundfunk-Fernseh-Film-Union (RFFU) sowie der Südwestdeutsche Journalistenverband (SWJV) in der Gewerkschaft Kunst kritisierten diesen Standpunkt als "elitäres Standesdenken". Beide Gewerkschaften schlossen sich 1989 zur IG Medien - Druck und Papier, Publizistik und Kunst im DGB zusammen. Von den rund 190000 Mitgliedern der IG Medien sind die im engeren Sinne im Journalismus Tätigen jedoch nur in den beiden Unterorganisationen Fachgruppe Journalismus (etwa 20000 Mitglieder) sowie der Fachgruppe Rundfunk/Film/Audiovisuelle Medien (22000 Mitglieder auch aus nicht-journalistischen Berufen, davon circa 6000 aus dem journalistischen Bereich) vertreten. 

Die Berufsbezeichnung "Journalist" ist in Deutschland ebenso wie in vielen anderen Ländern, nicht geschützt. In Deutschland wird dies mit dem Artikel 5 Absatz 1 des Grundgesetzes begründet, der besagt: "Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten [ ...]".

Trotz dieser ungeschützten Berufsbezeichnung findet das Berufsbild des Deutschen Journalisten-Verbandes weitgehende Anerkennung. Danach ist Journalistin bzw. Journalist, wer

· hauptberuflich, 

· produktiv oder dispositiv (= technische Planung des redaktionellen Teils, gegliedert nach Ressorts), 

· Informationen sammelt, auswertet und/oder prüft und Nachrichten unterhaltend, analysierend und/oder kommentierend aufbereitet, 

· sie in Wort, Bild und/oder Ton, 

· über ein Medium, 

· an die Öffentlichkeit vermittelt 

· oder den publizistischen Medien zu dieser Übermittlung bereitstellt. 
	


	Aus- und Fortbildung
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	Diejenigen, die in ihrem Beruf Informationen weitergeben und kommentieren sollen, brauchen in erster Linie neben der Fähigkeit, sich diese Kenntnisse anzueignen, auch Fachkenntnisse. Das kann heute vor allem über ein Hochschulstudium geschehen, das auf die Bedürfnisse des journalistischen Berufs zugeschnitten ist.

Auf die Praxis hat die Hochschule lange Zeit die wenigsten vorbereitet. Um diesem viel kritisierten Mangel zu begegnen, entwickelten unter anderem die Universitäten Bamberg, Bochum, Dortmund, Eichstädt, Gießen, Hamburg, Hannover, Leipzig, Mainz, München und Stuttgart-Hohenheim ein berufsorientiertes Journalistik-Studium. Praktische Übungen und Hospitationen bei Zeitungen und Rundfunkanstalten sollen Theorie und Praxis eng miteinander verzahnen.

Mehrere Universitäten bieten inzwischen ein Aufbau-Studium für Journalistik an, das bereits einen akademischen Abschluß voraussetzt. Darüber hinaus bestehen an Fachhochschulen Journalistik-Studiengänge mit naturwissenschaftlichen Fächern, die den großen Bedarf an Fachjournalisten zu befriedigen suchen. Daneben hat auch das Studium des Universitätsfachs Publizistik-/Kommunikationswissenschaft beträchtliche Bedeutung beim Zugang zum journalistischen Beruf.

Das Volontariat ist immer noch eine übliche Berufsvoraussetzung. Es dauert zwei Jahre - nach Abschluß eines Studiums zuweilen weniger. Nach längerem Arbeitskampf erstritten der DJV und die IG Medien 1990 einen Ausbildungstarifvertrag, der die Ausbildung in mehreren Ressorts, inner- und außerbetriebliche Schulungsveranstaltungen und einen Ausbildungsredakteur bzw. eine -redakteurin vorsieht. In der Praxis wird der Vertrag allerdings nicht in allen Verlagen strikt eingehalten.

Zu den Journalistenschulen zählen unter anderem die Deutsche Journalistenschule in München, die Berliner Journalistenschule, die Evangelische Journalistenschule (Berlin) und die Kölner Schule - Institut für Publizistik e.V. Journalistenschulen großer Verlage bilden hauptsächlich den eigenen Nachwuchs aus. Dazu gehören die Henri-Nannen-Schule in Hamburg, die Georg-von-Holtzbrinck-Schule für Wirtschaftsjournalismus in Düsseldorf, die Burda-Journalistenschule in München sowie die Journalistenschule Axel Springer in Hamburg/Berlin. Weitere Ausbildungsmöglichkeiten bieten auch die Hochschule für Fernsehen und Film München, die Deutsche Film- und Fernsehakademie Berlin sowie die Deutsche Hörfunkakademie in Dortmund.

Fortbildungseinrichtungen sind zum Beispiel die Akademie für Publizistik in Hamburg, die Akademie der bayerischen Presse, das Deutsche Institut für publizistische Bildungsarbeit in Hagen, die Evangelische Medienakademie in Frankfurt/Main und das katholische Institut zur Förderung des publizistischen Nachwuchses e.V. München. Zur Journalistenweiterbildung bietet auch die Freie Universität Berlin - teilweise im Fernstudium - einen speziellen Studiengang an, der mit einem Zertifikat abschließt.
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	Gegendarstellungsrecht
§ 10 Gegendarstellungsanspruch

(1) Der verantwortliche Redakteur und der Verleger eines periodischen Druckwerks sind verpflichtet, eine Gegendarstellung der Person oder Stelle zum Abdruck zu bringen, die durch eine in dem Druckwerk aufgestellte Tatsachenbehauptung betroffen ist. Die Verpflichtung erstreckt sich auf alle Nebenausgaben des Druckwerks, in denen die Tatsachenbehauptung erschienen ist.

(2) Die Pflicht zum Abdruck einer Gegendarstellung besteht nicht, wenn die betroffene Person oder Stelle kein berechtigtes Interesse an der Veröffentlichung hat, wenn die Gegendarstellung ihrem Umfang nach nicht angemessen ist oder bei Anzeigen, die ausschließlich dem geschäftlichen Verkehr dienen. Überschreitet die Gegendarstellung nicht den Umfang des beanstandeten Textes, so gilt sie als angemessen. Die Gegendarstellung muß sich auf tatsächliche Angaben beschränken und darf keinen strafbaren Inhalt haben. Der Abdruck der Gegendarstellung kann von dem Betroffenen oder seinem Vertreter nur verlangt werden, wenn die Gegendarstellung dem verantwortlichen Redakteur oder dem Verleger unverzüglich, spätestens innerhalb von drei Monaten nach der Veröffentlichung, zugeht. Die Gegendarstellung bedarf der Schriftform.

(3) Die Gegendarstellung muß in der nach Empfang der Einsendung nächstfolgenden, für den Druck nicht abgeschlossenen Nummer in dem gleichen Teil des Druckwerks und mit gleicher Schrift wie der beanstandete Text ohne Einschaltungen und Weglassungen abgedruckt werden; die Gegendarstellung darf nicht in Form eines Leserbriefs erscheinen. Der Abdruck ist kostenfrei; dies gilt nicht für Anzeigen. Wer sich zu der Gegendarstellung in derselben Nummer äußert, muß sich auf tatsächliche Angaben beschränken.

(4) Für die Durchsetzung des vergeblich geltendgemachten Gegendarstellungsanspruchs ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Auf Antrag der Betroffenen kann das Gericht anordnen, daß der verantwortliche Redakteur und der Verleger in der Form des Absatzes 3 eine Gegendarstellung veröffentlichen. Auf dieses Verfahren sind die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über das Verfahren auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung entsprechend anzuwenden. Eine Gefährdung des Anspruchs braucht nicht glaubhaft gemacht zu werden. Ein Verfahren zur Hauptsache findet nicht statt.

[...]

Berliner Pressegesetz vom 15. Juni 1965, zuletzt geändert am 15. März 1988. 
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Wandel des Berufsbildes

Tarifverträge gelten auch für die Mitglieder von Zeitschriftenredaktionen, Nachrichtenagenturen und im Rundfunk (öffentlich-rechtlich und privat). Allgemein gilt: Die höchsten Gehälter - weit über Tarif - werden für Spitzenpositionen bei hochauflagigen Zeitungen und Zeitschriften sowie im Privatfunk gezahlt.

Freie Journalisten bzw. Journalistinnen sind nicht bei Presseorganen oder Rundfunkanstalten fest angestellt. Sie bieten Beiträge an, arbeiten meist für mehrere Organe oder Medien und werden in der Regel nur für tatsächlich veröffentlichte Beiträge honoriert. Der "Tarifvertrag für arbeitnehmerähnliche freie Journalisten" - er gilt für alle, die mehr als 750 DM journalistisches Einkommen im Monat bei einem Auftraggeber verdienen - garantiert Mindesthonorare für Text- und Bildbeiträge.

In den Redaktionen hat sich die praktische Arbeit in den letzten Jahren grundlegend geändert. Auf der Schreibmaschine geschriebene Beiträge und auch per Telefon durchgegebene Texte gehören - bis auf wenige Ausnahmen - der Vergangenheit an. In den Redaktionen einer Tageszeitung oder Zeitschrift dominiert heute Bildschirmarbeit, die das Eingeben von Texten und Fotos sowie Gestaltung und Aufbau einer Seite umfaßt - zum Teil Arbeiten, die früher von Technikern geleistet wurden. Dieser sogenannte Ganzseitenumbruch hat die Arbeitswirklichkeit in erheblichem Maße verändert. Nicht mehr nur die Beschaffung von Informationen, sondern auch deren technische Aufbereitung gehören zu den wesentlichen Tätigkeitsmerkmalen einer Redaktion.

Künftig wird sich der journalistische Beruf noch insoweit verändern, als die Unterschiede zwischen Zeitungen und Zeitschriften verschwimmen, wenn sie Online-Dienste betreiben. Es wird dann erforderlich sein, multimedial zu denken, das heißt, bei den einzelnen Beiträgen auch zu berücksichtigen, wieviel des Materials durch Bilder, Graphiken, Videos und Ton aufbereitet werden kann. 

In der Informationsgesellschaft von morgen wird sich, so jedenfalls die Überzeugung des Schweizer Kommunikationswissenschaftlers Vinzenz Wyss, auch der Journalismus verändern. Als Reaktion auf verstärkte technologische und ökonomische Entwicklungen würden sich in Zukunft zwei parallel verlaufende Richtungen des Journalismus unterscheiden: Auf der einen Seite zeichne sich ein technisch versierter Instrumental-Journalismus ab, der in der ständig wachsenden Datenmenge gewünschte Informationen sucht und diese für eine interessierte Zielkundschaft bereitstellt.

Auf der anderen Seite wachse, so Wyss, angesichts der Informationsexplosion der Bedarf an Orientierungswissen. Diese Funktion nehme der Orientierungs-Journalismus wahr, indem er sich auf die Bereitstellung von Hintergrund- und Gebrauchswissen spezialisiert. Beide Journalismus-Typen seien als extreme Ausprägungen zu verstehen, wiewohl auch Vermischungen denkbar wären. Es sei aber zu erwarten, so Wyss, daß die neuen Online-Medien eher Instrumental-Journalismus nachfragten, während bei traditionellen Printmedien Kompetenz für den Orientierungs-Journalismus eine wichtigere Rolle spielen werde.

Die Mitglieder vieler Redaktionen einschließlich der Lokalredaktionen verfügen heute fast alle über Hochschulabschlüsse. Dies erscheint auch gerechtfertigt, weil die Leserschaft gerade des Lokalteils erwartet, daß dort auch die komplizierten Entscheidungen in der Bonner und Brüsseler Politik und deren unmittelbare Folgen für den Alltag erklärt werden.
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	Innere Pressefreiheit
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	Umstritten ist, inwieweit durch Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 ("Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet.") auch die "innere Pressefreiheit" geschützt ist. Damit ist die Unabhängigkeit der journalistisch Arbeitenden von der Unternehmensleitung gemeint.

1951 schlossen die Organisationen der Zeitungsverleger mit dem Deutschen Journalisten-Verband einen Manteltarifvertrag für hauptberufliche und festangestellte Redaktionsmitglieder von Zeitungsverlagen. Darin heißt es: "Der Verleger muß den Redakteur im Anstellungsvertrag auf Innehaltung von Richtlinien für die grundsätzliche Haltung der Zeitung verpflichten."

Aus der privatwirtschaftlichen Struktur der Presse in der Bundesrepublik ergibt sich das Recht des Eigentümers,

· die allgemeine, politische, wirtschaftliche und kulturelle Richtung seines Blattes vorzuschreiben 

· und die Redakteurinnen und Redakteure in ihren Arbeitsverträgen daran zu binden. 

Derartige ausdrückliche Meinungsbeschränkungen sind auch im Lichte des Grundgesetzes statthaft. Die Pressefreiheit geht nicht soweit, daß beispielsweise ein Redakteur, der sich bei Beginn seiner Tätigkeit vertraglich auf eine christliche Politik festgelegt hat, anschließend in der Zeitung atheistische Ansichten vertreten darf.

Im konkreten Einzelfall ist es jedoch schwierig, die Grenze zu ziehen zwischen der dem Verleger erlaubten Richtungsbestimmung und der ihm verwehrten textlichen Gestaltung.

Um die innere Pressefreiheit und journalistische Unabhängigkeit besser als bisher zu schützen und um zu verhindern, daß anonyme wirtschaftliche und andere Kräfte die Presse als Instrument mißbrauchen, wurde in den siebziger Jahren im Zuge der Diskussion über eine wachsende Pressekonzentration unter anderem gefordert,

· die Verfügungsgewalt der Verleger über die Produktionsmittel zu beschneiden und die Presse auf nicht-privatkapitalistischer Grundlage in Form von Stiftungen oder ähnlich wie Rundfunkanstalten öffentlich-rechtlich zu organisieren, 

· diejenigen, die journalistisch für einen Verlag arbeiten, auch wirtschaftlich daran zu beteiligen, 

· die Rechte der Journalistinnen und Journalisten auszubauen und ihnen Mitbestimmung in allen Fragen der redaktionellen Personalpolitik sowie bei einer grundsätzlichen Änderung der politischen Haltung der Zeitung zu gewähren. 

Einige dieser Vorstellungen zur inneren Pressefreiheit wollte die sozialliberale Bundesregierung in einem Presserechtsrahmengesetz verwirklichen. Sie scheiterte jedoch mit ihrem Entwurf im Herbst 1974 am Einspruch der Verleger.

Auch heute noch ist zwischen den Tarifpartnern zum Teil umstritten, wem die Richtlinienkompetenz zusteht. Unter Richtlinienkompetenz wird das Recht verstanden, über neu auftretende Fragen von grundsätzlicher, das heißt über die Tagesaktualität hinausgehender Bedeutung für die allgemeine publizistische Haltung der Zeitung zu entscheiden.

Die Hoffnung mancher, daß bei der Neuordnung der Presse in Ostdeutschland frühere Reformansätze wieder aufgegriffen würden, erwies sich als Illusion. Nur das Pressegesetz für Brandenburg, das in einer frühen Entwurfsphase redaktionelle Mitbestimmung vorsah, bestimmt, daß Redaktionsstatute vereinbart werden können. 

Einige Presseunternehmen haben indessen freiwillig mit ihren Redaktionen Redaktionsstatute vereinbart und somit eine innerorganisatorische Entscheidung über Mitbestimmungsformen getroffen. Solche Satzungen gibt es beispielsweise bei der Süddeutschen Zeitung und der Rhein-Zeitung (Koblenz). Gültige Rechtsgrundlage sind die Bestimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes. Nach seiner Auslegung durch das Bundesverfassungsgericht haben Betriebsräte grundsätzlich in Presseunternehmen nur beschränkte Mitbestimmungsrechte bei Einstellung und Kündigung von Redaktionsmitgliedern. Sie dürfen nur soziale Gründe berücksichtigen, aber keine, die sich auf Inhalt und Gestaltung der Zeitung oder Zeitschrift beziehen. Das verbietet der sogenannte Tendenzschutzparagraph des Betriebsverfassungsgesetzes (§ 118). Zeitungs- und Zeitschriftenverlage gehören zu den sogenannten Tendenzbetrieben, da sie Zwecken der Berichterstattung oder Meinungsäußerung dienen. Das Betriebsverfassungsgesetz ist demnach nur eingeschränkt anwendbar. Das Bundesverfassungsgericht vertritt die Ansicht, daß es mit dem Grundrecht der Pressefreiheit nicht vereinbar wäre, wenn dem Betriebsrat ein Einfluß auf die Bestimmung oder Verwirklichung der Tendenz einer Zeitung eingeräumt würde, denn dies wäre ein "fremder" Einfluß. Andere Rahmenbedingungen für die journalistische Arbeit ergeben sich bei den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, deren Rundfunkfreiheit ebenfalls in Artikel 5 des Grundgesetzes geschützt ist. Die Freiheitsrechte finden ihre Schranken hier nicht in der unternehmerischen und presserechtlichen Freiheit des Verlegers, sondern im Programmauftrag der jeweiligen Anstalt. Innere Rundfunkfreiheit kann es demnach nur insofern geben, als sie der Verwirklichung aller Mitglieder der Gesellschaft bzw. gesellschaftlicher Gruppen nicht zuwiderläuft. 
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	Unterschied zwischen Fiktion und Realität
Die Medien stehen unter starkem Wettbewerbsdruck. Politiker klagen, die journalistischen Sitten seien verschludert.

Rüttgers: Ich mache mir diese Position nicht zu eigen. Diese Kritik an den Medien gehörte auch vor Einführung des Privat-Fernsehens zum Repertoire mancher Politiker. Mein Eindruck ist ein anderer: Die Einführung des privaten Rundfunks hat zu größerer Vielfalt geführt und nicht dazu, daß die Meinungsvielfalt unter Druck gekommen oder politische Chancengleichheit beschädigt worden wäre.

Heißt das, daß Sie als Politiker keine Änderung im Umgang mit den Medien feststellen?

Rüttgers: Das ist eine andere Sache, die aber nichts mit der Frage öffentlich-rechtlicher oder privater Rundfunk zu tun hat, sondern mehr mit den Nutzungsgewohnheiten. Das Angebot ist ungeheuer gewachsen. Wir leben in einer Zeit, in der sich vieles sehr schnell ändert und in der wir alle - die Politiker ebenso wie die Journalisten - viel mehr erklären müßten. Stattdessen gibt es die Tendenz, daß weniger erklärt wird. Den Menschen werden Meldungen an den Kopf geworfen, ohne daß ihre Bedeutung klar ist. Es gibt Untersuchungen, daß erklärende Statements sowohl von Journalisten wie von Politikern, nicht länger als 15 Sekunden sein dürfen. Sonst bestünde die Gefahr, daß die Zuschauer sich in den nächsten Kanal wegzappen. Die Kluft, die da zwischen Fiktion und Realität entsteht, ist das eigentliche Problem.

Herr Beck, gehen Ihre Erfahrungen in die gleiche Richtung?

Beck: Ich will das weiterdrehen. Wir haben in wachsendem Maß die technische Möglichkeit, auch im Bild eine fiktive Wirklichkeit darzustellen. Also beispielsweise etwas ganz anderes darzustellen, als es sich real in der Live-Sendung abspielt. Dafür müssen wir Spielregeln finden. Man kann sicher darüber diskutieren, ob man Werbeeinblendungen bei einem Fußballspiel, das in Spanien stattfindet, von der dortigen Bande in Deutsch wiedergibt. Aber damit verändern wir schon die Wirklichkeit. Die Frage ist, wie weit dürfen wir gehen in der Veränderung? Wie klar muß und kann aufgezeigt werden, wenn Wirklichkeit verändert wird?

Ist das eine Frage, die der politischen Regelung bedarf oder wollen Sie sie an die Organe der Selbstkontrolle delegieren?

Beck: Dieses Problem bedarf sicher der politischen Rahmenregelung. Wenn dies im Rahmen der Selbstverpflichtungen verfeinert wird, bin ich einverstanden. Wenn das nicht klappt, muß man es eben dezidiert regeln.

Rüttgers: Ich glaube nicht, daß man das regeln kann. Denken Sie doch nur einmal an die ZDF-Sendungen über Hitlers Helfer, die mit nachgespielten Szenen gearbeitet haben.

Beck: Aber natürlich kann man deutlich machen, was nachgespielte Szenen sind und was historisches Material. So etwas kann man regeln. Ich muß als Zuschauer doch wissen, was ich sehe, um es einordnen zu können - Schein oder Realität.

Rüttgers: Sie werden es nicht regeln können. Untersuchungen zeigen, daß Nachrichten über Stellungnahmen statt über Handlungen stark zugenommen haben. Der Grund? Es gibt eine Art Politik zu machen, bei der jeder zu jedem Ereignis und zur Stellungnahme des anderen sofort wieder eine Stellungnahme abgibt. Früher war das beschränkt auf die morgendlichen Interviews im Deutschlandfunk, die bis 8 Uhr abliefen. Da gab es dann bis 9 Uhr die ersten Gegenstellungnahmen, bis 11 Uhr die dritte Welle. Und um 12.30 Uhr haben die Redaktionen sie weggeschmissen, weil sie keine Substanz hatten. Ein aktuelles Beispiel: Das Klonschaf Dolly. Als die Meldung kam, habe ich an einem Tag 62 Interviews gegeben. Parallel dazu haben wir uns verzweifelt bemüht, festzustellen, was dort überhaupt passiert war. Es ist bis heute nicht klar, ob es wirklich ein wiederholbarer Klonvorgang war. In der Wahrnehmung der Menschen aber war Dolly ein Klonschaf, und wir konnten daran nichts ändern. Dennoch war die Debatte wichtig, weil sie uns in der Frage ethnischer Verantwortung weitergebracht hat.

Sie hatten aber doch die Möglichkeit, sich entsprechend zu äußern?

Rüttgers: Aus meinem zehn- oder 15minütigen Interview werden 15 Sekunden gesendet. Auch die Zeitungen haben diese Tendenz. Artikel werden immer kürzer und knapper, um ein bestimmtes Erscheinungsbild herbeizuführen. Wer länger schreibt, gilt schon als schlechter Journalist. Ich sehe hier in allererster Linie eine Anfrage an das journalistische Ethos. Die Aufgabe von Journalisten, so wie Journalisten das selbst verstehen, ist doch, den Versuch zu machen, die Wirklichkeit so korrekt wie irgend möglich wiederzugeben und sie mit den Mitteln des Journalismus zu reflektieren. Aus der Sicht derjenigen, die das in einer ungeheuren Vielfalt aufnehmen, taucht ein Problem auf: Wie lerne ich Fiktion und Realität zu unterscheiden? Da ist Medienkompetenz ganz sicher eine Schlüsselqualifikation der Zukunft, genauso wie Rechnen, Schreiben und Lesen.

Bundesminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie Jürgen Rüttgers im Gespräch mit dem rheinland-pfälzischen Ministerpräsidenten Kurt Beck (Auszug), in: "Wie lerne ich Fiktion und Realität zu unterscheiden?", Frankfurter Rundschau vom 20. Juni 1998. 
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	Deutschland gilt als das Ursprungsland der Zeitung. Als älteste Nachrichtenblätter gelten der "Aviso" (auch Avisa, Anzeiger) aus Wolfenbüttel und die Straßburger "Relation" (Mitteilung) von denen Ausgaben aus dem Jahr 1609 gefunden wurden. Während sie zumeist nur wöchentlich erschienen, kam 1650 in Leipzig mit den "Einkommenden Zeitungen" ("Zeitung" im damaligen Sprachgebrauch war gleichbedeutend mit Nachricht) die erste Tageszeitung der Welt heraus.

In der frühen deutschen Tagespresse (Auflage 350 bis 400 Exemplare) überwog die politisch-militärische Berichterstattung, die sich vorrangig an Zielgruppen wie den Hof, die Kirche und den Handel wandte. Eine Spartengliederung nach Kultur-, Wirtschafts- und Sportteil bildete sich erst im 19. Jahrhundert heraus. Neben Zeitungen entstanden im 17. Jahrhundert nach Gelehrtenblättern auch Zeitschriften mit Hofklatsch und politischem Hintergrund. Als in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in Deutschland politische Parteien entstanden, führte dies zum Erscheinen von konservativen, liberalen und sozialistischen Blättern.

Neben der Meinungspresse bildete sich bis zum Ende des 19. Jahrhunderts als neuer Typ die General-Anzeiger-Presse heraus. Ihr Merkmal waren vorwiegend unpolitische, lokale und regionale Informationen. Neu waren breitgefächerte Anzeigenteile, die niedrige Bezugspreise ermöglichten und die Zeitungen zu einem billigen Massenprodukt für Haushalte machten, die sich bislang den Kauf periodischer Druckwerke nicht leisten konnten.

Die bis zum Ende des Ersten Weltkriegs stark gesunkene Zahl von Zeitungen stieg im Laufe der zwanziger Jahre explosionsartig an. 1932 wurden 4703 Tages- und Wochenzeitungen gezählt, von denen die Hälfte parteiamtlich war. Viele Blätter gerieten in die Abhängigkeit Alfred Hugenbergs, des Generaldirektors der Krupp-AG und Vorsitzenden der Deutschnationalen Volkspartei, der durch ein weitverzweigtes System von Subventionen (Kreditgewährung, Belieferung mit vorproduzierten Seiten) eine nicht sichtbare Einflußnahme ausübte.

Während der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft sorgte das Reichsministerium für Volksaufklärung und Propaganda unter der Leitung von Josef Goebbels für die zentrale Lenkung der Presse. Deren Gleichschaltung geschah 1933 durch das Reichsschriftleitergesetz, das alle Journalisten zu Vollstreckern des politischen Willens der Herrschenden machen sollte. Der Münchner NSDAP-Zentralverlag errichtete durch Aufkauf zahlreicher Verlage einen riesigen Pressekonzern.

Nach dem Zusammenbruch des nationalsozialistischen Regimes hatte die Pressepolitik der westlichen Besatzungsmächte die Umerziehung des deutschen Volkes zur Demokratie als oberstes Ziel. Die Herausgabe von Zeitungen und Zeitschriften war an eine Lizenz (Genehmigung) gebunden. Nur nachweislich politisch Unbelastete konnten solche Lizenzen erhalten. Die Presse war auf Nachrichtenmaterial der Agenturen der Besatzungsmächte angewiesen und unterlag der Nachzensur durch die Presseoffiziere der Alliierten. Erst vier Jahre nach Kriegsende erteilten die Besatzungsmächte eine Generallizenz. Sie beendete in Westdeutschland die Einschränkungen der Pressefreiheit.

Nach 1945 entwickelte sich in der Bundesrepublik rasch ein vielfältiges Pressewesen, das Mitte der fünfziger Jahre einen Höhepunkt mit 225 Vollredaktionen hatte. Dabei handelt es sich um Zeitungen, die alle Seiten ihres Produkts selbst herstellen, im Gegensatz zu Blättern, die ausschließlich ihren lokalen Heimat- und Sportteil eigenständig produzieren und alle allgemeinen Seiten, beispielsweise Politik, Wirtschaft und Kultur, von Zentralredaktionen beziehen.

Danach führte der Kostendruck (hohe Investitionen für neue Druck- und Satztechniken, Rückgang der Verkaufs- und Anzeigenerlöse) dazu, daß viele Zeitungen eingestellt wurden oder nur durch Zusammenarbeit mit Großverlagen überleben konnten - eine Konzentrationswelle, die zur Bildung großer Pressekonzerne führte.

Indessen bildete sich in der DDR nahezu ein Monopol der SED-Presse heraus. Die nicht von ihr beherrschten Partei-Zeitungen, die von den sogenannten Blockparteien (unter anderem CDU und Liberaldemokratische Partei Deutschlands) herausgegeben wurden, waren ebenfalls verpflichtet, für den Aufbau des Sozialismus im Sinne der SED zu werben. Die Redaktionen erhielten tagtäglich Weisungen von der SED-Zentrale, wie berichtet werden sollte. Dennoch fanden einige Journalisten gelegentlich Nischen, die es ihnen erlaubten, vorsichtig oder versteckt Kritik an Mißständen zu üben.
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	Kennzeichnend für die Struktur der Presse in der Bundesrepublik sind

· privates Eigentum, 

· hohe Zahl von Zeitungstiteln, 

· lokale Bindung vieler Tageszeitungen, 

· starke Position von Regionalzeitungen, 

· wenige überregionale Blätter, 

· reiches Zeitschriftenangebot, 

· schwach entwickelte Parteipresse, 

· Anzeigenabhängigkeit, 

· Konzentration. 

Im internationalen Vergleich ist das Zeitungs- und Zeitschriftenangebot der Bundesrepublik äußerst vielfältig. Die hohe Zahl von nahezu 1600 Zeitungsausgaben täuscht allerdings insofern, weil viele Zeitungsausgaben im allgemeinen politischen Teil nicht journalistisch selbständig gestaltet sind. Zum Teil werden auch eingekaufte Mantelteile von anderen Zeitungen übernommen. Der Pressestatistiker Walter J. Schütz kommt 1997 auf 135 Vollredaktionen. 1954 waren es in Westdeutschland 225, 1989 nur noch 119. Nach dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik stieg die Zahl 1991 auf 158.

Zeitungs- und Zeitschriftenverlage sind in der Bundesrepublik in der Regel private Wirtschaftsunternehmen. In der früheren DDR war das anders. Dort gehörten Presseerzeugnisse von der Druckmaschine bis zum Titel Parteien und Massenorganisationen, vor allem der SED. 1990/91 privatisierte die Berliner Treuhandanstalt, die für die Überführung von bisher volkseigenem Vermögen in der DDR in Privateigentum zuständig war, diese Verlage und verkaufte sie an westdeutsche Unternehmen.
	


	Lokale Presse
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	Die regionalen Tageszeitungen berücksichtigen, daß sich ihre Leserinnen und Leser vor allem für Berichte aus ihrer näheren Region interessieren. Sie bringen deshalb Lokalausgaben heraus. Dabei handelt es sich um nichtselbständige örtliche Zeitungen, die nur ihren lokalen Teil selbst gestalten, den allgemeinen Teil aber einheitlich und unverändert von ihrer Hauptausgabe übernehmen. Mutter- und Tochterblatt befinden sich wirtschaftlich und rechtlich im selben Besitz (Bezirksausgabensystem).

Viele kleinere Zeitungsverlage, für die es zu teuer wäre, die Kosten für eine eigene Politik-, Wirtschafts- und Feuilleton-Redaktion aufzubringen, haben sich zu Redaktionsgemeinschaften zusammengeschlossen. Bei ihnen bleiben die einzelnen Verlage wirtschaftlich, aber nicht redaktionell selbständig, weil nur sie die lokalen Seiten vor Ort produzieren, alles andere aber von der Zentralredaktion beziehen (Redaktions- und Verlagsgemeinschaftensystem).

In der Berichterstattung zu überregionalen Ereignissen haben die Leserinnen und Leser in Deutschland überall die Möglichkeit, sich aus mehreren Blättern zu informieren, beispielsweise durch Korrespondentenberichte der großen überregionalen Zeitungen oder aus Lokalzeitungen, die das überregionale Ereignis durch den Bericht einer Nachrichtenagentur abdecken. Über das lokale Geschehen berichten zwar in Großstädten häufig zwei Konkurrenzblätter. Auch finden sich in Anzeigen- und Amtsblättern, in Stadtmagazinen, im lokalen Hörfunk und Fernsehen zusätzliche Informationen. Trotz dieser Informationsmöglichkeiten kann sich aber in Westdeutschland in einem Drittel aller Landkreise und kreisfreien Städte, in Ostdeutschland dagegen gar in zwei Dritteln die Bevölkerung nur aus einer Tageszeitung ausführlich über die Ereignisse vor Ort unterrichten. Gerade der Wettbewerb, der eine privatwirtschaftliche Presse ausmacht, ist in großen Teilen Deutschlands nicht mehr vorhanden, weil ein Blatt in der Lokalberichterstattung über ein Monopol verfügt.

Wenn die lokale Konkurrenz entfällt, fehlt häufig der Anreiz, sich zu fragen: Was haben die anderen gebracht, warum sind wir nicht auf das Thema gekommen oder welche Gesichtspunkte haben wir in unserem Kommentar zur Kommunalpolitik vergessen?

Unabhängig von der Marktposition, also auch dann, wenn mehrere Zeitungen miteinander konkurrieren, fällt vor allem kleineren Zeitungen mit einer Auflage von unter 20000 Exemplaren eine kritische Lokalberichterstattung häufig schwer. Für sie, die auf jedes Inserat angewiesen sind, kann es riskant sein, Anzeigenkunden durch Kritik zu verprellen. Sie schrecken, von Ausnahmen abgesehen, auch davor zurück, sich mit den Honoratioren der Kleinstadt anzulegen - etwa weil sie die, die sie mit den notwendigen Informationen versorgen, nicht verlieren wollen. 
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	Kommunikationsziele
Kommunikation ist intentional, das heißt ein zielgerichteter, zur Verwirklichung bestimmter Absichten und Zwecke bestimmter Vorgang. Die Intentionalität geht sowohl vom Kommunikator als auch vom Rezipienten [Empfänger] aus. Dabei können sich die Ziele beider durchaus unterscheiden; tatsächlich unterscheiden sie sich oft ganz erheblich. Daß Mitteilungen von den Rezipienten mitunter in ganz anderer Weise wahrgenommen, interpretiert und genutzt werden als vom Kommunikator beabsichtigt, ist ein Faktum, das die Kommunikationsforschung zeitweise sehr überraschte und das in der Praxis, etwa bei Werbe-, Informations- und Aufklärungsmaßnahmen, immer wieder große Schwierigkeiten macht.

Als gemeinsames Ziel von Kommunikator und Rezipient wird oft das der Verständigung genannt. Dabei wird jedoch eine Antwort vorweggenommen, wo eigentlich eine Frage angebracht wäre. In welchem Maße und vor allem in welcher Weise stimmen die Intentionen von Kommunikator und Rezipient überein und wie werden sie verwirklicht? Das ist eine der Kernfragen für die Untersuchung von Kommunikation. Wenn man Kommunikation dagegen vorab als Verständigung oder, enger noch, als vollzogene Verständigung definiert [...], begibt man sich von vornherein bestimmter Analysemöglichkeiten. [...]

In allen [...] Phasen ist Kommunikation durch Selektivität, durch Auswahlprozesse gekennzeichnet, und zwar durch selektive Zuwendung [...], selektive Wahrnehmung und Verarbeitung der Mitteilung, durch selektives Behalten und Erinnern ihres Inhalts. Selektivität ist in den meisten Kommunikationssituationen schon deshalb notwendig, weil die jeweils angebotene Information die Aufmerksamkeits- und Verarbeitungskapazität des Rezipienten bei weitem übersteigt. [...]

[...]

Doch dem Rezipienten stehen nicht nur Selektionsmöglichkeiten zur Verfügung, Möglichkeiten der Annahme oder Ablehnung einer Mitteilung. Da er [...] die Bedeutung der übertragenen Signale aktiv rekonstruieren muß, bringt er sehr viel mehr an Eigenem in die Kommunikationssituation mit ein als Kriterien der Selektion. Er projiziert sein Wissen, seine Einstellungen und Werthaltungen, seine Motive und Handlungsdispositionen in das vom Kommunikator gesendete Signalmuster. Das Ergebnis, die empfangene Mitteilung, ist also stark abhängig von der Interpretationsleistung des Rezipienten.

Winfried Schulz, "Kommunikationsprozeß", in: Elisabeth Noelle-Neumann u. a. (Hg.), Publizistik - Massenkommunikation, Frankfurt/Main 1997, S. 160 ff. 
	

	


	Alternative lokale Publizistik
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	Für Abwechslung in der lokalen Publizistik haben in den letzten Jahrzehnten vor allem die Alternativ-Zeitungen gesorgt. Mitglieder von Bürgerinitiativen, Schülerinnen und Schüler, Studierende und Auszubildende, also überwiegend keine journalistischen Profis, geben Volks- und Szeneblätter, Stadt- und Stadtteilzeitungen heraus - Produkte, die sich in der Herstellungsweise, äußeren Gestaltung, Form und Themenwahl zum Teil kraß, zum Teil nur wenig von der herkömmlichen Presse unterscheiden. Wichtiger als wirtschaftliche Gewinne erscheinen den Machern dieser Blätter die politischen Ziele und das Erlebnis, in einer Gruppe Gleichgesinnter publizistisch zu arbeiten.

Stadtmagazine

Professioneller als die eben erwähnten Volks- und Szeneblätter, die hauptsächlich in Groß- und Hochschulstädten den Pressemarkt beleben und sich häufig allein durch Verkauf finanzieren, arbeiten die Stadtmagazine wie der "Plärrer" (Nürnberg), die "Münchner Stadtzeitung" oder "Zitty" (Berlin). Die Stadtmagazine sind wegen ihres Inhalts teils noch als Alternativpresse wie die Volks- und Szeneblätter einzustufen; denjenigen, die sie machen, kommt es aber weniger auf "Selbstverwirklichung" als - wie bei herkömmlichen Presseerzeugnissen - auf geschäftlichen Erfolg an. Charakteristisch für den Inhalt sind ein breiter Serviceteil (Fernsehen, Hörfunk, Film, Theater, Musikveranstaltungen), eine bunte Mischung lokaler und politischer Informationen und Tips für Veranstaltungen aller Art in der Kulturszene im weitesten Sinne - dies alles serviert in einer lockeren, auf ein spätjugendliches Publikum abgestellten Sprache. Die Magazine, zumeist aufwendig hergestellt, sind mit Anzeigen prall gefüllt; nicht zuletzt deswegen halten ihnen die kleineren Alternativ-Blätter vor, sie hätten sich von ihrem ursprünglichen Ziel, eine sogenannte Gegenöffentlichkeit (Entdeckung und Berücksichtigung neuer und bislang in den Medien nur wenig oder gar nicht vorkommender Themen) zu den traditionellen Medien zu schaffen, weit entfernt.
	[image: image187.png]




	[image: image188.png]





	Anzeigenblätter
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	Während einzelne alternative Publikationen auf der lokalen Ebene häufig schnell erblühen und ebenso schnell wieder verschwinden, haben sich die Anzeigenblätter zu einem beachtlich stabilen wirtschaftlichen Faktor entwickelt. 1997 erschienen von diesen gratis verteilten, allein durch Inserate finanzierten Blättern an die 1300 Titel mit einer Auflage von über 80 Millionen Exemplaren. Rund ein Drittel ist im Verlegerverband Deutscher Anzeigenblätter (VVDA) organisiert, die Mehrheit in der Arbeitsgemeinschaft Anzeigenblätter der Zeitungen (ADZ) im Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV).

Daß die von den Neuverlegern, also den VVDA-Mitgliedern, produzierten Blätter, die nach Angaben des Verbandes durchschnittlich 71 Prozent Werbung vorwiegend in Form von Geschäftsanzeigen enthalten, zu keiner wirtschaftlichen Gefahr für die Lokalpresse wurden, lag vor allem an der vorherrschenden Stellung der etablierten Zeitungsverlage im Anzeigen- und Vertriebsgeschäft. Diese konnten die meisten von ihnen dazu nutzen, aufkommende Konkurrenz klein zu halten, zu verdrängen oder - durch die rechtzeitige Herausgabe eines eigenen Blattes - am Eintritt in den Markt zu hindern.

Geringer als ihre wirtschaftliche wird die publizistische Bedeutung der Anzeigenblätter eingeschätzt - mit einer gewichtigen Einschränkung: Wenn Anzeigenblätter in der Region neben dem lokalen Monopolblatt als einziges gedrucktes Medium regelmäßig erscheinen, nutzen sie Behörden, Organisationen und Vereine gerne als weiteres oder gar alleiniges Veröffentlichungsorgan für Bekanntmachungen und Mitteilungen, da sie bei regulärer Verteilung eine fast hundertprozentige Haushaltsabdeckung erreichen - bei Tageszeitungen liegt der Verbreitungsgrad allgemein zwischen 50 und 60 Prozent.

Zeitungsbeilagen

Eine ähnliche Abwehrstrategie wie bei den Anzeigenblättern entwickelten die westdeutschen Tageszeitungsverleger auch, um die Markenartikelwerbung, die ihnen an die Illustrierten in der Region verlorenzugehen drohte, durch die Herausgabe von farbigen Rundfunkprogrammillustrierten als Beihefte zu Zeitungen (Supplements), zurückzugewinnen oder zu behalten. Den Anfang mit diesem neuen Werbeträger machte 1962 in Nürnberg die Programm-Beilage "rtv" (radiotelevision). 1973 folgte die Stuttgarter Zeitungsverlags GmbH mit der "Illustrierten Wochenzeitung" (IWZ). Später brachten auch die Verlagsgruppe der "Westdeutschen Allgemeinen Zeitung" mit der "Bunten Wochen-Zeitung" (BWZ) und die mit ihr in Nordrhein-Westfalen konkurrierende Gruppe der ACN-Zeitungen mit "Prisma" Supplements auf den Markt, um das Unterhaltungsbedürfnis des Publikums und die Wünsche der Werbung zu befriedigen. Der Erfolg dieser Beilagen ist darauf zurückzuführen, daß sie

· Möglichkeiten zur farbigen Werbung im Gesamtprodukt der Tageszeitung bieten, 

· eine hohe Haushaltsabdeckung in genau umrissenen Gebieten garantieren, 

· wegen des im Vergleich zu den Illustrierten geringeren Heftumfangs und des Programmteils (Fernsehen und Hörfunk) hohe Nutzungswerte in der Leserschaft erwarten lassen und 

· insgesamt vom positiven Image der Tageszeitung profitieren. 
	


	Regionale Presse
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	Die föderalistische Struktur der Bundesrepublik spiegelt sich in ihrer Presse wider. In den Bundesländern haben sich am Sitz der jeweiligen Landesregierung und darüber hinaus in Großstädten rund 60 Tageszeitungen mit Auflagen über 100000 Exemplaren entwickelt, die sich in ihrer Berichterstattung schwerpunktmäßig mit der Region beschäftigen. Dank ihrer Auflage und ihres Anzeigenaufkommens gehören Regionalblätter wie das "Hamburger Abendblatt" oder die "Westdeutsche Allgemeine Zeitung" (Essen) zu den finanzkräftigen Zeitungen.

In der DDR spielte die SED-Presse in den Bezirken über Jahrzehnte eine beherrschende Rolle. Diesen Regionalzeitungen, die häufig über ein Dutzend lokaler Ausgaben herausbrachten, galt nach der Wende 1990 das besondere Interesse westdeutscher Verlage. Den größeren von ihnen erteilte die Treuhand den Zuschlag. Dabei spielten der Kaufpreis, Arbeitsplatzgarantien und Investitionszusagen eine Rolle. 

Inzwischen nehmen die privatisierten ehemaligen SED-Bezirkszeitungen auf dem ostdeutschen Pressemarkt eine überragende Position ein. Auf sie entfallen 90 Prozent der Gesamtauflage der lokalen und regionalen Abonnementszeitungen. Die Verkaufspolitik der Treuhand wurde häufig kritisiert, weil sie die von der SED überlieferten Verbreitungsgebiete zementierte, die ohnehin großen westdeutschen Verlage noch größer machte und damit die Pressekonzentration verstärkte.

Ostdeutsche Zeitungen sind deutlich dünner als vergleichbare westdeutsche Titel. Vor allem die Lokalberichterstattung ist im Osten nicht so ausführlich und erreicht mit durchschnittlich vier Seiten täglich nur etwa zwei Drittel des Umfangs der Blätter im alten Bundesgebiet. Ost und West gleichen sich jedoch in einem Punkt: Sobald mehrere Zeitungen in der Lokalberichterstattung miteinander konkurrieren, berichten beide ausführlicher.
	


	Überregionale Presse
	


 INCLUDEPICTURE "http://www.bpb.de/tmpl/blank.gif" \* MERGEFORMATINET 
[image: image206.png]




 HYPERLINK "http://www.bpb.de/publikationen/06974946804579279596626493295453,6,0,Vielfalt_und_Aufgaben_der_Printmedien.html" \l "footer#footer" 
[image: image207.png]




	[image: image208.png]





	[image: image209.png]



	[image: image210.png]



	[image: image211.png]



	[image: image212.png]




	Im Vergleich zur Zeit vor dem Ersten Weltkrieg und der Weimarer Republik erscheinen in der Bundesrepublik relativ wenige überregionale Tageszeitungen.

Die mit nur knappem Vorsprung auflagenstärkste ist die in München erscheinende "Süddeutsche Zeitung" (Auflage 1998: rund 400000). Kennzeichnend für sie sind die großen Reportagen auf Seite drei, stilistisch geschliffene Glossen ("Streiflicht" auf Seite eins), Korrespondentenberichte aus aller Welt und Serien zu aktuellen Themen. Fast täglich läßt das Blatt in Wortinterviews politische Prominenz Stellung beziehen, die durchaus im Gegensatz zur liberalen Grundhaltung der Zeitung stehen können. In ihrer politischen Tendenz wird eine beträchtliche Distanz zu den Unionsparteien erkennbar. Die "Süddeutsche" steht nach eigenen Angaben "ein wenig links von der Mitte".

Die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" (Auflage: rund 400000) übertrifft die Konkurrenz in der Dichte ihres Korrespondenznetzes und ist daher weithin unabhängig von Nachrichtenagenturen. Unter allen deutschen Zeitungen bringt sie die umfangreichste Berichterstattung zu außenpolitischen Themen. Besondere Beachtung verdient ihr Wirtschaftsteil; unter den führenden Geschäftsleuten steht sie beispielsweise als Informationsquelle an erster Stelle, übrigens noch weit vor speziellen Wirtschaftsblättern wie dem "Handelsblatt", der "Wirtschaftswoche" und dem "Manager Magazin".

In ihrer politischen Linie gilt die FAZ als liberal-konservativ. Sie gehört keinem Privatverleger, sondern ist mehrheitlich im Besitz einer Stiftung.

Die im Axel Springer Verlag erscheinende "Welt" (Auflage: rund 217000) versteht sich ebenfalls als liberal-konservativ. Sie hat ihre politische Linie mehrfach gewandelt. In den sechziger Jahren stand sie den von Adenauer geführten Bundesregierungen recht kritisch gegenüber und von 1969 bis 1982 bekämpfte sie entschieden die sozial-liberal geführten Bundesregierungen, insbesondere deren Ostpolitik.

Für die "Welt" gelten, wie für alle Erzeugnisse des Verlages, publizistische Grundsätze des Hauses Springer:

· Aussöhnung zwischen Israel und Deutschland, 

· Ablehnung jeder Art von Totalitarismus, 

· Förderung der sozialen Marktwirtschaft. 

Daß die "Welt" seit vielen Jahren rote Zahlen schreibt, hängt sicherlich auch damit zusammen, daß die "Süddeutsche" und die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" mehr Leserinnen und Leser und damit erheblich mehr Anzeigen wegen ihres größeren Informationsangebots haben, und daß ihr Image unter dem mehrfachen politischen Kurswechsel gelitten hat.

Die "Frankfurter Rundschau" (Auflage: 188000) setzt den größten Teil ihrer Auflage, ähnlich wie die "Süddeutsche Zeitung", in der Stadt und Umgebung ihres Erscheinens ab. In den Leitlinien der Zeitung heißt es, "die Frankfurter Rundschau ist eine von Parteien und Interessengruppen unabhängige Tageszeitung. Ihre Grundhaltung ist sozial und liberal (links-liberal). [...] (Sie) tritt für eine ständige Reform unseres Gemeinwesens ein, um es im Zuge der gesellschaftlichen Entwicklung moderner, liberaler und sozial gerechter zu gestalten. [...] Sie tritt [...] für die Rechte der Minderheiten ein, auch für ihr Recht, sich zu organisieren und für ihre Auffassungen zu werben."

Die "Frankfurter Rundschau", das "Leib- und Magenblatt der Linksintellektuellen", wie man sie genannt hat, ist in ihrem Nachrichtenteil nicht so umfangreich wie die anderen überregionalen Blätter, befaßt sich jedoch, entsprechend ihren Leitlinien, häufig mit Themen, die von der Konkurrenz nicht beachtet werden.

Als "links-alternativ" gilt "die tageszeitung" (TAZ), eine der ganz wenigen Tageszeitungsneugründungen in Westdeutschland, die erstmals 1979 erschien. Die in Berlin ansässige Zeitung (Auflage: 62000) mit Lokalteilen in Hamburg und Bremen, die sich überwiegend aus Vertriebserlösen finanziert, war lange ein selbstverwaltetes Unternehmen. Ihre Themenschwerpunkte entsprechen vielfach den Politikfeldern der Grünen. Nach finanziellen Krisen bildete die TAZ eine Verlagsgenossenschaft, deren Anteile von gegenwärtigen und früheren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie Leserinnen und Lesern gehalten werden.

Von den zentralen DDR-Blättern mit Auflagen, die zum Teil über einer Million Exemplare lagen, ist neben der heute bedeutungslosen "Jungen Welt" (vor der Wende hatte sie eine Auflage von 1,5 Millionen) nur das "Neue Deutschland" übrig geblieben. Das Organ der PDS kommt auf rund 70000 Exemplare. Zu DDR-Zeiten betrug die Auflage weit mehr als eine Million.
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	Straßenverkaufspresse
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	Von den rund 25 Millionen Tageszeitungen, die täglich verkauft werden, entfallen fast sechs Millionen Exemplare auf die Boulevardpresse. Das sind jene Blätter, die ausschließlich am Kiosk zu haben sind und die nicht nur an Stammtischen wegen ihrer populären Themen, sondern auch in der politischen Meinungsbildung wegen ihres Urteils über Politiker eine nicht zu unterschätzende Rolle spielen. Kennzeichnend für diesen Zeitungstyp ist die auffällige Aufmachung: Reißerische Überschriften, großformatige Fotos, Sex- und Grusel-, Prominenten- und Skandal-Geschichten.

Wegen ihrer außergewöhnlich hohen Auflage nimmt die "Bild-Zeitung" (Axel Springer Verlag) eine Sonderstellung ein.

Die Meinungen über das Blatt sind geteilt. Seine Anhängerinnen und Anhänger loben

· Aktualität und die Kürze der Artikel, 

· die leicht verständliche Sprache, 

· das Engagement mit Aktionen wie ",Bild' kämpft für Sie!", 

· den hohen Unterhaltungswert, 

· den ausführlichen Sportteil. 

Kritiker und Kritikerinnen betonen, "Bild"

· vereinfache viele Sachverhalte bis zur Verfälschung des Nachrichtenkerns, 

· bausche unwichtige Themen auf und lasse wichtige weg, 

· verwende Methoden der Nachrichtenbeschaffung, die zuweilen außerhalb der Legalität lägen, 

· schüre Emotionen und appelliere an niedere Instinkte der Leserschaft, 

· verstoße häufiger als alle anderen Zeitungen gegen die "Publizistischen Grundsätze" des Deutschen Presserates. 
	


	Wochenzeitungen
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	Die Wochenzeitungen (Gesamtauflage 1998: gut eine Million Exemplare) bemühen sich darum, die Tagesereignisse in größere Zusammenhänge einzuordnen, Hintergrundinformationen zu vermitteln und Nachrichten zu analysieren. "Die Zeit" (Erscheinungsort Hamburg) nimmt unter den Wochenzeitungen eine Spitzenstellung ein. Sie versteht sich als ein liberales Blatt, das bei kontroversen Themen auch mehrere Autorinnen und Autoren mit unterschiedlichen Standpunkten zu Wort kommen läßt. Die wegen ihres publizistischen Niveaus zu den besten Blättern Europas zählende Wochenzeitung gehört zu den großen meinungsführenden Blättern in der Bundesrepublik. Sie gibt Denkanstöße und beeinflußt immer wieder die Diskussionen über politische, gesellschaftliche, wirtschaftliche und kulturelle Fragen. Seit Anfang 1998 präsentiert sich "Die Zeit" in neuer graphischer Gestaltung (größere Überschriften, mehr Graphiken, mehr unbedruckte Flächen zwischen den Artikeln), um der technischen Weiterentwicklung und den veränderten Lesegewohnheiten Rechnung zu tragen.

Kennzeichnend für die sowohl im Format, im Umfang und in der Auflage kleinere Wochenzeitung "Die Woche" (Erscheinungsort Hamburg) ist die Verwendung vieler farbiger Diagramme, Karten- und Schaubilder. Die Redaktion bedient sich prominenter Autoren und Autorinnen von außen und konzentriert sich häufig auf Porträts von Meinungsführern aus der Politik, Wirtschaft und Kultur.

Finanzielle Sorgen plagen vor allem zwei Wochenzeitungen: Das "Sonntagsblatt" ist auf Subventionen der Evangelischen, der "Rheinische Merkur" auf Zuschüsse der Katholischen Kirche angewiesen. Trotz ökumenischer Tendenzen, die beide Zeitungen unterstützen, wendet sich das "Sonntagsblatt" eher an protestantische, der "Merkur" mehr an katholische Leserinnen und Leser, wenngleich religiöse Themen im Gesamtspektrum eine eher untergeordnete Rolle spielen. In den vergangenen Jahren haben die Wochenzeitungen verstärkt damit zu kämpfen, daß sich die Tageszeitungen auf ihr ureigenes Terrain begeben und ihre Hintergrundberichterstattung ausbauen.

Die Wochenzeitung "Das Parlament", die von der Bundeszentrale für politische Bildung in Bonn herausgegeben und finanziert wird, veröffentlicht Analysen zu gesellschaftspolitischen Themen und kommentiert nur selten politische Vorgänge; das Blatt dokumentiert sie eher, darunter vor allem die Debatten im Deutschen Bundestag, im Bundesrat, den Landesparlamenten und in europäischen Entscheidungsinstanzen. Sie bringt darüber hinaus regelmäßig einen umfangreichen Rezensionsteil für politische Bücher. Ein Markenzeichen der Wochenzeitung "Das Parlament" ist die regelmäßige Beilage "Aus Politik und Zeitgeschichte", die die größte politikwissenschaftliche Zeitschrift im deutschsprachigen Raum ist.

Die beiden auflagenstärksten Sonntagszeitungen "Bild am Sonntag" und "Welt am Sonntag" stammen aus dem Axel Springer Verlag. Sie sind streng genommen eher zu den Wochenzeitungen zu rechnen, weil sie nur einmal wöchentlich erscheinen. Sie berichten sonntags tagesaktuell und lösen häufig durch Exklusiv-Interviews mit Politikern lebhafte Diskussionen am Wochenende aus. Über viele Jahre stießen sie damit in eine Lücke, die von den Tageszeitungen nicht gefüllt wurde. Inzwischen sind viele Tageszeitungen, beispielsweise die "Berliner Morgenpost", der Berliner "Tagesspiegel" und die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" dazu übergegangen, auch sonntags zu erscheinen.
	


	Nachrichtenmagazine
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	Bis zum Jahre 1993, als der Münchner Burda-Verlag "Focus" herausbrachte, hatte "Der Spiegel" als einziges Nachrichtenmagazin eine Monopolstellung. Das von Rudolf Augstein gegründete Magazin, an dem die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 50 Prozent beteiligt sind, verarbeitet Nachrichten mit kommentierendem Akzent zu Stories.

Kritisch wird immer wieder eingewandt, das Nachrichtenmagazin

· vermenge Fakten mit Meinungen, 

· informiere einseitig und pflege eine herabsetzende Sprache, 

· richte seine Kritik vor allem gegen Unionspolitiker. 

Als positiv wird hervorgehoben, der "Spiegel"

· bringe viele zusätzliche Informationen, die nur durch gründliche Recherche beschafft werden könnten, 

· decke Skandale und Affären auf, die für die Öffentlichkeit von Bedeutung seien, 

· mache politische Prozesse und Entscheidungen durch Charakterisierung der handelnden Personen verständlicher, 

· greife neue Themen auf und belebe dadurch die politische Diskussion. 

Ähnlich wie der "Spiegel" (Auflage: 1,1 Millionen) stellt auch "Focus" (Auflage: 750000) Informationen in einen Handlungszusammenhang. Das Magazin, nach dem "Stern" und dem "Spiegel" das Blatt mit den drittgrößten Werbeumsätzen (über 300 Millionen DM), legt großen Wert auf graphische Gestaltung und kurze Beiträge, die es den Lesenden ermöglichen, sich rasch über komplizierte Sachverhalte zu informieren.

In Diskussionen über die Macht der Medien wird gerade im Zusammenhang mit dem "Spiegel" und "Focus" gelegentlich die Frage gestellt, ob die Medien nicht die vierte Gewalt im Staat sind. Nach der Gewaltenteilungstheorie von Montesquieu, einem französischen Gelehrten des 18. Jahrhunderts, gibt es nur drei Gewalten, nämlich das Parlament (Legislative), die Regierung (Exekutive) und die Gerichte (Judikative). In der Praxis wirken die Medien selbstverständlich auf diese Gewalten ein. Sie stellen aber keinen geschlossenen Block neben diesen drei Gewalten dar.
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	Im Vergleich zur ersten deutschen Demokratie hat in der Bundesrepublik die parteieigene Presse sehr geringe Bedeutung. Mehrheitsbeteiligungen hat beispielsweise die SPD heute nur noch bei einer Tageszeitung. Ihre Wochenzeitung "Vorwärts" stellte die Partei aus finanziellen Gründen ein und machte daraus ein Magazin, das kostenlos an alle Mitglieder verteilt wird. 

Ebenso wie die Sozialdemokraten geben die Unionsparteien, die F.D.P. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Pressedienste heraus. Darüber hinaus besitzt die CSU die Wochenzeitung "Bayernkurier" und die PDS das "Neue Deutschland", das ehemalige Zentralorgan der SED.
	


	Zeitschriften
	


 INCLUDEPICTURE "http://www.bpb.de/tmpl/blank.gif" \* MERGEFORMATINET 
[image: image248.png]




 HYPERLINK "http://www.bpb.de/publikationen/06974946804579279596626493295453,11,0,Vielfalt_und_Aufgaben_der_Printmedien.html" \l "footer#footer" 
[image: image249.png]




	[image: image250.png]





	[image: image251.png]



	[image: image252.png]



	[image: image253.png]



	[image: image254.png]




	Das Zeitschriftenangebot in der Bundesrepublik gehört zu einem der vielfältigsten in der Welt. Die Gesamtzahl der Titel wird auf rund 20000 geschätzt. Die Auflage dürfte, da genaue Statis- tiken fehlen, bei 200 Millionen Exemplaren liegen. Allein die Publikumszeitschriften - das sind jene, die sich im Gegensatz zu den Fach- und Zielgruppenzeitschriften an eine bildungs-, alters- und einkommensmäßig breite Leserschaft richten - kamen 1997 auf über 750 Titel mit einer Gesamtauflage an die 130 Millionen Exemplare.

Zu den Publikumszeitschriften zählen vor allem

· die aktuellen Illustrierten, 

· die Frauenzeitschriften und 

· die Programmpresse. 

Die Illustrierten hatten ihre beste Zeit in den fünfziger Jahren. Bei ihrem Bemühen, mit vielen Fotos das Unterhaltungsbedürfnis des Publikums zu befriedigen, sehen sich die Illustrierten jedoch zunehmend der Konkurrenz durch das Fernsehen ausgesetzt.

Später sorgten das Fernsehen, aber auch zahlreiche TV-Zeitschriften, die neben ausführlichen Hinweisen auf TV-Programme auch unterhaltende Teile boten, dafür, daß von den zehn Illustrierten des Jahres 1958 nur noch drei übrig blieben: "stern", "Bunte" und "Neue Revue". Unter ihnen ist der "stern" das Blatt, das sich am meisten mit politischen Themen im weitesten Sinne befaßt. Der "stern" ist bestrebt, Skandale aufzudecken, wittert allerdings auch manchmal dort welche, wo gar keine sind. Noch heute schadet dem Blatt die Veröffentlichung der sogenannten "Hitler-Tagebücher", die sich als plumpe Fälschung erwiesen. Die "Neue Revue" konzentriert sich auf Erotik-Themen, gibt Ratschläge zur Gesundheit und für den Urlaub. Sie berichtet über Prominente aus der Welt des Sports und der Showszene und greift aber auch einmal Umweltskandale oder Drogen-Probleme auf. Burdas "Bunte" beschäftigt sich - wenn auch weniger als früher - mit Europas Hochadel, wendet sich aber sehr viel ausführlicher den Stars von Film und Fernsehen zu. Ähnlich wie die "Neue Revue" informiert sie über Urlaubsparadiese, klammert aber auch politische Themen nicht mehr gänzlich aus.

Kennzeichnend für die Regenbogenpresse, so genannt, weil Blätter wie "Die Neue Post" und das "Neue Blatt" ursprünglich diese Farben als Erkennungszeichen auf der Titelseite führten, ist ihr trivialer und illusionierender Inhalt. Diese Blätter, deren Leserkreis sich in allen sozialen Schichten findet, berichten vor allem über die Prominenz aus Königshäusern, des Show-Geschäfts und des Sports.

Nach der Wende hatten die westdeutschen Illustrierten wenig Erfolg bei der Erschließung neuer Leserschichten in Ostdeutschland. Zwischen Ostsee und Erzgebirge werden statt dessen auf die Bedürfnisse in den neuen Bundesländern zugeschnittene Produkte wie "Super Illu", die auf die besonderen Interessen und Befindlichkeiten der Ostdeutschen eingehen, niedrigpreisige Titel wie "Auf einen Blick", "Echo der Frau" und Blätter mit einem hohen Nutzwert wie "Mein schöner Garten" bevorzugt. Burdas "Super Illu" entwickelte sich inzwischen zu einer Familienzeitschrift, die neben Reportagen über ostdeutsche Zustände einen ausführlichen Ratgeber-Teil und Klatsch aus der Welt des Entertainment bietet - eine Mischung, die sie mit einer Auflage von über 600000 Exemplaren zur meistgelesenen Publikumszeitschrift in Ostdeutschland machte.
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	Quellentext
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	Wie objektiv sind Nachrichten?
Angesichts der Ergebnisse der Nachrichtenforschung und bestärkt durch Beobachtungen der Medien wird immer wieder die Frage nach dem Wahrheitsgehalt der Nachrichten aufgeworfen. Kann die Berichterstattung der Medien bei den vielen verschiedenartigen Einflüssen auf die Nachrichtenauswahl und -übertragung überhaupt ein tendenz- und verzerrungsfreies, objektives Bild der Wirklichkeit vermitteln?

Der erfahrene Journalist und Leiter einer Journalistenschule Wolf Schneider kommt 1984 zu dem Ergebnis: "Wir werden nicht richtig informiert. Wir leben mit der Desinformation [...]. Das liegt erstens an den Regierungen, zweitens an den Schwächen und Anfechtungen von Journalisten und drittens an den Sachzwängen des Journalismus." Eine solche Feststellung steht in scharfem Kontrast zur Verpflichtung des Journalismus auf Sorgfalt und Wahrheit in den verschiedenen Rechtsgrundlagen der Massenmedien. Sehr deutlich heißt es auch im Pressekodex, den vom Deutschen Presserat und den journalistischen Berufsorganisationen beschlossenen publizistischen Grundsätzen: "Achtung vor der Wahrheit und wahrhaftige Unterrichtung der Öffentlichkeit sind oberstes Gebot der Presse."

Bei der Diskussion der Frage, wie objektiv Nachrichten sind und sein können, wird auf verschiedenen Ebenen argumentiert. Einige der Widersprüche lassen sich lösen, wenn man die verschiedenen Betrachtungsebenen voneinander unterscheidet. Mit dem Begriff der Objektivität verbindet sich erstens eine professionelle Norm, zweitens eine politische Forderung und drittens ein theoretisches Problem.

Vom Standpunkt journalistischer Professionalität aus betrachtet ist Objektivität eine Zielvorstellung, handlungsleitende Norm, die sich empirisch weder bestätigen noch falsifizieren (widerlegen) läßt. Sie hat die Aufgabe, bestimmte professionelle Standards zu sichern, die Informationsqualität der Berichterstattung zu verbessern. Objektivität läßt sich [...] mit Begriffen umschreiben wie Sachgerechtigkeit (Richtigkeit, Relevanz) und Unparteilichkeit (Ausgewogenheit, Fairneß, Neutralität) [...]. In diesem Sinne sind auch die Begriffe Objektivität und Wahrheit in den Gesetzestexten und im Pressekodex zu verstehen. [...]

Als politische Forderung hat der Begriff der Objektivität eine instrumentelle, strategische Funktion. Er dient dazu, die Nachrichtenauswahl im Sinne bestimmter [...] Interessen zu beeinflussen und damit letzten Endes über die Massenmedien das gesellschaftliche Gefüge von Macht und Einfluß zu verändern oder auch zu konservieren. Am deutlichsten wird das, wenn in Wahlkampfzeiten den Medien von der einen oder anderen Partei Einseitigkeit vorgeworfen wird. In der Diskussion in der Bundesrepublik rückt dabei oft der Begriff der Ausgewogenheit in den Vordergrund, weil Programmausgewogenheit ein Gebot für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk ist, das sich aus seiner medienpolitischen Sonderstellung ergibt. [...]

Der Objektivitätsbegriff verweist schließlich auf ein theoretisches Problem, das in der Literatur aus unterschiedlichen Blickwinkeln - unter anderem der Erkenntnistheorie, der Wahrnehmungspsychologie, der Wissenssoziologie, der Ideologiekritik - diskutiert wird. [...]

Das Problem besteht darin, daß die reale Umwelt viel "zu groß, zu komplex und auch zu fließend" ist, wie Lippmann (1964) es ausdrückt, "um direkt erfaßt zu werden". Bei der individuellen Wahrnehmung wie auch bei der Umweltbeachtung durch die Nachrichtenmedien kann die Realität immer nur in einem stark vereinfachten Modell "rekonstruiert" werden. [...] Es sind [...] Kategorien oder Schemata, mit deren Hilfe bei der Informationsverarbeitung die Umweltkomplexität reduziert und den Eindrücken Sinn verliehen wird. [...]

Nach Lippmanns Auffassung sind Nachricht und Wahrheit streng voneinander zu unterscheiden. [...]

Die Unterscheidung zwischen Ereignis und Nachrichten [ist] nur in der analytischen Abstraktion eindeutig möglich, in der realen Wahrnehmungssituation wie auch in der journalistischen Praxis jedoch im allgemeinen nicht. Denn das, was die Medien als "Ereignis" begreifen, ist bereits das Ergebnis von Selektions- und Verarbeitungsprozessen. [...] Auch Ereignisse müssen erst als solche definiert werden, [...] in- dem sinnvolle "Figuren" von einem irrelevanten "Hintergrund" abgehoben werden. [...]

Dieser Vorgang der Konstruktion von Realität wird von den Massenmedien geleistet. Man kann die Medien daher auch als "kollektive Organe" begreifen, mit der Funktion, gesellschaftliche Wirklichkeit in Nachrichten zu konstruieren. Damit stellt sich die Frage der Objektivität der Nachrichten nicht nur als ein Abbildungs- und Selektionsproblem, sondern auch als Frage nach der Interpretation von Wirklichkeit: Welche Interpretationsschemata, welche Hypothesen über die Realität wenden die Medien an, wenn sie uns die Welt durch Nachrichten deuten und damit wahrnehmbar machen?

Winfried Schulz, "Nachrichten", in: Elisabeth Noelle-Neumann u. a. (Hg.), Publizistik - Massenkommunikation, Frankfurt/Main 1997, S. 332 ff.
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	Besondere Zielgruppen

Wie alle Publikumszeitschriften richten sich auch die für Frauen an deren besonderen Lesebedürfnissen aus. Die jeweiligen Nutzerinnen sollen sich in ihrem Lebensstil in den verschiedenen Titeln wiedererkennen. So wenden sich einige Zeitschriften an ein vorwiegend am häuslichen Bereich interessiertes Publikum, geteilt in gehobenere und untere Einkommens- und Bildungsschichten. Jüngeren Zielgruppen gehobenerer Einkommenschichten mit breiterem und anspruchsvollerem Interessenspektrum und zum Teil stärker berufsorientierten Lebensentwürfen suchen beispielsweise Blätter wie "Brigitte" und "Allegra" gerecht zu werden. Diese Zeitschriften erweitern ihren Themenbereich auch um Empfehlungen, damit sich ihre Leserinnen in einer immer noch weitgehend männlich geprägten Arbeitswelt behaupten können. Während Länderreportagen, psychologisch und gesellschaftspolitisch orientierte Themen zunehmend an Raum gewinnen, bleiben traditionelle Wirtschafts- und Politikbereiche nach wie vor überwiegend ausgeklammert.

Der anhaltende Erfolg dieser Zeitschriften hängt wohl neben dem eindeutigen Bezug auf weibliche Sichtweisen und Erfahrungsbereiche auch damit zusammen, daß diese Blätter ihre Zielgruppe zu verstärktem Selbstbewußtsein und zur Erprobung differenzierterer Lebensmuster ermutigen wollen. Andere vermuten, die Millionenauflage der Frauenzeitschriften sei die Antwort darauf, daß speziell Frauen interessierende Themen in Zeitungen und Zeitschriften zu wenig berücksichtigt werden. Zugespitzt lautet die These: Zu viele Männer in den Chefetagen denken in ihren Publikationen vorwiegend an die Lesebedürfnisse der Männer.

Eine Sonderstellung unter den Frauenzeitschriften nimmt "Emma" ein, die für eine umfassende Gleichstellung der Frauen kämpft. Das von Alice Schwarzer gegründete Blatt, das sich als Zeitschrift "von Frauen für Menschen" bezeichnet, kommt vor allem dem Lesebedürfnis von feministisch orientierten oder interessierten Leserinnen entgegen.

Auflagenmäßig sind mit den Frauenzeitschriften die Periodika nicht zu vergleichen, die sich besonders an den Lesebedürfnissen von Männern orientieren. Die bekannteste Männerzeitschrift ist immer noch die Zeitschrift "Playboy" (Auflage: 230000), die Erotik in Wort und Bild mit Berichten und Reportagen auch zu anderen Themen verbindet. An dem Bild einer neuen Männlichkeit orientieren sich Blätter wie "Fit for Fun" und "Men's Health".

Andere Publikumszeitschriften wenden sich vor allem an Jugendliche. Dazu gehören "Bravo", "Micky Maus", "Extratour", "Bravo-Girl", "Mädchen" und "Popcorn". Spitzenreiter ist seit Jahrzehnten "Bravo" mit einer Auflage um 1,3 Millionen. Die Zeitschrift informiert über die jungen Stars der Musikszene, betreibt sexuelle Aufklärung, veröffentlicht Fortsetzungsromane in Bildform und präsentiert auf großformatigen Postern Lieblinge des Show-Geschäfts.

Wie der Name Special-Interest-Zeitschriften schon sagt, wenden sich viele Publikationen mit großem Erfolg an Männer und Frauen, die besondere Interessen haben - so etwa am Handwerken, Surfen, Skifahren und Segeln, Computer oder Garten. Gemeinsames Merkmal ist, daß sie den Lesestoff in möglichst unterhaltsamer Form bieten. Spezialisiertes Wissen für Fachleute bieten vor allem die Fachzeitschriften. Die vorwiegend von kleineren Verlagen hergestellten Periodika sind in der modernen hochgradig arbeitsteiligen Gesellschaft für fast jeden zweiten Berufstätigen zum wichtigen Medium für Aus- und Fortbildung geworden.

Die Presse der Verbände verfolgt vor allem zwei Ziele: Sie will die Mitglieder unterrichten und für deren Bindung an den Verband sorgen, und sie versucht, politische Entscheidungen zu beeinflussen. Das gilt beispielsweise für die Gewerkschaftspresse, die, abhängig von den Mitgliederzahlen, zum Teil hohe Auflagen erreicht. So kommen die Blätter der im DGB vereinigten Industriegewerkschaften insgesamt auf über sieben Millionen Exemplare. Millionenauflagen erzielt auch die konfessionelle Presse. Die katholische Kirche gibt Bistums-, Familien-, Sonntags-, Ordens- und Missionsblätter heraus sowie das Nachrichtenmagazin "Weltbild" und die Boulevardzeitung "Neue Bildpost". Die evangelische Kirche versorgt ihre Mitglieder mit Gemeindebriefen und Sonntagsblättern. Beide Kirchen betreiben eine eigene Nachrichtenagentur und verfügen über Spezialdienste, die sich mit der Entwicklung der elektronischen Medien und des Films beschäftigen.

Neben den Publikums-, Zielgruppen-, Fach- und Verbandszeitschriften gibt es noch ein breites Spektrum von Betriebs- und Kundenzeitschriften. Besonders die unternehmensfinanzierten Kundenmagazine erlebten in den letzten Jahren eine Titelflut mit Riesenauflagen. Von 1987 bis 1998 stieg die Zahl der Titel von 762 auf über 1200. Die verbreitete Gesamtauflage (pro Ausgabe gerechnet) liegt mittlerweile bei fast 300 Millionen Exemplaren.
	


	Bedeutung der Anzeigen
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	Presseprodukte finanzieren sich, von Ausnahmen wie Anzeigenblättern abgesehen, aus zwei Einnahmequellen - den Erlösen aus dem Verkauf (im Abonnement oder Einzelverkauf) und den Anzeigen. Bei den Tageszeitungen stammen rund zwei Drittel der Erlöse aus dem Inseratengeschäft. Anders formuliert: Presseprodukte werden auf zwei verschiedenen Märkten abgesetzt - als publizistische Erzeugnisse auf dem Markt derjenigen, die das Produkt lesen, und als Werbeträger auf dem Anzeigenmarkt. Beide Märkte hängen gegenseitig voneinander ab, weil eine hohe Leserzahl Voraussetzung für einen hohen Anzeigenpreis ist.

Die Abhängigkeit der Tageszeitungen von Anzeigen birgt Gefahren in sich. Die meisten Blätter haben zwar auf dem Markt eine Position, die es ihnen gestattet, auf Konjunkturschwankungen durch eine Änderung der Vertriebspreise, der Anzeigenpreise oder der Leistung (verringerter Umfang) relativ kurzfristig zu reagieren, doch können Rezessionsphasen das Ende des Erscheinens oder der wirtschaftlichen oder redaktionellen Selbständigkeit bereits gefährdeter Zeitungen durchaus beschleunigen. Das gilt vor allem für die sogenannten Zweitzeitungen, das sind jene, die innerhalb eines bestimmten Verbreitungsgebietes die zweithöchste Auflage haben.

Im Zusammenhang mit der Anzeigenabhängigkeit der Presse wird immer wieder die Frage gestellt, ob Anzeigenkunden Einfluß auf den Inhalt der Zeitungen und Zeitschriften ausüben können. Die Antwort lautet: In vereinzelten Fällen sind in der Vergangenheit durchaus Druckversuche von Inserenten bekanntgeworden. Solche Pressionen haben deshalb wenig Aussicht auf Erfolg, weil zwischen Anzeigenkunden und Zeitung eine gegenseitige Abhängigkeit besteht. Ein Händler beispielsweise hat (zur Zeit) kaum eine Möglichkeit, auf seine Angebote aufmerksam zu machen, wenn er das einzige Lokalblatt boykottiert. Auflagenstärkere Zeitungen würden dem Druck häufig ohnehin nicht nachgeben, weil ein Anzeigenentzug einzelner Kunden die Rentabilität nicht gefährden würde. Häufig werden einzelne Seiten, sogenannte Service-Teile, und ganze Zeitschriften nicht in erster Linie mit Blick auf die Leserinnen und Leser, sondern auf die Anzeigenkundschaft produziert, die sich in der Regel dann schneller zu einem Inserat entschließt, wenn sie ein sogenanntes anzeigenfreundliches redaktionelles Umfeld vorfindet. So inserieren Reiseveranstalter lieber auf Reise-, Autohersteller eher auf Auto-Seiten.

So wichtig es auch ist, auf das Problem der Abhängigkeit der Presse von Anzeigen hinzuweisen - zwei Gesichtspunkte dürfen dabei nicht übersehen werden: Zum einen bieten Inserate den Leserinnen und Lesern selbstverständlich Informationen, denn sie ermöglichen ihnen Preisvergleiche, helfen ihnen, eine Stellung zu finden oder ein Auto zu verkaufen, kurzum, sie sind für sie nützlich; zum anderen sind sie von erheblicher volkswirtschaftlicher Bedeutung, denn immerhin betrugen die Gesamtausgaben für die Werbung in Tageszeitungen 1996 fast elf Milliarden DM. Sie übertrafen damit die Fernsehwerbung um das Vierfache.

Aus der Sicht der Werbung ist vor allem die Zielgruppe wichtig. Für einen Hersteller wertvoller Armbanduhren ist es lohnender, eine Anzeige in einer Publikation aufzugeben, die eine kleine kaufkräftige Leserschaft hat, als in einem Blatt mit einer wesentlich höheren Auflage und einem entsprechend höheren Anzeigenpreis, das aber an ein jugendliches Publikum geht, bei dem kein Interesse für wertvolle Uhren besteht. Im zuletzt genannten Fall wären die Streuverluste für den Anzeigenkunden viel zu groß. Das Beispiel verdeutlicht zugleich, daß nicht nur Zeitungen und Zeitschriften auf Anzeigen angewiesen sind, sondern daß umgekehrt die werbende Wirtschaft auch bestimmter Publikationen bedarf, um für ihre Produkte mit einem Höchstmaß an Wirksamkeit werben zu können. Viele Inserenten plazieren beispielsweise Anzeigen im "Spiegel", unabhängig davon, ob ihnen dessen politische Richtung gefällt oder nicht, weil der "Spiegel" ein kaufkräftiges Publikum mit vielen Entscheidungsträgern erreicht. 
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	Werberichtlinien
Der Zentralverband der deutschen Werbewirtschaft (ZAW) hat Richtlinien herausgegeben, die dazu dienen sollen, Anzeigen für die Leserschaft klar erkennbar zu machen. In diesen Richtlinien heißt es unter anderem:

Ziffer 1: Nicht erkennbarer Anzeigencharakter

Eine Anzeige in einem Druckwerk, die durch ihre Anordnung, Gestaltung oder Formulierung wie ein Beitrag des redaktionellen Teils erscheint, ohne den Anzeigencharakter, das heißt den Charakter einer entgeltlichen Veröffentlichung, für den flüchtigen Durchschnittsleser erkennen zu lassen, ist irreführend gegenüber Lesern und unlauter gegenüber Mitbewerbern.

Ziffer 2: Kenntlichmachen einer Anzeige durch Gestaltung und Anordnung

Der Charakter als Anzeige kann durch eine vom redaktionellen Teil deutlich abweichende Gestaltung - Bild, Grafik, Schriftart und -grade, Layout und ähnliche Merkmale - und durch die Anordnung des Beitrages im Gesamtbild oder Gesamtzusammenhang einer Druckseite kenntlich gemacht werden.

Ziffer 3: Kennzeichnungspflicht als Anzeige bei Verwechslungsgefahr

Hat der Verleger eines Druckwerks oder der für den Anzeigenteil Verantwortliche für eine Veröffentlichung ein Entgelt erhalten, gefordert oder sich versprechen lassen und reichen die in Ziffer 2 genannten Elemente nicht aus, den Anzeigencharakter der Veröffentlichung für den flüchtigen Durchschnittsleser erkennbar werden zu lassen, ist diese Veröffentlichung deutlich mit dem Wort "Anzeige" zu kennzeichnen. [...]

Ziffer 9: Verbot von redaktionellen Zugaben

Redaktionelle Beiträge in Bild und Text außerhalb des Anzeigenteils einer Druckschrift, die

a) als zusätzliche Gegenleistung des Verlegers im Zusammenhang mit der Erteilung eines Anzeigenauftrages angeboten, gefordert oder veröffentlicht werden,

b) dabei in Form günstiger Beurteilung oder mit dem Anschein der Objektivität den Anzeigenauftraggeber, seine Erzeugnisse, Leistungen oder Veranstaltungen erwähnen und

c) hierdurch dem Erwerbsstreben dienen, ohne diese Absicht erkennen zu lassen,

sind unlauter und stellen außerdem einen Verstoß gegen die Zugabeverordnung dar. Diese Kopplungsangebote sind daher verboten.

ZAW, Bonn 1996.
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	Seit mehr als drei Jahrzehnten ist im Pressewesen, wie in vielen anderen Wirtschaftszweigen, ein Trend zu größeren Betriebseinheiten zu beobachten. Während dieser Zeit haben sich in der Abonnementtagespresse der durchschnittliche Seitenumfang des redaktionellen Textes und des Anzeigenteils etwa verdoppelt. Es gibt zwar immer noch redaktionelle Ausgaben mit einer Auflage unter 5000 Exemplaren, doch werden die hohen Auflagen auch anteilsmäßig von einigen wenigen Verlagen erzielt.

Verlage haben sich in der Vergangenheit zusammengeschlossen, um Kosten zu sparen und die Risiken zu verteilen. Natürlich hat es in den siebziger Jahren auch einen Verdrängungswettbewerb gegeben, der die Pressekonzentration gefördert hat. Das Kartellreferat des Bundeswirtschaftsministeriums machte drei Formen dieses Wettbewerbs aus: 

· gespaltene Abonnementspreise des auflagestärkeren Blattes im Verbreitungsgebiet des schwächeren, 

· länger dauernde Belieferungen mit Freiexemplaren des vordringenden Verlages im Einzugsbereich des kleineren, 

· überhöhte Werbegeschenke für die Vermittlung eines neuen Abonnements. 



Mit dem Erwerb der früheren SED-Bezirkszeitungen durch die westdeutschen Großverlage wurde ein Konzentrationsprozeß in Gang gesetzt, der an Tempo und Ausmaß alles überbot, was man bislang in Deutschland erlebt hatte. Leidtragende waren vor allem die regionalen Ausgaben der Blätter der ehemaligen Blockparteien. Auch kurz nach der Wende neu gegründete Zeitungen mußten sich schon bald dem Konkurrenzdruck der regionalen Auflagenriesen beugen. Es zeigte sich auch, daß "Good-will-Klauseln" wenig wert sind: Die Erwerber der ehemaligen SED-Bezirkszeitungen ließen die in den Verkaufsverträgen mit der Treuhandanstalt eingegangene Verpflichtung weithin unbeachtet, "in wirtschaftlich vertretbarem Umfang - im Wege der Kooperation oder auf andere geeignete Weise - nach Möglichkeiten zu suchen, die Entfaltung eigener Aktivitäten von kleinen Lokalzeitungen nicht zu behindern". 

Die Preispolitik der Großverlage und die Tatsache, daß sie von Anfang an über Druckereien vor Ort verfügten, während die kleineren Zeitungen aber keine Möglichkeit hatten, Immobilien am Erscheinungsort zu erwerben, führten schon bald nach der Gründung zur Einstellung vieler kleinerer Blätter oder zu ihrem Verkauf. Lokale Konkurrenz haben die in den neuen Ländern engagierten westdeutschen Großverlage als Besitzer der ehemaligen SED-Bezirkszeitungen heute nur noch in Ausnahmefällen zu fürchten.

Große Konzerne

Bertelsmann, Springer, Bauer und Burda - das sind die vier großen Konzerne, von denen die meisten auflagestarken Tageszeitungen und Zeitschriften stammen, und diese vier sind es auch, die zusammen mit der Kirch-Gruppe, der "Westdeutschen Allgemeinen Zeitung" (Essen) und der Holtzbrinck-Gruppe den privaten Hörfunk- und Fernsehmarkt beherrschen.

Die folgende Darstellung beschränkt sich auf den Pressebereich. Das Engagement dieser Unternehmen bei den elektronischen Medien wird im Kapitel über den Privatfunk analysiert (vgl. Seite 33ff.).

Die Axel Springer Verlag AG (Eigner: Springer Erbengemeinschaft mit 50 Prozent und einer Aktie, 40,05 Prozent Kirch-Gruppe, Rest: Kleinaktionäre) ist der größte Zeitungsverlag in Europa (Marktanteil an den Tageszeitungen in der Bundesrepublik 1997: 23,7 Prozent). Er ist Herausgeber der auflagenstärksten 

· überregionalen Boulevardzeitung ("Bild-Zeitung"), 

· Mittagszeitung ("Hamburger Abendblatt"), 

· Sonntagszeitungen ("Bild am Sonntag, "Welt am Sonntag"), 

· Hörfunk- und Fernsehzeitschrift ("Hör zu"). 

Zum Springer-Konzern gehören ferner unter anderem die Tageszeitungen "Berliner Morgenpost", "Die Welt", "BZ", "Elmshorner Nachrichten" und die "Bergedorfer Zeitung" sowie die Zeitschriften "Funk Uhr", "Bildwoche", "Auto-Bild", "Bild der Frau", "Sport-Bild", "Journal für die Frau", "TV neu", "Allegra" und "Computer Bild". Hinzu kommen Anzeigenblätter. Außerdem besitzt der Konzern Kapitalanteile an Zeitungen wie der "Volkszeitung" (Leipzig), der "Ostsee-Zeitung" (Rostock), den "Harburger Anzeigen und Nachrichten", den "Kieler Nachrichten" und den "Lübecker Nachrichten". Im Ausland hat sich Springer unter anderem in Ungarn, Polen, der Slowakei und Spanien im Printbereich engagiert. 1997 lag der Gesamtumsatz des Konzerns bei 4,5 Milliarden DM.

Mit Abstand größter Medienkonzern Europas ist die Bertelsmann-Aktiengesellschaft. Der Gigant aus Gütersloh begann mit Büchern und Schallplatten, baute Leseringe auf (unter anderem Deutsche Buchgemeinschaft), kaufte Großdruckereien und Verlage und stieg auch ins Funk-, Fernseh- und Filmgeschäft ein (unter anderem UFA Filmproduktion, Radio Hamburg, RTL, RTL 2, Super RTL, VOX). Er erwarb 1996 die Luxemburger Hörfunk- und Fernsehgesellschaft CLT (Compagnie Luxembourgeoise de Télédiffusion) und ist mehrheitlich am Hamburger Zeitschriften-Großverlag Gruner + Jahr beteiligt. 

1998 kaufte die Bertelsmann AG die US-Verlagsgruppe Random House, den bedeutendsten englischsprachigen Buchverlag der Welt. Seit längerem gehört dem Gütersloher Konzern bereits mit der Verlagsgruppe Bantam Doubleday Bell einer der weltweit führenden Verlage englischer Sprache. 1996/97 erzielte der Konzern einen Umsatz von über 22 Milliarden DM, davon mehr als die Hälfte im Ausland. Der Konzern gehört seinem Gründer Reinhard Mohn und der Bertelsmann-Stiftung.

Gruner + Jahr, eine Bertelsmann-Tochter, setzte 1996/97 über 4,5 Milliarden DM um. Das Hamburger Unternehmen bringt Zeitschriften wie "stern", "Geo", "Capital", "Brigitte", "essen & trinken" und "PM" sowie die "Berliner Zeitung" und die "Hamburger Morgenpost" heraus. Mehrheitsbeteiligungen hält der Konzern an der "Sächsischen Zeitung" und an der "Morgenpost Sachsen" (beide Dresden). Im Zeitschriftenbereich ist er in den USA, Frankreich, Großbritannien, Spanien und Polen tätig.

Mit einem Umsatz von rund drei Milliarden DM (1997) steht der Hamburger Bauer-Verlag im Pressebereich an dritter Stelle. Seine Zeitschriften (unter anderem "Fernsehwoche", "Tina", "Bravo", "Neue Revue", "Neue Post") wollen unterhalten. Bauer gehören mehrere Verlage für Fachzeitschriften und Romanhefte, Publikumszeitschriften in Großbritannien, den USA und Ungarn sowie die Tageszeitung "Volksstimme" in Magdeburg.

Beim Burda-Verlag mit einem Jahresumsatz (1997) von fast zwei Milliarden DM erscheinen unter anderem die Zeitschriften "Bunte", "Focus", "Freundin", "Super Illu" und "Das Haus". Zum Verlag gehören auch die "Norddeutschen Neuesten Nachrichten" (Rostock) und die "Schweriner Volkszeitung".

Zu den Großen der Branche zählt außerdem die Georg von Holtzbrinck GmbH (Umsatz 1997: über zwei Milliarden DM). Sie besitzt Buchverlage, Tageszeitungen wie das "Handelsblatt", die "Lausitzer Rundschau" (Cottbus), die "Main-Post" (Würzburg), die "Saarbrücker Zeitung", den "Tagesspiegel" (Berlin) und den "Südkurier" (Konstanz) sowie Wochenzeitungen und -magazine ("Die Zeit" und "Wirtschaftswoche"). Das Stuttgarter Unternehmen ist ferner an verschiedenen Fernseh- und Hörfunkveranstaltern beteiligt, vor allem in Ostdeutschland.

Mit der "Westdeutschen Allgemeinen Zeitung" (Essen), der "Westfälischen Rundschau" (Dortmund), der "Neuen Ruhr-Zeitung", der "Westfalenpost" (Bielefeld), der "Thüringer Allgemeinen" (Erfurt) und der "Ostthüringer Zeitung" (Gera) ist der Konzern der Westdeutschen Allgemeinen Zeitungsverlagsgesellschaft E. Brost & Funke eines der einflußreichsten Unternehmen im Tageszeitungsgeschäft. Die Gesellschaft hat auch Anteile an den beiden Wiener Boulevardblättern "Neue Kronen-Zeitung" und "Kurier" erworben und ist beim größten europäischen Fernsehveranstalter, der CLT/UFA beteiligt.
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	Privatisierung der DDR-Presse
Die Strukturen der Zeitungslandschaft in der DDR entstanden 1952 nach der Aufteilung des DDR-Territoriums in 15 Bezirke und blieben seitdem beinahe unverändert. Insgesamt erschienen 38 Tageszeitungen. Außer dem von der SED in Millionenauflage herausgegebenen "Neuen Deutschland" gab es überregionale Tageszeitungen der Blockparteien und Massenorganisationen sowie regionale Tageszeitungen in den 15 DDR-Bezirken. Mit Auflagen 1989 zwischen 178500 und 663700 Exemplaren waren die SED-Bezirkszeitungen im Bereich der ostdeutschen Tagespresse dominierend. Die vier überregionalen und 14 regionalen Tageszeitungen der Blockparteien zusammen erreichten nur neun Prozent der Gesamtauflage der Tagespresse und lagen damit unter der Auflagenhöhe der FDJ-Tageszeitung "Junge Welt" mit 1,5 Millionen Exemplaren. Ähnlich hohe Auflagen wie die "Junge Welt" hatten auch die Wochenzeitungen "Wochenpost" (1,2 Millionen), die Illustrierte "Für Dich" (900000 Exemplare) und die Rundfunkzeitung "FF-Dabei" (1,4 Millionen).

Nach der Absetzung Honeckers und dem Fall der Mauer kam es in allen Redaktionskollegien zu harten Auseinandersetzungen über Schuld und Verantwortung jedes einzelnen. Die Chefredakteure der SED-Zeitungen, die auf dem Höhepunkt der Staatskrise an ihren alten Methoden des Verschweigens der Wahrheit festgehalten und sich für den Fortbestand der SED-Diktatur eingesetzt hatten, verloren binnen kürzester Zeit ihre einflußreichen Positionen. In demokratischen Wahlverfahren wurden sie bis zum 15. Januar 1990 durch weniger belastete Journalisten ersetzt. Die Blockparteien wechselten dagegen bei ihren Regionalzeitungen zunächst nur die Hälfte der 14 Chefredakteure aus. Die Entlassung der leitenden Kader war der Beginn eines Selbstreinigungsprozesses, in dessen Verlauf manche Chefredaktionen geschlossen zurücktraten. [...]

Schon bald nach dem Fall der Mauer versuchten Verlage aus der Bundesrepublik Deutschland, mit unterschiedlichen Strategien auf dem ostdeutschen Zeitungsmarkt Fuß zu fassen. Es begann damit, daß einige überregionale Zeitungsverlage ihre westdeutschen Ausgaben in die DDR lieferten. Damit reagierten sie auf das anfänglich große Interesse an westlichen Presseerzeugnissen und vergrößerten zugleich ihren eigenen Anteil an dem gesamtdeutschen Zeitungsmarkt. Um die neuen Leser auch dann noch an sich zu binden, wenn der Neuigkeitswert dieser Zeitungen verbraucht sein würde, ergänzten grenznahe Verlage dieses Angebot wenig später durch Lokalausgaben. Wesentlich risikoreicher war dagegen die Gründung neuer Zeitungsverlage in den DDR im Jahre 1990. Kleine und mittlere westdeutsche Verlage riefen rund 60 neue Tageszeitungen ins Leben, wobei sie bei 29 als Alleininvestoren und bei den übrigen als Anteilseigner auftraten. [...]

Auf dem Zeitungsmarkt begann bereits 1990 ein Schrumpfungsprozeß, der 1991/92 wegen der publizistischen Übermacht der früheren SED-Bezirkszeitungen alle Marktsegmente erfaßte. Von den zwischen Herbst 1989 und Frühjahr 1990 entstandenen 30 alternativen Zeitungen existierten im Oktober 1991 nur noch drei. Auch die Hoffnungen der kleinen und mittleren westdeutschen Verlage erfüllten sich nicht. 1993 war bereits die Hälfte der 1990 gegründeten 60 neuen Tageszeitungen wieder vom Markt verschwunden. Den Zeitungen der ehemaligen Blockparteien, die schon zu DDR-Zeiten eine marginale Rolle gespielt hatten, erging es nicht besser. Ihr Auflagenanteil ging bei der Regionalpresse von neun Prozent nach der Wende auf 2,8 Prozent im Mai 1992 zurück. Das bedeutete, daß elf der 14 Zeitungen ihr Erscheinen einstellen mußten. In Berlin wurden fast alle überregionalen Zeitungen der Parteien und Massenorganisationen verdrängt: "National-Zeitung", "Der Morgen", "Deutsches Landblatt" (Nachfolger des "Bauernecho"), "Neue Zeit", "Sportecho" und "Tribüne". Das Neue Deutschland verlor zwischen 1989 und 1994 über 90 Prozent seiner Leser (1,1 Millionen 1989, 79600 1994), die "Junge Welt" fiel von 1,5 Millionen auf 33200 (Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 1995).

Im Bereich der Zeitschriften und Wochenzeitungen hat bis Ende 1996 von den früheren Erfolgstiteln nur die "Wochenpost" überlebt, ist seither aber Bestandteil der Wochenzeitung "Die Woche". Dem Verdrängungswettbewerb fielen auch eine Reihe von Titeln zum Opfer, die zu DDR-Zeiten äußerst populär waren, so die Frauenzeitschrift "Für Dich", die Programmzeitschrift "F.F. dabei", die "Neue Berliner Illustrierte" und die "Freie Welt". Die Kulturzeitung "Sonntag" fusionierte Ende 1990 mit der "Deutschen Volkszeitung", dem ehemaligen Sprachrohr der DKP, und erscheint seitdem unter dem Titel "Freitag". Auch diese Zeitung, die ihre Leser im linken Spektrum zwischen PDS und Bündnis 90/Die Grünen zu gewinnen versucht, kämpft bei einer Auflage von 23000 (1995) um ihre Weiterexistenz.

Irene Charlotte Streul, "Die Medien", in: Oskar Niedermayer (Hg.), Intermediäre Strukturen in Ostdeutschland (Beiträge zu den Berichten der Kommission für die Erforschung des sozialen und politischen Wandels in den neuen Bundesländern), Opladen 1996, S. 445 ff. 
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Als Geburtsstunde des Rundfunks wird ein Ereignis angesehen, das Weihnachten 1906 in den USA stattfand. Die mit Funkgeräten ausgestatteten Schiffe im Hafen von New York empfingen klassische Musik und Bibelzitate. Voraussetzung dafür war die Entdeckung elektromagnetischer Wellen durch den deutschen Physiker Heinrich Hertz im Jahre 1888.

Die weitere Entwicklung wurde in Deutschland durch den Ausbruch des Ersten Weltkrieges behindert. Funktelegraphie war auf die militärische Nutzung beschränkt. In der Weimarer Republik waren neben Zeitungsverlagen und Nachrichtenagenturen auch Elektrofirmen, das Reichsinnenministerium, die Reichspost und die Länder daran interessiert, Rundfunk zu veranstalten, oder ihn zu kontrollieren. Kennzeichen der neuen Rundfunkordnung, die der Reichstag 1926 beschloß, drei Jahre nach der Aufnahme regelmäßiger Nachrichtensendungen aus dem Vox-Haus in Berlin, waren: 

· überragende wirtschaftliche und technische Stellung der Reichspost, 

· politische Kontrolle der Programminhalte durch das Reichsinnenministerium und die Länder, 

· Kontrolle der musikalisch-literarischen Darbietungen durch die Reichspost und das Auswärtige Amt. 



Trotz dieser Kontrolle wurde die Konzeption eines Rundfunks, der parteipolitisch neutral sein und nicht einzelnen Parteien und Regierungen gehören sollte, weithin als richtig erkannt.

Während der Zeit des Nationalsozialismus wurde der Rundfunk verstaatlicht und zentralisiert. Die Nationalsozialisten erreichten durch den Bau eines leicht erschwinglichen "Volksempfängers", daß fast alle Haushalte mit der NS-Propaganda über den Hörfunk versorgt wurden.

Nach dem Zweiten Weltkrieg nutzten die Alliierten vorübergehend die Sender zur Kontrolle der wirtschaftlichen und politischen Lage im besetzten Deutschland. Während die Sowjets in ihrer Besatzungszone und der späteren DDR dafür sorgten, daß die Hörfunk- und später auch die Fernsehprogramme kritiklos die politischen Entscheidungen und die Ideologie der SED verkündeten, legten die westlichen Alliierten die Grundlagen für einen von staatlichen und wirtschaftlichen Einflüssen weitgehend freien öffentlich-rechtlichen Rundfunk nach dem Modell der British Broadcasting Company (BCC).

Die Rundfunkanstalten, die in den einzelnen westlichen Bundesländern entstanden, unterschieden sich von den Verhältnissen in der Weimarer Republik von vornherein, vor allem in einem Punkt: Es gab keinen vorherrschenden Einfluß von Regierungen auf die Personal- und Programmpolitik. Zum Austausch von Programmen und ihrer gemeinsamen Herstellung schlossen sich die öffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanstalten 1950 aus Kostengründen zu einer Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland (ARD) zusammen. Außer den Hörfunkprogrammen senden die Anstalten der ARD regionale Fernsehprogramme und verbreiten seit 1954 gemeinsam das Programm des Ersten Deutschen Fernsehens. 

Zeitungs- und Zeitschriftenverleger sowie die werbetreibende Wirtschaft interessierten sich seit den fünfziger Jahren in zunehmendem Maße für die Einführung des privaten Fernsehens. Hinzu kam die Unzufriedenheit von CDU-Politikern über ihre Darstellung in den Programmen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, die sie für einseitig hielten. Die Bundesregierung wollte deshalb Ende der fünfziger Jahre die gesetzlichen Grundlagen für den privaten Rundfunk schaffen, scheiterte damit aber am Bundesverfassungsgericht. Das erklärte 1961 die Gründung der Deutschland-Fernsehen GmbH, an der der Bund mit 51 Prozent beteiligt und die als Auftraggeberin für kommerzielle Programmanbieter gedacht war, für verfassungswidrig. Begründung: Die geplante Gesellschaft verstoße gegen den Grundsatz einer hinreichenden Staatsferne. Überdies hätten allein die Länder die Befugnis, die Organisation und die Finanzierung des Rundfunks zu regeln, weil er ein kulturelles Gut sei. Nach der Aufteilung der Zuständigkeiten im Grundgesetz liegt die Kulturhoheit bei den Ländern. Deswegen darf der Bund bis heute in alleiniger Zuständigkeit nur die gesetzlichen Bestimmungen für den Auslandsrundfunk (Deutsche Welle) festlegen.

Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1961 zog sich der Bund weitgehend aus der Rundfunkpolitik zurück. Die Ministerpräsidenten der Länder unterzeichneten am 6. Juni desselben Jahres einen Staatsvertrag über die Gründung des Zweiten Deutschen Fernsehens (ZDF). Damit entstand neben der ARD eine von allen Ländern getragene zentrale Fernsehanstalt, die am 1. April 1963 ihren Betrieb aufnahm. 
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	Bestimmend für die Entwicklung des Hörfunks und des Fernsehens waren in den achtziger Jahren vor allem die Fernsehurteile des Bundesverfassungsgerichts und die Rundfunkstaatsverträge der Länder, die neue technische Entwicklungen (mehr Übertragungsmöglichkeiten für Hörfunk- und Fernsehprogramme) berücksichtigten. Die Regierungschefs der Länder entschieden sich für eine duale Rundfunkordnung, ein Nebeneinander von öffentlich-rechtlichem und privatem Rundfunk. Dabei gab es harte Auseinandersetzungen zwischen den SPD- und CDU/CSU-regierten Ländern, weil die einen mehr mit den öffentlich-rechtlichen Sendern und die anderen mit den privaten sympathisierten - beide sollten aber eine Entwicklungs- und Überlebensgarantie haben.

Bis Ende 1983 veranstalteten allein öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten Hörfunk- und Fernsehprogramme, obwohl das Bundesverfassungsgericht in seinem Fernseh-Urteil von 1961 erklärt hatte, daß unter bestimmten Bedingungen auch private Veranstalter zugelassen werden könnten. Die Richter in Karlsruhe begründeten dies vor allem mit dem Frequenzmangel, der inzwischen durch technische Entwicklungen aber behoben ist.

Der neuen Ausgangssituation trug das Bundesverfassungsgericht im sogenannten dritten Fernsehurteil 1981 Rechnung. Es wies jedoch darauf hin, daß der Gesetzgeber Vorkehrungen treffen muß, die sicherstellen, daß der Rundfunk nicht einer einzelnen gesellschaftlichen Gruppe ausgeliefert wird, daß die in Betracht kommenden gesellschaftlichen Kräfte im Gesamtprogramm zu Wort kommen und daß die Freiheit der Berichterstattung unangetastet bleibt. Auch bei einem Fortfall der bisherigen technischen Beschränkungen könnte nicht mit hinreichender Sicherheit erwartet werden, so betonte das Gericht, daß das Programmangebot in seiner Gesamtheit kraft der Eigengesetzlichkeit des Wettbewerbs den Anforderungen der Rundfunkfreiheit entsprechen werde. Die Richter in Karlsruhe knüpften wegen der Bedeutung des Fernsehens und des erheblichen finanziellen Aufwandes die Zulassung von privaten Veranstaltern erneut an Auflagen. Sie betonten jedoch, daß es dem Gesetzgeber überlassen bleibe, ob er vorschreibe, daß jeder Veranstalter für ein vielfältiges Programm sorgen müsse (sogenannte "binnenpluralistische Struktur") oder ob das Gesamtangebot der Programme aller Veranstalter die bestehende Meinungsvielfalt widerspiegeln müsse (sogenannte "außenpluralistische Struktur").

Vielfaltsanforderungen

1986, zwei Jahre nach Einführung des Privatfunks, beschrieb das Bundesverfassungsgericht die neue duale Rundfunkordnung so: Die sogenannte Grundversorgung (Versorgung aller Bürgerinnen und Bürger mit Informationen, Bildung, Kultur und Unterhaltung) sei Sache der öffentlich-rechtlichen Anstalten, weil deren Programme - technisch gesehen - fast die gesamte Bevölkerung erreichten und dank ihrer Teilfinanzierung durch Gebühren nicht in gleicher Weise wie private Veranstalter auf Einschaltquoten angewiesen seien. Solange die Anstalten diese Aufgabe erfüllten, sei es gerechtfertigt, an die Breite des Programmangebots und die Sicherung gleichgewichtiger Vielfalt im privaten Rundfunk nicht gleich hohe Anforderungen zu stellen.

Diesen Gedanken nahm das Bundesverfassungsgericht 1991 in seinem sechsten Fernsehurteil wieder auf. Darin hob es hervor, es sei ein falscher Schluß, anzunehmen, "daß der Gesetzgeber die Vielfaltsanforderungen in gegenständlicher und meinungsmäßiger Hinsicht an private Rundfunkveranstalter senken müsse". Diese Anforderungen dürften allerdings nicht so hoch sein, daß sie die Veranstaltung privaten Hörfunks und Fernsehens ausschließen würden.

Im Februar 1994 erklärte das Gericht das bisherige Verfahren zur Festsetzung der Rundfunkgebühren für verfassungswidrig. Bis dahin hatte aufgrund der finanziellen Anforderungen der Rundfunkanstalten die "Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten" (KEF) Vorschläge gemacht, in welchem Umfang die Gebühren erhöht werden sollten. Diese Kommission bestand aus Vertretern der Staatskanzleien und der Rechnungshöfe. Sie war deshalb, und daran nahm das Karlsruher Gericht Anstoß, ein "bloßes Hilfsinstrument der Ministerpräsidentenkonferenz". Diese entschied in Wirklichkeit über die Gebühren, wenngleich formal die Landtage das letzte Wort hatten, weil sie dem zwischen den Regierungschefs ausgehandelten Rundfunkgebührenstaatsvertrag zustimmen mußten. In den Leitsätzen zum Urteil heißt es: "Im Verfahren der Gebührenfestsetzung ist von den Programmentscheidungen der Rundfunkanstalten auszugehen. Die Gebühr darf nicht zu Zwecken der Programmlenkung oder der Medienpolitik eingesetzt werden."

Dies bedeutet in der Praxis: Seit 1994 melden die ARD und das ZDF weiterhin ihren Finanzbedarf bei der KEF an. Sie darf aber, im Gegensatz zu früher, keine Programmentscheidung der Rundfunkanstalten, beispielsweise die Gründung eines Dokumentationskanals wie "Phoenix", verhindern. Die KEF hat also nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1994 einen engeren Spielraum bei der Entscheidung über die Wünsche der ARD und des ZDF, die Gebühren zu erhöhen. Sie teilt nach wie vor ihre Vorschläge den Regierungschefs der Länder mit, die darüber in einem Staatsvertrag entscheiden, der von den Landtagen angenommen werden muß.

Rundfunkgebühren

Zuweilen kritisierten Politiker in den letzten Jahren, daß auch diejenigen Rundfunkgebühren entrichten müssen, die nur die Programme der privaten Veranstalter einschalten. Im Gebührenurteil des Bundesverfassungsgerichts von 1994 heißt es dazu: "Da die derzeitigen Defizite des privaten Rundfunks an gegenständlicher Breite und thematischer Vielfalt nur hingenommen werden können, soweit und solange der öffentlich-rechtliche Rundfunk in vollem Umfang funktionsfähig bleibt, ist es auch weiterhin gerechtfertigt, die Gebührenpflicht ohne Rücksicht auf die Nutzungsgewohnheiten der Empfänger allein an den Teilnehmerstatus zu knüpfen, der durch die Bereithaltung eines Empfangsgeräts begründet wird."

In den letzten Jahren vertraten private Sender in verschiedenen Staaten der Europäischen Union (EU) die Ansicht, Rundfunkgebühren seien Beihilfen, die nicht mit den Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der Europäischen Union vereinbar seien. In einer Protokollnotiz zum EU-Vertrag stellten die Regierungschefs 1997 in Amsterdam jedoch klar, daß es in der Kompetenz der Mitgliedstaaten liege, "die Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu gewährleisten und dessen öffentlich-rechtliche Aufgaben festzulegen."

Auf der Grundlage der vom Bundesverfassungsgericht beschriebenen dualen Rundfunkordnung regelten die Bundesländer im Staatsvertrag zur Neuordnung des Rundfunkwesens 1987 das Nebeneinander von öffentlich-rechtlichem und privatem Rundfunk. Dessen Bestimmungen aktualisierten sie nach dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik 1991 und 1996, als sich herausgestellt hatte, daß sich die Vorschriften zur Sicherung der Meinungsvielfalt nicht bewährt hatten.

So durften sich beispielsweise Medienkonzerne wie Bertelsmann und Kirch nur unter der Voraussetzung an vielen privaten Fernsehveranstaltern beteiligen, daß sie bei keinem vorherrschenden Einfluß ausübten. Um dies zu umgehen, gründeten sie Tochterunternehmen, über die sie weiterhin Einfluß ausüben. Dies führte dazu, daß es heute in der Bundesrepublik im privaten Fernsehen mit Bertelsmann und Kirch nur zwei Sender-Familien gibt.

Nach dem seit dem 1. Januar 1997 geltenden Vertrag darf der einzelne private Veranstalter höchstens 30 Prozent aller Zuschauerinnen und Zuschauer auf dem deutschen TV-Markt erreichen. Überschreitet er diese Grenze, dürfen ihm keine weiteren Lizenzen zur Veranstaltung von Fernsehprogrammen erteilt werden. Ob dies der Fall ist, stellt die aus sechs Sachverständigen bestehende Kommission zur Ermittlung der Konzentration (KEK), ein Organ aller Landesmedienanstalten, fest. Entscheidend ist, ob von einer "vorherrschenden Meinungsmacht" auszugehen ist, die grundsätzlich bei einem Marktanteil von 30 Prozent als gegeben angesehen wird. Eine weitere Vorschrift bestimmt, daß Veranstalter, die einen Marktanteil von zehn Prozent erreichen, Sendezeiten an unabhängige Dritte abgeben müssen.

Während die privaten Veranstalter meinen, ihre Expansionsmöglichkeiten würden durch den Staatsvertrag behindert und ihr unternehmerischer Erfolg geradezu bestraft, bezweifeln andere, daß die neuen Bestimmungen die Meinungsvielfalt hinreichend sichern. Sie kritisieren, daß die auf dem TV-Markt entstandene Medienkonzentration hingenommen wird. 
	


	Organisation
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	Nach 1945 fiel die Entscheidung für die Organisation des Rundfunks in der Rechtsform öffentlich-rechtlicher Anstalten aufgrund von zwei Erfahrungen: Es sollte verhindert werden, daß der Rundfunk wie zur Zeit des nationalsozialistischen Regimes zentral gesteuert wurde. Abgelehnt wurde auch ein Rundfunk wie in den USA, der sich wegen der Werbefinanzierung ausschließlich am Massengeschmack orientieren muß.

Um der einseitigen politischen Ausrichtung und Kommerzialisierung vorzubeugen, errichteten die Länder und der Bund öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten nach dem Vorbild der British Broadcasting Corporation (BBC). Wichtigstes Merkmal: Die öffentlich-rechtlichen Anstalten sind von behördlicher Fachkontrolle freigestellt, mit Selbstverwaltungsbefugnissen ausgestattet und finanzieren sich überwiegend aus Gebühren.

In der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland (ARD) schlossen sich 1950 alle Landesrundfunkanstalten zusammen, um gemeinsame Hörfunk- und (nach 1953) gemeinsame Fernsehprogramme zu veranstalten.

Die Landesrundfunkanstalten verbreiten eigene Programme, und zwar jeweils 

· bis zu fünf im Hörfunk, 

· ein teilweise gemeinsam mit anderen Anstalten produziertes drittes Fernsehprogramm, 

· ebenfalls teilweise gemeinsam mit anderen Anstalten ein Regionalprogramm, das zwischen 17.25 Uhr und 20 Uhr im Ersten Deutschen Fernsehen ausgestrahlt wird, dem Gemeinschaftsprogramm der ARD, zu dem die Landesrundfunkanstalten entsprechend ihrem Gebührenaufkommen programmliche Leistungen erbringen. 



ARD

Seit 1991 hat die ARD zwei neue Mitglieder - den Mitteldeutschen Rundfunk (MDR), für den die Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen einen Staatsvertrag schlossen, und den Ostdeutschen Rundfunk Brandenburg (ORB). Das Land Mecklenburg-Vorpommern trat dem Staatsvertrag für den Norddeutschen Rundfunk (NDR) bei.

Dieser Neuordnung gingen Kontroversen zwischen den Ländern voraus. So gab es Bestrebungen, eine gemeinsame Rundfunkanstalt für Mecklenburg-Vorpommern, Berlin und Brandenburg zu bilden. Dies scheiterte letztlich am Widerstand maßgeblicher Politiker in den neuen Bundesländern.

1997 entschieden sich die Landtage von Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz für den Zusammenschluß des Süddeutschen Rundfunks und des Südwestfunks zur Zwei-Länder-Anstalt Südwestrundfunk (SWR). Bei dieser Gelegenheit lebte auch die Diskussion wieder auf, ob kleinere Anstalten wie der Saarländische Rundfunk, Radio Bremen, der Sender Freies Berlin und der Ostdeutsche Rundfunk Brandenburg weiterhin allein bestehen oder zwecks Stärkung ihrer Positionen mit anderen fusioniert werden sollten. Für Fusionen sprechen vor allem finanzielle Gründe (Einsparungen durch eine gemeinsame Verwaltung, Wegfall von Programmen, Bündelung von Kreativität). Dagegen spricht der Verlust an Arbeitsplätzen, regionaler Identität und programmlicher Vielfalt.

Zwei Rundfunkanstalten haben besondere Aufgaben: 

· die aus dem Bundeshaushalt finanzierte Deutsche Welle, die im Ausland in mehrsprachigen Hörfunk- und Fernsehprogrammen ein umfassendes Bild von Deutschland vermitteln soll, 

· Deutschlandradio, die aus dem Deutschlandfunk, dem RIAS und dem Ost-Berliner Deutschlandsender "DS Kultur" hervorgegangene Körperschaft des öffentlichen Rechts, die zwei werbefreie, ausschließlich durch Gebühren finanzierte Informations- und Kulturprogramme für ganz Deutschland in Köln und Berlin veranstaltet. 



Vor 1990 hatte der Deutschlandfunk in Köln die Aufgabe, die Bevölkerung in ganz Deutschland über das Geschehen in den beiden deutschen Staaten zu unterrichten. Der RIAS (Rundfunk im amerikanischen Sektor) bezeichnete sich nach der Gründung durch die US-Militärbehörden in Berlin als die "Stimme der freien Welt", die vor allem die Menschen in der DDR erreichen sollte. DS-Kultur ging 1990 aus dem Deutschlandsender und Radio DDR II hervor.

ZDF

Im Gegensatz zur föderalistisch organisierten ARD ist das Zweite Deutsche Fernsehen (ZDF) zentralisiert aufgebaut. Sendezentrum ist Mainz. Die Mittel stammen zu über 80 Prozent aus Fernsehgebühren; der Rest der Kosten wird durch Werbeeinnahmen und sonstige Erträge wie die Verwertung von Lizenzrechten gedeckt.

Gemeinsam mit dem Österreichischen Rundfunk (ORF), der Schweizerischen Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG) sowie der ARD verbreitet das ZDF ein in die Kabelnetze eingespeistes Satellitenfernsehprogramm, den Kultur- und Informationskanal 3 SAT. Der Mainzer Sender veranstaltet ferner zusammen mit der ARD und dem französischen Kulturkanal "La Sept" den europäischen Fernsehkulturkanal ARTE. Als Spartenprogramme bieten die beiden deutschen öffentlich-rechtlichen Fernsehveranstalter außerdem seit 1997 einen Kinderkanal und den Dokumentations- und Ereigniskanal PHOENIX an. Private Veranstalter versuchten, den Start dieser beiden Programme mit dem Argument zu verhindern, es handele sich dabei nicht um die den öffentlich-rechtlichen Anstalten verfassungsrechtlich auferlegte Grundversorgung. Sie konnten sich damit aber auf der europäischen Ebene nicht durchsetzen.

In der Diskussion um den Grundversorgungsauftrag verweisen die Rundfunkanstalten auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 6. Oktober 1992, in dem es heißt: "Grundversorgung bedeutet weder eine Mindestversorgung noch beschränkt sie sich auf den informierenden und bildenden Teil des Programms. Sie ist vielmehr eine Versorgung mit Programmen, die dem klassischen Rundfunkauftrag entsprechen [...] und die technisch für alle empfangbar sind." Daraus ist abzuleiten: Unterhaltung und Sport gehören trotz zahlreicher abweichender Meinungen durchaus zur Grundversorgung. Ihr Recht, Spartenkanäle anzubieten, vor allem auch im digitalen Fernsehen, können die ARD und das ZDF vor allem im Rundfunkstaatsvertrag begründet sehen, der ihnen eine Bestands- und - das ist das Entscheidende in diesem Fall - eine Entwicklungsgarantie gibt.

ARD und ZDF sind außerdem Mitglieder der Europäischen Rundfunkunion. Sie können damit an grenzüberschreitenden Übertragungen (Eurovision) und am Austauschprogramm aller angeschlossenen Sender für aktuelle Sendungen teilnehmen.

Aufsichtsgremien

Bei allen öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gibt es Aufsichtsgremien (Rundfunk- und Verwaltungsräte), die als Vertretung der gesellschaftlich wichtigen Gruppen gedacht sind. Ihre Aufgaben sind in Gesetzen und Staatsverträgen niedergelegt. Obwohl die Bestimmungen in Einzelheiten voneinander abweichen, lassen sich die Befugnisse der Rundfunkräte (beim ZDF Fernsehrat) so umschreiben: 

· Wahl und Entlassung des für das Programm letztlich verantwortlichen Intendanten, 

· Wahl von Mitgliedern des Verwaltungsrats, 

· Genehmigung des Haushaltsvoranschlages und des Jahresabschlusses, 

· Beratung des Intendanten in allen Rundfunk-, insbesondere in Programmfragen, 

· Überwachung der Einhaltung der Richtlinien für das Programm. 



Die Verwaltungsräte schließen den Dienstvertrag mit dem Intendanten ab, prüfen den Haushaltsvoranschlag, die Jahresrechnung und den Jahresbericht und überwachen die Geschäftsführung des Intendanten.

Die Rundfunkgesetze und Staatsverträge haben die Zusammensetzung der Rundfunkräte recht unterschiedlich geregelt. In diesem Gremium sind beispielsweise beim Hessischen Rundfunk durch je eine Person vertreten 

· die Landesregierung, 

· die Universitäten des Landes, 

· die evangelischen Kirchen des Landes, 

· die für das Land zuständigen katholischen Bischöfe, 

· die Vorstände der jüdischen Kultusgemeinden des Landes. 



Außerdem sind in diesem Rundfunkrat Delegierte der Vorstände folgender Vereinigungen vertreten: 

· der Lehrervereinigungen, 

· der Arbeitnehmervereinigung und 

· der Vereinigungen der Arbeitgeber in Gewerbe, Handel und Landwirtschaft. 



Dem Rundfunkrat gehören ferner an ein Vertreter bzw. eine Vertreterin 

· des Hessischen Landesverbandes für Erwachsenenbildung, 

· der Staatlichen Hochschule für Musik in Frankfurt a.M., 

· des Freien Deutschen Hochstifts (kulturelle Institution, die beispielsweise kulturell bedeutsame Nachlässe verwaltet) sowie 

· fünf Abgeordnete des Landtags, die von diesem nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt werden. 



Wesentlich größer ist zum Beispiel der Fernsehrat des ZDF, der 77 Mitglieder zählt. Obwohl davon nur 12 von den Parteien entsandt werden, überwiegt beim ZDF ähnlich wie in den Aufsichtsgremien der anderen Anstalten der parteipolitische Einfluß. Das kommt beim Zweiten Deutschen Fernsehen unter anderem darin zum Ausdruck, daß die Fernsehratsmitglieder vor den Beratungen im Plenum in zwei sogenannten "Freundeskreisen" (eher mit der CDU oder der SPD sympathisierende Gruppierungen) diskutieren, in denen die wichtigen Vorentscheidungen getroffen werden.

Intendanz

An der Spitze der Rundfunkanstalten steht der Intendant; er bedarf zu einer Wahl unterschiedlicher Mehrheiten - beim Hessischen Rundfunk genügt beispielsweise eine einfache Mehrheit im Rundfunkrat, im ZDF-Fernsehrat braucht er hingegen eine Dreifünftelmehrheit.

An den Intendantenwahlen hat sich in den letzten Jahrzehnten immer wieder die Kritik an der Übermacht der Parteien in den Aufsichtsgremien, die ja zugleich Wahlgremien sind, entzündet. Nun ist in der Tat nicht zu übersehen, daß sich die parteipolitischen Kräfteverhältnisse in den jeweiligen Bundesländern mehr oder weniger exakt in der Zusammensetzung der Aufsichtsgremien widerspiegeln - auch die nicht von den Parteien, sondern den gesellschaftlich relevanten Gruppen entsandten Delegierten können durchaus parteipolitische Präferenzen haben. Dadurch ergeben sich Mehrheiten für die eine oder andere Partei, die vor allem bei den Intendantenwahlen ins Gewicht fallen.

Es wäre jedoch falsch, Intendanten, die Parteimitglieder sind, von vornherein zu unterstellen, daß sie sich parteiisch verhalten. Was für Intendanten gilt, hat auch für die Ebenen der Programmdirektion, Abteilungs- und Redaktionsleitung bis hin zu Redakteurinnen und Redakteuren Gültigkeit.

Dennoch läßt sich nicht übersehen, daß in personellen Fragen, vor allem, wenn es um Führungspositionen geht, die Parteien untereinander nach Proporzgesichtspunkten Stellen besetzen. Entsprechend diesem Muster wird häufig so verfahren, daß immer dann, wenn an der Spitze der Anstalt der Sympathisant oder das Mitglied der einen großen Partei steht, die Stelle des Stellvertreters oder Programmdirektors jemandem von der anderen großen Partei zufällt.

Einfluß der Parteien

Fachleute aus Wissenschaft und Publizistik haben den nach ihrer Meinung zu großen Einfluß der Parteien in den Aufsichtsgremien kritisiert. Sie forderten, die Räte ausschließlich mit Vertretern der gesellschaftlich relevanten Gruppen oder mit unabhängigen Persönlichkeiten zu besetzen.

Der Wunsch, die Politik und damit die Parteien völlig aus den Kontrollorganen herauszuhalten, ist allerdings ebenso systemwidrig wie unrealistisch. Systemwidrig erscheint es deshalb, weil die Bundesrepublik Deutschland eine parteienstaatliche Demokratie ist, in der es undenkbar wäre, wenn die Parteien in für die gesamte Gesellschaft wichtigen Gremien wie den Rundfunkräten nicht vertreten wären. Die Parteien sind ein wichtiger Teil dieser Gesellschaft, mithin gesellschaftlich relevant, und sie können mit Recht darauf hinweisen, die Interessen mehrerer Bevölkerungsschichten zu repräsentieren. Unrealistisch wäre es, die Parteien vom öffentlich-rechtlichen Rundfunk fernzuhalten, weil diese über ihre Fraktionen in den Parlamenten bei der Verabschiedung der Rundfunkgesetze auch darüber entscheiden, welche gesellschaftlich relevanten Gruppen in den Rundfunkräten vertreten sein sollen.

Durch Anregungen und Kritik versuchen die Parteien, das Programm zu beeinflussen. Das ist durchaus legitim, denn Parteien dürfen nicht dazu verurteilt sein, Kritik ohne Gegenwehr hinzunehmen. Problematisch ist nicht die öffentliche Kritik, problematischer sind die Druckversuche, die im Verborgenen bleiben und deshalb um so wirksamer sein sollen. Es gibt jedoch in den Funkhäusern immer wieder Mutige, die dafür sorgen, daß die Begehrlichkeiten der Parteien an das Licht der Öffentlichkeit kommen.

Andererseits ist aber auch nicht zu übersehen, daß aus Angst vor politischem Druck und Sorge um Karrierechancen manche Journalisten in ARD und ZDF oder in anderen Sendern davor zurückscheuen, heiße Eisen anzufassen. Sie liefern Politikern bei Interviews häufig nur Stichworte zur Selbstdarstellung, statt deren Antworten kritisch zu hinterfragen, und lassen politische Gruppierungen und Meinungen beiseite, die der Politik der regierenden Parteien zuwiderlaufen. Chefredakteur Klaus Bresser (ZDF) verlangt deshalb "Mut und Entschlossenheit" von seinen Kolleginnen und Kollegen. Er meint: "Das Programm ist so, wie es ist, nicht weil die Politiker in den Gremien so schwach sind. Denn trotz der Proteste von draußen, trotz der Einmischung in Personalpolitik und Programmhoheit der Sender, gibt es immer noch einen Freiraum für unabhängige Journalisten. Er wird nur nicht genutzt [...]. Diese Form der vorgezogenen Selbstanpassung, dieser Hang zum Konformen, zum Sichabsichern und Nichtauffallen sind es, die - wenn wir nicht aufpassen - aus unserem Programm politisches Werbefernsehen machen."

Die Schlußfolgerung, die Parteien beherrschten Hörfunk und Fernsehen - gemeint ist öffentlich-rechtliches Fernsehen, weil die privaten Veranstalter nach anderen Gesetzen arbeiten - dürfte an der Wirklichkeit vorbeigehen. Zwar spiegeln sich die parteipolitischen Kräfteverhältnisse eines Bundeslandes mehr oder weniger genau in der Zusammensetzung der Aufsichtsgremien wider. Und bei der Auslegung von Programmrichtlinien und der Besetzung von Führungspositionen spielen parteipolitische Vorstellungen eine Rolle. Dennoch bestehen Barrieren, die auch die Parteien nicht so leicht beiseite räumen können: Es gibt auf allen Ebenen immer wieder unabhängige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich ein selbständiges Urteil bilden und ihre Meinung innerhalb der gesetzlich oder vertraglich gezogenen Grenzen frei äußern, ohne Rücksicht darauf, ob diese Ansicht jener Partei paßt, der sie vielleicht sogar ihre Stellung verdanken. Zu den Unabhängigen gehörte auch Hans-Joachim Friedrichs, "Tagesthemen"-Moderator von 1985 bis 1991, der 1993 feststellte: "Nicht ein Würdenträger, sei es ein Politiker, Kirchenmann oder ein anderer Funktionär, hat sich in dieser Zeit an mich gewendet und gesagt, dies möchte ich so oder so dargestellt haben."
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	Viele in der Politik glauben, daß vor allem das Fernsehen großen Einfluß auf die Einstellung der Bevölkerung hat. Entsprechend beobachten sie besonders aufmerksam die öffentlich-rechtlichen Fernsehprogramme, denen untersagt ist, politisch einseitig zu berichten. So hat beispielsweise das Bundesverfassungsgericht in seinem ersten Fernsehurteil 1961 ausgeführt: "Artikel 5 GG fordert Gesetze, durch die die Veranstalter von Rundfunkdarbietungen so organisiert werden, daß alle in Betracht kommenden Kräfte in ihren Organen Einfluß haben und im Gesamtprogramm zu Wort kommen können, und die für den Inhalt des Gesamtprogramms Leitgrundsätze verbindlich machen, die ein Mindestmaß von inhaltlicher Ausgewogenheit, Sachlichkeit und gegenseitiger Achtung gewährleisten." Diesen Gedanken hat das Gericht in seinem dritten Fernsehurteil 1981 wieder aufgenommen und hinzugefügt: "Bei ,binnenpluralistischer' Struktur der Veranstalter gilt diese Anforderung für das Gesamtprogramm jedes einzelnen Veranstalters. Bei einem ,außenpluralistischen' Modell obliegt den einzelnen Veranstaltern keine Ausgewogenheit; doch bleiben sie zu sachgemäßer, umfassender und wahrheitsgemäßer Information und einem Mindestmaß an gegenseitiger Achtung verpflichtet."

Das Bundesverfassungsgericht meinte damit: Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten müssen, da sie binnenpluralistisch organisiert sind, in ihrem Gesamtprogramm ausgewogen sein. Gegen diese Verpflichtung haben sie nach Ansicht von Kritikern in der Vergangenheit wiederholt verstoßen, weil in bestimmten Sendungen - politisch gesehen - nur eine Seite zu Wort kam. Demgegenüber meinen andere, die Verpflichtung zur Ausgewogenheit bedeute nicht, daß jede einzelne Sendung ausgewogen sein müsse.

Nach ARD- und ZDF-Verständnis kommt es darauf an, daß das Gesamtprogramm, aber auch einzelne Sparten ausgewogen sind. Dies heißt in der Praxis: Nicht das einzelne Politmagazin der ARD, sondern die politischen Magazinsendungen müssen insgesamt ausgewogen sein.

Beiträge von zeitkritischen Magazinsendungen wie "Panorama", "Monitor", "Report", "Fakt" und "Kennzeichen D" haben wiederholt in der Öffentlichkeit und in den Aufsichtsgremien Diskussionen über die Grenzen der Meinungsfreiheit in öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ausgelöst. Der Vorwurf, die Sendung sei einseitig und schlecht recherchiert gewesen, wird zumeist am heftigsten von jenen erhoben, die selbst direkt oder indirekt Gegenstand des Berichts waren.

Wie begründet Kritik auch im einzelnen sein mag, fest steht, daß sich vor allem die Redaktionen zeitkritischer Magazin-Sendungen darüber beschwert haben, daß Parteien auf sie Druck auszuüben suchen. Diesem Druck hätten sie nur widerstehen oder ausweichen können, weil 

· sich die Spitze der Anstalt, also der Intendant, der Programm- oder Fernsehdirektor oder der Chefredakteur schützend vor sie gestellt habe, 

· der Druck von einer Partei, der durch öffentliche Kritik zum Ausdruck kam, durch Gegendruck von der anderen Partei ausgeglichen worden sei, 

· sie selbst vorsichtiger geworden seien und Selbstzensur übten. 

Noch strenger als an das gesamte Programm sind die Anforderungen, die in Gesetzen und Staatsverträgen an die Nachrichtensendungen der Rundfunkanstalten im Hörfunk und Fernsehen gestellt werden. So heißt es im Gesetz über den Bayerischen Rundfunk: "Alle Nachrichten und Berichte sind wahrheitsgetreu und sachlich zu halten. Die Redakteure sind bei der Auswahl und Sendung der Nachrichten zu Objektivität und Überparteilichkeit verpflichtet." 

Im ZDF-Staatsvertrag wird bestimmt: "Die Berichterstattung soll umfassend, wahrheitsgetreu und sachlich sein." Herkunft und Inhalt der zur Veröffentlichung bestimmten Berichte sind sorgfältig zu prüfen. Nachrichten und Kommentare sind zu trennen; Kommentare sind als persönliche Stellungnahme zu kennzeichnen.

In der Praxis sind die Übergänge von der Nachricht zum Kommentar fließend. Äußerungen eines Politikers werden bereits bewertet, wenn sie mit Formulierungen wie "Der Generalsekretär der Partei x hat behauptet", oder "Der Hauptgeschäftsführer der Partei y hat festgestellt", eingeleitet werden.

Eine besonders große Bedeutung kommt sicherlich den Fernsehnachrichten zu - nicht nur wegen des Informationsauftrags der Medien und der hohen Zuschauerbeteiligung, sondern auch wegen der Glaubwürdigkeit, die diese Nachrichten beim Publikum haben. Dabei ist zu beachten, daß bei Fernsehnachrichten das gezeigte Bild immer nur einen Ausschnitt der Wirklichkeit zeigt und, sofern Bild und Text nicht übereinstimmen, nur noch die Botschaft des Bildes wahrgenommen wird.

Befragungen im Anschluß an TV-Nachrichtensendungen haben vielfach bestätigt: Nur ein geringer Teil der Informationen wird vom zuschauenden Publikum aufgenommen und im jeweiligen Zusammenhang richtig verstanden.

Das heißt also, daß bei vielen Fernsehzuschauern und -zuschauerinnen, die Nachrichten gesehen haben, die Illusion entsteht, informiert zu sein - in Wirklichkeit sind sie es nicht. Das hängt aber nicht allein mit der Ablenkung vom Wort zusammen, sondern hat auch noch andere Gründe: Da die Fernsehredaktionen die Nachrichten möglichst fernsehgerecht darbieten wollen, bevorzugen sie Informationen, die sich bildlich darstellen lassen. Damit wird das Nachrichtenangebot verengt, kritischer formuliert: Nicht der politische Inhalt, sondern die Verfügbarkeit von Bildmaterial und dessen Qualität spielen eine entscheidende Rolle bei der Nachrichtenauswahl. Hinzu kommt, daß bei dem begrenzten Zeitbudget einer Nachrichtensendung häufig für Hintergrundinformationen, die für das Verständnis eines Zusammenhangs wichtig wären, kein Raum ist.

Kritikpunkte

Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten werden seit langem in der Öffentlichkeit von Politikern und Publizisten kritisiert. Die Vorwürfe lauten, die Rundfunkanstalten 

· werden von Parteien beherrscht, 

· sind verbürokratisiert und neigen zur Verschwendung, 

· gewähren überhöhte Gehälter, 

· vernachlässigen ihren Programmauftrag, weil sie in zunehmendem Maße dem Konkurrenzdruck der Privatveranstalter nachgeben und ihre Einschaltquoten steigern wollen, 

· bieten, wie die ARD, zu viele Hörfunkprogramme (über 50) und Fernsehprogramme (acht Dritte) an und sind deshalb zu teuer. 

Die Rundfunkanstalten selbst möchten die Vorwürfe, die zum Teil auch in Berichten von Landesrechnungshöfen auftauchen, nicht für sich gelten lassen. ZDF-Intendant Dieter Stolte argumentierte, die Rundfunkanstalten hätten in den vergangenen Jahrzehnten 

· vielen Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit gegeben, gleichzeitig an verschiedenen Orten an ein und demselben Ereignis teilzunehmen, 

· für eine umfassende Information gesorgt, bei der auch Mehrheiten- und Minderheitenthemen behandelt worden seien, 

· die Politik insgesamt transparenter gemacht, 

· viele Musik-, Theater- und Filmaufführungen ins Haus gebracht, 

· durch Ratgebersendungen älteren und jüngeren Menschen die Orientierung in einer schwer zu durchschauenden Umwelt ermöglicht, 

· das Wissen um historische Ereignisse und Prozesse vertieft, 

· dem Unterhaltungsauftrag auch durch Ausstrahlung von eigenen Produktionen Rechnung zu tragen versucht. 



Anknüpfend an frühere Erklärungen, stellte ZDF-Intendant Dieter Stolte Ende 1997 in einem Grundsatzpapier fest: "Öffentlich-rechtliche Programme sind für eine demokratisch strukturierte und pluralistisch organisierte moderne Mediengesellschaft nach wie vor unverzichtbar und als Kommunikationsforum konstitutiv. Es muß und wird also auch im multimedialen Zeitalter gemäß der medienrechtlichen Bestandsgarantie das herkömmliche öffentlich-rechtliche Fernsehen geben, und es sollte hierbei - in welcher modernisierten Form auch immer - das Alternativangebot von ARD und ZDF geben. Gerade die jüngsten Wettbewerbserfolge der wiedererstarkten ARD als Marktführerin im Sommer 1997 haben bewiesen, daß die Zeiten des öffentlich-rechtlichen Fernsehens alles andere als vorbei sind." 
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Private Veranstalter bieten seit dem Beginn des Kabelfernsehpilotprojekts in Ludwigshafen am 1. Januar 1984 Hörfunk- und Fernsehprogramme in der Bundesrepublik an. Die ursprünglich allein auf die Verbreitung im Kabel und durch Satelliten angewiesenen Neuankömmlinge auf dem Markt, den bis dahin die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten beherrscht hatten, erhielten nach und nach zum Teil auch die Möglichkeit, terrestrische Frequenzen, also Funkwellen im herkömmlichen Sinne, zu nutzen.

Abgesehen von der Sonderform des Abonnementfernsehens, auch Bezahlfernsehen genannt (Pay-TV), finanzieren sich die privaten Hörfunk- und Fernsehveranstalter ausschließlich durch die Einnahmen aus der Werbung. Das hat bei den Zuschauerinnen und Zuschauern gelegentlich zu der Annahme geführt, daß diese Programme kostenlos seien; deswegen sprechen deren Vertreter auch gerne von "Free-TV". Zu bedenken ist jedoch: Die Ausgaben der werbenden Wirtschaft, eben auch für das Fernsehen privater Veranstalter, sind in den Preisen enthalten, die alle für Waren der Werbenden bezahlen. Der Hamburger Medienwissenschaftler Hans J. Kleinsteuber hat anhand der Ausgaben für die Fernsehwerbung errechnet, daß jeder Haushalt dafür durchschnittlich im Monat 14 DM zahlt, also eine Werbegebühr, über die niemand klagt, weil sie nirgendwo als Belastung erscheint.

Kleinsteubers Werbesteuer-These halten Werbezeitenverkäufer wie Jean-Pierre Wilwerding von der Unternehmensgruppe IP Deutschland entgegen: Durch Werbung werden Produkte tendenziell preiswerter, da erst mit TV-Spots oder Anzeigen große Konsumentenkreise angesprochen und die Waren somit in hohen und preiswerteren Stückzahlen produziert werden könnten. Werbung, so argumentiert Wilwerding weiter, stimuliert den Wettbewerb, verringert die Spielräume für Preiserhöhungen und sorgt für Markenvielfalt. "Ohne Werbung wäre die deutsche Medienlandschaft eine öde Wüste - die Kioske und Bildschirme sähen ähnlich aus wie in Nordkorea."

Die beiden wegen ihrer Reichweite am stärksten untereinander und mit der ARD und dem ZDF konkurrierenden Anbieter sind RTL und SAT 1. Die 1984 gegründete RTL Deutschland Fernsehen GmbH & Co. KG ist Deutschlands erfolgreichster Sender. Er lag 1997 mit einem Marktanteil von 16,1 Prozent in der Gunst des Publikums vor der ARD, dem ZDF und SAT 1. Der mit rund zwei Milliarden DM Einnahmen größte Werbeträger Europas erkannte früh, wie man Zuschauer für sich gewinnt - mit spektakulären Sport- und Erotik-Sendungen, unterhaltenden Informationsangeboten und eigenen, also nicht in den USA gekauften Serien. Kritischen Einwänden begegnete RTL-Chef Helmut Thoma 1990: "Der Zuschauer darf sich seine Regierung wählen, also auch sein Fernsehprogramm. Ich wundere mich auch hin und wieder über die Wahl, aber der Wurm muß dem Fisch schmecken und nicht dem Angler. Und wir diskutieren aus der Angler-Perspektive. Es war das Mißverständnis in vielen öffentlich-rechtlichen Anstalten, daß sie glaubten, ihr eigener Geschmack müsse auch der der Masse sein." RTL gehört zu 89 Prozent CLT/ UFA, der Muttergesellschaft der RTL-Gruppe, die auch an RTL 2, Super RTL, VOX und Premiere beteiligt ist. CLT/UFA ist Europas größte Rundfunkgesellschaft, die 1996 aus einer Fusion der Bertelsmann-Tochtergesellschaft UFA mit der luxemburgischen CLT, der Compagnie Luxembourgeoise de Télédiffusion, hervorging. 1997 kaufte sich die "Westdeutsche Allgemeine Zeitung" mit einem Minderheitsanteil bei der CLT/UFA ein.

Einen Tag vor RTL ging SAT 1, die Satelliten Fernsehen GmbH, am 1. Januar 1984 an den Start. Hauptgesellschafter sind die Kirch-Gruppe und der Axel Springer Verlag. Der Münchner Filmrechtehändler Leo Kirch (Programmstock: rund 15000 Spielfilme und 50000 Stunden Fernsehprogramm) versorgt den Sender mit Serien und Spielfilmen, der Springer-Verlag liefert das Aktuelle. Ihm gehört auch fast hundertprozentig die an SAT 1 mit 20 Prozent beteiligte APF (Aktuell Presse-Fernsehen), in der sich zunächst über 100 Tageszeitungsverlage engagierten. Sie hatten jedoch, wie der "Kölner Stadt-Anzeiger"-Verleger Alfred Neven DuMont beklagte, bei SAT 1 "nichts zu sagen und nichts zu verdienen". Dies war der wichtigste Grund für die meisten, in den letzten Jahren aus dem verlustreichen TV-Geschäft auszusteigen und ihre APF-Anteile an den Springer-Konzern zu verkaufen. Wegen der hohen Anlaufverluste, wahrscheinlich auch wegen zu hoher Ausgaben für Lizenzen, schreibt SAT 1 weiterhin trotz Werbeeinnahmen von über 1,5 Milliarden DM jährlich insgesamt rote Zahlen.

Zu den Gewinnern der TV-Branche zählt Pro 7, ein Sender der Kirch-Gruppe, der 1997 als Aktiengesellschaft an die Börse ging. Der mit seinem Spielfilm- und Serien-Angebot vor allem bei Zuschauerinnen und Zuschauern unter 50 Jahren erfolgreiche Veranstalter erwirtschaftete 1996 zusammen mit dem Kanal Kabel 1 einen Gewinn von über 150 Millionen DM. Defizitär ist hingegen nach wie vor das ebenfalls von der Kirch-Gruppe beherrschte Deutsche Sportfernsehen.

Da offensichtlich der TV-Markt für Vollprogramme ausgereizt ist, sind die privaten Veranstalter - ähnlich wie die ARD und das ZDF - dazu übergegangen, zusätzlich Spezialprogramme anzubieten. Beispiele dafür sind der Nachrichtenkanal n-tv, der Frauenkanal tm 3 und der Musikkanal VIVA. Ferner wurden regionale Sender wie TV Baden in Karlsruhe, TV München und HH 1 in Hamburg gegründet. Der Berliner Ballungsraum-TV-Sender Plus TV stellte wegen Mangels an Zuschauern und Werbeeinnahmen seinen Betrieb wieder ein.

Fast anderthalb Jahrzehnte nach Einführung des privaten Fernsehens lautet eine vorläufige Bilanz: Von den 16 privaten deutschen Fernsehveranstaltern, die bundesweit ihre Programme verbreiten, haben sich vor allem zwei als wirtschaftlicher Erfolg erwiesen - RTL und Pro 7. Alle anderen können ihre Kosten nicht durch Werbeeinnahmen decken. Dies gilt vor allem auch für die regionalen Sender.

Neue Präsentationsformen

Die privaten TV-Veranstalter haben neue Formen der Präsentation (lockerer, sportlicher und dynamischer) und der Kombination von Werbung und Programm (Gewinnspiele) entwickelt. In ihren unterhaltungsbetonten Gesamtprogrammen kommen in zunehmendem Maße auch Informationssendungen vor, zumeist als Magazinsendungen ("Spiegel-TV" zum Beispiel) oder Talk-Shows. Einige von ihnen, die nachmittags ausgestrahlt werden, sind wegen der Bevorzugung sexueller Themen recht umstritten; andere, wie beispielsweise "Talk im Turm" (SAT 1), gelten als die besten dieser Sendeform.

Zunächst kauften die privaten Fernsehveranstalter vor allem Serien in den USA ein. Das hat sich geändert. Inzwischen produzieren RTL und SAT 1 viele eigene Reihen, die offensichtlich dem Geschmack des bundesdeutschen Publikums eher als die amerikanischen entsprechen. Zugleich haben damit die Sender im Wettbewerb mit dem Angebot der öffentlich-rechtlichen Anstalten programmlich an Profil gewonnen. Hinzu kommt, daß die ausführliche Übertragung spektakulärer Sportereignisse und die schnelle Übernahme viel beachteter Filme ("Schindlers Liste" in Pro 7) in das Programm dazu beitragen, die Werbeeinnahmen und die Attraktivität des privaten Fernsehens vor allem für das jüngere Publikum zu steigern.

Ohne Zweifel haben die hohen Einschaltquoten mancher Sendungen der privaten Veranstalter die ARD und das ZDF dazu veranlaßt, ihr Programm hier und dort zu ändern und es der Konkurrenz anzupassen. Umgekehrt haben auch die privaten Anbieter erfolgreiche Programmelemente der öffentlich-rechtlichen Sender übernommen. Sie haben sich beispielsweise in den Nachrichtensendungen der Seriosität der "Tagesschau" angepaßt.

Daß die Parteien sich weniger um RTL und SAT 1 als um die ARD und das ZDF kümmern, liegt daran, daß sie bei letzteren durch Gesetze und Staatsverträge ausdrücklich aufgerufen sind, an der gesellschaftlichen Kontrolle mitzuwirken; die anderen arbeiten jedoch ausschließlich nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Die Anforderungen an das Programm sind nicht so hoch, weil die sogenannte Grundversorgung den öffentlich-rechtlichen Anstalten wegen ihrer Gebührenfinanzierung zufällt. Die Privatsender bieten vorwiegend Unterhaltung an.
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	Kultureller Niedergang durch Fernsehen?
Soweit ich es beurteilen kann, gibt es Kindheit oder Jugend nicht mehr - zumindest nicht in den Vereinigten Staaten. Es gibt natürlich kleine Menschen von nur geringem Lebensalter, mittelgroße, etwas ältere Menschen sowie große Menschen mit ergrauenden oder gar keinen Haaren. Sie unterscheiden sich in ihrer Körperkraft, in einigen ihrer kognitiven Fähigkeiten und im Zustand ihres Hormonhaushalts und sind daher mit unterschiedlichen Problemen befaßt und von verschiedenen Ängsten geplagt. Aber bei der Mehrzahl der im nichtbiologischen Bereich angesiedelten Merkmale, die eine Gruppe von der anderen unterscheiden, - ihren Wertvorstellungen und Wünschen, ihren Geschmäckern und Vorlieben, ihren kognitiven Gewohnheiten und Neigungen - kann kaum noch behauptet werden, daß Kinder, Jugendliche und Erwachsene unterschiedliche Kulturen darstellen. [...]

Es wäre naiv, alleine den elektronischen Medien die Schuld zu geben. Sie haben jedoch eine führende Rolle bei der Neudefinition des Kindseins und des Erwachsenseins gespielt, so daß die Unterschiede zwischen beiden verschwanden. [...]

Fotografien und bewegte Bilder sind Verlängerungen unserer Augen, und was sie darstellen, ist Kindern genauso zugänglich wie alles andere, das sie sehen. [...] Und da die Bedienung des elektronischen Kastens, der solche Bilder ständig ins Haus liefert, schon leicht von Kindern vor ihrem zweiten Lebensjahr gemeistert wird, kann nur die kraftraubendste Wachsamkeit der Erwachsenen die Kinder vor diesen Geheimnissen beschützen. Dadurch werden Kinder schon in einem sehr frühen Alter in dieselbe Informationsumgebung eingeführt wie die Erwachsenen - oder zumindest in den Teil der Informationsumgebung, der in den leicht zugänglichen Bildern und der vereinfachten Sprache des Fernsehens kodiert ist.

Im Gegensatz zum Sehen ist das Lesen keine natürliche Reaktion bei Kindern. Man braucht Geduld, Ruhe, Zeit und die hingebungsvolle Zuwendung von Erwachsenen, um das Entziffern von Buchstaben zu lernen und Eingang in die Phantasiewelt der Bücher zu finden. Im rasenden Tempo des modernen Lebens werden jedoch Ruhe, Geduld und die Zuwendung Erwachsener seltener, während der Fernsehapparat immer zur Ablenkung, Unterhaltung und Gesellschaft bereitsteht. [...]

Schon vor einem Jahrzehnt verbrachten amerikanische Kinder mehr Zeit vor dem Fernsehapparat als mit ihren Eltern und brachten es auf mehr als 5000 Stunden Fernsehzeit, bevor sie in die Schule kamen und ihren ersten Unterricht im Lesen und Schreiben bekamen. [...] Nur wenige lesen mit Vergnügen oder nehmen gar freiwillig ein Buch zur Hand. Sie lesen nur, was sie lesen müssen oder wozu ihre Lehrer sie drängen. Und da ihre Lehrer mittlerweile selber Ergebnisse eines Lebens sind, das mit Fernsehen begann und später primär von audiovisuellen Medien geprägt wurde, sind sie dem Lesen nicht stark verpflichtet, nicht sonderlich kompetent darin und daher auch kaum geneigt, sich übermäßig lange mit einer Aufgabe abzumühen, die ihre Schüler ermüdend finden und die sie ebenfalls nicht besonders schätzen. [...]

Es ist die große amerikanische Tragödie, daß die elektronischen Medien, indem sie die Tür zum Lesen zugeschlagen haben, die Kinder und ihre Eltern dieses alternativen Weltbildes beraubt und sie schutzlos der erniedrigenden elektronischen Ideologie des Einkaufens und Ausgebens ausgesetzt haben, wonach alle Kulturen - einschließlich der Kultur der Kindheit - als Märkte und alle Menschen einfach als Marktteilnehmer definiert werden. Ich glaube nicht, daß die Tür zum Lesen und das Tor zu einem von Büchern übermittelten, alternativen Weltbild in Amerika noch einmal aufgestoßen werden kann.

Und schon warten die Computer, um die Tür für immer zuzunageln. Ihre graphischen Schnittstellen sind zwar benutzerfreundlich, aber bücherfeindlich.

Vielleicht steht an einem anderen Ort - möglicherweise an Ihrem in Deutschland - die Tür zu Büchern und zu ihrem lebensspendenden, alternativen Weltbild noch halb offen. Wenn dem so ist, dann müssen Sie sowohl um des Kindseins als auch um des Erwachsenseins willen darauf achten, daß diese Tür nicht leise ins Schloß fällt, während Ihre Kinder fasziniert auf Ihren Computer oder Fernsehapparat starren. [...]

Neil Postman, "Allein zu Haus. Kultureller Niedergang durch Fernsehen", in: Bertelsmann Briefe, Juni 1995, S. 4 ff.

Auch wenn mir der apokalyptische Ton von Postman nicht gefällt, auch wenn ich die Verklärung des Mediums Buch reichlich naiv finde (es gibt schließlich auch gedruckt und nicht nur elektronisch übermittelten Schwachsinn), möchte ich doch an seinem zentralen Gedanken anknüpfen, den ich in meinen Worten so formulieren möchte: Wer niveaulosen Medienimpulsen ausgesetzt ist, ist meist schon sozial schwach und wird hierdurch noch schwächer. Medienbotschaften, die die Phantasie und Kreativität von Kindern lahmlegen oder irreleiten, erzeugen definitiv bei denen eine negative Wirkung, die keine ausgleichenden Erfahrungen und Erlebnisse haben. [...]

Hier, bei den sozial, wirtschaftlich und kulturell Benachteiligten, liegen heute die eigentlichen Gefahren im Zusammenspiel von Medien, Kultur und Bildung. Wir haben es mit einer kumulativen Wirkung von Faktoren zu tun, die sich fatalerweise gegenseitig in die gleiche Richtung bestärken. [...]

Die prägende, stilbildende Wirkung der Medien ist nicht zu unterschätzen. Sie steigt dort an, wo andere gesellschaftliche Kommunikationsfelder, insbesondere Familie und Schule, ihre stilbildende Kraft verlieren, und wo Eltern und Lehrer als soziale Modelle für alltägliche, kulturelle und politische Verhaltensmuster ausfallen. Deswegen sind es diejenigen Kinder und Jugendlichen, die aus nicht intakten Familien kommen, bei denen die Medienbotschaft eine besonders intensive stilbildende Wirkung hat. Denn diese Kinder sind auf die Medien stärker als andere angewiesen, wenn sie ihr politisches und soziales Weltbild entwickeln, und sie wenden sich den Medien auch intuitiv stärker zu.

Das US-Horrorszenarium von Neil Postman kann auch für uns schnell Realität werden, und zwar bei einer erkennbar gefährdeten Teilgruppe von etwa 15 bis 20 Prozent der Kinder und Jugendlichen, die sozial isoliert und psychisch instabil sind. Deswegen können sich die Medien auch in Deutschland nicht aus ihrer Verantwortung herausstehlen, die sie für die Sicherung einer demokratischen und menschenwürdigen Kultur haben. Deshalb dürfen die Medienmacherinnen und Medienmacher nicht so tun, als gäbe es die Gruppe der schwachen, der sozial, leistungsmäßig und auch psychisch unterprivilegierten Kinder und Jugendlichen nicht, die mit äußerst geringer Lebens- und deshalb auch Medienkompetenz ausgestattet sind. [...]

Meiner Ansicht nach gibt es - neben der Verbesserung der Medienerziehung in Kindergarten, Schule und breiter Öffentlichkeit - nur eine Möglichkeit der Gegenstrategie: Qualitätskontrolle. Nur durch ein Medienangebot, das demokratisch ausgehandelte Mindeststandards erfüllt, kann die weitere Verwahrlosung der Benachteiligten vermieden werden. Neben dem Ausbau der freiwilligen Selbstkontrolle finde ich die Idee nicht schlecht, beim Bundespräsidenten einen Sachverständigenrat mit Kontrollfunktion einzusetzen. Ein solches unabhängiges Gremium könnte auch als Appellationsinstanz dienen, an das sich Kinder, Jugendliche, Eltern, Lehrer und Verbände wenden können, wenn sie Mißstände und Verletzungen von Mindeststandards beobachtet haben. Auf diese Weise würde eine ständige öffentliche Diskussion über Qualitätsmerkmale von Sendungen in Massenmedien stattfinden, die mit Sicherheit ihre Spuren hinterließe und den verantwortungslosen Medienanbietern hoffentlich kräftig einheizen würde.

Klaus Hurrelmann, "Qualitätskontrolle! Eine Entgegnung auf Neil Postman", in: a. a. O., S. 8 ff. 
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	Wirtschaftlich erfolgreicher als das private Fernsehen entwickelte sich der private Hörfunk, bei dem die Programmherstellung sehr viel preiswerter ist. Die Anbieter der landesweiten Wellen arbeiten zumeist mit Gewinn. Das gilt überwiegend auch für die Lokal- und Regionalsender, während die bundesweiten Programmveranstalter nur einen Kostendeckungsgrad von knapp 70 Prozent erzielen. Das Programmangebot der privaten Radios besteht zumeist aus Musikprogrammen für die jüngere Generation. Der Informationsanteil hat in erster Linie Servicecharakter: Er enthält Zeit-, Wetter-, Verkehrs- und Veranstaltungshinweise sowie Kurznachrichten. Obgleich viele der Programme auswechselbar erscheinen, hat der harte Konkurrenzkampf dafür gesorgt, daß sich die Sender inhaltlich sowie durch spezielle Musikangebote unterscheiden und sich damit an bestimmte Zielgruppen wenden.

Die Vielzahl der Spartenprogramme belegt beispielsweise der Berliner Raum, wo das Angebot von Klassik-Radio bis zum christlichen Sender "Radio Paradiso" und von News-Talk bis zu Jazz-Radio reicht: Das ist der Abschied vom Hörfunk als "Gemischtwarenladen" für die ganze Familie. Sowohl im öffentlich-rechtlichen wie im privaten Hörfunk bemühen sich die Veranstalter zusätzlich, das Publikum durch Anruf- und Mitmachsendungen sowie durch Gewinnspiele an sich zu binden.

Es waren die Zeitungsverlage, allen voran Springer, die am stärksten auf die Einführung des Privatfunks gedrängt hatten. Sie beteiligten sich stärker daran, als alle anderen Wirtschaftsgruppen. Besonders aktiv sind die CLT/UFA (beispielsweise in Berlin und Hamburg), der Springer-Verlag und die Holtzbrinck-Gruppe, die sich mit Erfolg um Lizenzen für Frequenzen in den neuen Bundesländern bewarb. 
	


	Landesmedienanstalten
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	In allen Bundesländern regeln Landesmediengesetze die Zulassung privater Hörfunk- und Fernsehveranstalter und deren Beaufsichtigung. Als Aufsichtsorgane für den privaten Rundfunk wurden seit 1984 in allen Bundesländern Landesmedienanstalten gegründet (Berlin und Brandenburg haben eine gemeinsame Anstalt). Ihre Beschlußgremien sind die Medienräte, in denen - analog zu den Rundfunkräten des öffentlich-rechtlichen Rundfunks - die gesellschaftlich relevanten Gruppen repräsentiert werden sollen. Eine Ausnahmestellung nimmt das Gremium der Medienanstalt Berlin-Brandenburg ein, dessen sieben Mitglieder jeweils mit Zwei-Drittel-Mehrheit vom Abgeordnetenhaus in Berlin (drei Mitglieder) und vom Landtag in Potsdam (drei Mitglieder) gewählt werden. Vorsitzende bedürfen jeweils einer Zwei-Drittel-Mehrheit der Stimmen beider Parlamente. Die Anstalt wird wegen der Wahl ihrer Medienratsmitglieder durch Parlamente teilweise als zu staatsnah kritisiert. Nach einer Änderung des Mediengesetzes steht seit 1996 auch an der Spitze der sächsischen Landesmedienanstalt ein fünfköpfiger Medienrat. In anderen Bundesländern wie beispielsweise Bayern besteht der Medienrat aus 48 Personen, die gesellschaftlich relevanten Gruppen angehören.

Bei der Vergabe von Lizenzen zur Veranstaltung von Hörfunk- und Fernsehprogrammen sind neben dem Gesichtspunkt der Vielfalt auch Fragen der Wirtschaftlichkeit zu berücksichtigen. Anbieter, die neue Arbeitsplätze für die Region in Aussicht stellen, in der sie senden wollen, haben deshalb bessere Chancen, eine Sendeerlaubnis zu bekommen. Die Frage des künftigen wirtschaftlichen Engagements führte nicht selten zu längeren Verhandlungen zwischen den Anbietern und den Zulassungsinstanzen. Kritiker dieser Verhandlungen sprachen von einem "Frequenzpoker", bei dem es zuweilen zugehe wie auf einem Bazar, auf dem der Meistbietende den Zuschlag erhält. Dem ist entgegenzuhalten: Die Entscheidungen der Landesmedienanstalten sind Verwaltungsakte, die vor Gericht angefochten werden können. Von diesem Recht haben jene, die nicht zum Zuge gekommen waren, reichlich Gebrauch gemacht, teilweise durchaus mit Erfolg.

Die Anstalten finanzieren sich aus Gebühren für Amtshandlungen und Verwaltungsaufwand sowie - zu mehr als 80 Prozent - aus zwei Prozent der Rundfunkgebühren. Privatfunk ist also auch wegen des Aufwandes für seine Zulassungs- und Aufsichtsinstanzen nicht kostenlos. Die Anstalten verwenden ihre Einnahmen zur Deckung ihrer Kosten, für Forschung, die Finanzierung Offener Kanäle und die Verbesserung der technischen Infrastruktur. Zum Teil müssen sie die Überschüsse - so beispielsweise in Berlin-Brandenburg - an die öffentlich-rechtlichen Anstalten abführen.

Die Aufsichtsgremien haben nach der Zulassung der Veranstalter darüber zu wachen, ob die bei der Lizenzvergabe gemachten Zusagen eingehalten werden. Wenn beispielsweise ein Hörfunkveranstalter ein Programm mit einen Wortanteil von 30 Prozent angekündigt hat, darf er ihn nicht ohne Zustimmung der Anstalt erheblich vermindern. Die Programmaufsicht erstreckt sich auch auf die Bestimmungen zum Schutz der Jugend und das Verbot von Sendungen, die Gewalt verherrlichen oder verharmlosen. In diesem Punkt ist den Anstalten im Zusammenhang mit "Reality-TV" Versagen vorgeworfen worden. Kritisch wird auch zum Teil die Großzügigkeit bewertet, mit der sie Verstöße gegen Werbevorschriften durchgehen lassen.

RTL wurde von der Niedersächsischen Landesmedienanstalt vorgeworfen, bei bestimmten Filmen die großzügigeren Werberegeln für Serien (bei ihnen darf das Programm alle 20 Minuten unterbrochen werden, bei 45-Minuten-Filmen aber nur einmal) benutzt zu haben, obwohl es sich weder inhaltlich noch dramaturgisch um eine Serie gehandelt habe. Der Sender unterbrach das Programm also häufiger, als es rechtlich zulässig gewesen wäre. Die Medienanstalt verhängte einen Bußgeldbescheid in Höhe von knapp 19,4 Millionen DM gegen den Privatsender. Den Bescheid erklärte das Oberlandesgericht Celle 1997 für rechtlich zulässig. 
	


	Medienverflechtungen
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	Eine der wichtigsten Aufgaben der Landesmedienanstalten ist die Sicherung der Meinungsvielfalt. Schon 1989, fünf Jahre nach der Aufnahme ihrer Tätigkeit, bescheinigte der Kommunikationswissenschaftler Bernd-Peter Lange den Anstalten, es sei ihnen "weder gelungen, bei der Lizenzierung Meinungsvielfalt zu sichern, und bei den tatsächlich gesendeten Programmen für publizistische Vielfalt zu sorgen", noch hätten sie es vermocht, "Konzentrationsentwicklungen zu verhindern, obwohl gerade nach den Bundesverfassungsgerichtsurteilen aus dem Jahre 1987 Konzentrationsvermeidung im Vordergrund der rundfunkrechtlichen Bemühungen gegenüber dem privatwirtschaftlichen Rundfunk stehen mußte". Statt dessen ist es dem Bertelsmann-Konzern, dem Springer-Verlag und der Kirch-Gruppe gelungen, den Hörfunk- und Fernsehmarkt weithin zu erobern.

Seit 1997 gilt ein neuer Rundfunkstaatsvertrag. Er sieht eine neue Institution vor, die KEK, die Kommission zur Ermittlung der Konzentration. Sie soll den Landesmedienanstalten bei der Konzentrationskontrolle helfen. Die KEK und die Landesmedienanstalten dürfen jedoch gegen Konzentrationstendenzen nur einschreiten, wenn der einzelne Veranstalter mit seinen Programmen einen Marktanteil von mehr als 30 Prozent in der Bundesrepublik erreicht.

Die beiden Senderfamilien - die UFA/ CLT mit RTL, RTL 2, Super RTL und VOX, die Kirch/Springer-Gruppe mit SAT 1, dem Deutschen Sportfernsehen, Pro 7 und dem Kabelkanal - sind seit Mitte 1997 ihrerseits enger miteinander verbunden. Kirch und Bertelsmann, das Mutterhaus der CLT/UFA, betreiben gemeinsam den Pay-TV-Kanal Premiere und haben sich entschieden, im Verbund mit der Deutschen Telekom, die für die Bereitstellung der technischen Plattform zuständig ist, digitale TV-Programme zu veranstalten.

Die Elefantenhochzeit löste viele Befürchtungen aus, vor allem die folgenden: 

· Wenn die beiden größten Fernsehveranstalter in Deutschland zusammenarbeiten, hätten Dritte keine Chance mehr, beim Erwerb von Sportübertragungsrechten und Filmrechten mitzubieten; 

· die Mehrfachnutzung von erfolgreichen Sendungen in mehreren Vollprogrammen und Spartenkanälen wirke für die Großen kostenmindernd; 

· Die Übermacht des Mammut-Verbundes könnte dafür sorgen, daß kleinere Mitwettbewerber keine attraktiven Programme mehr verbreiten könnten: Interessante Filme und Ideen, Stars und Moderatoren, die das Publikum locken, würden weggekauft. 

Im Mai 1998 untersagte die EU-Kommission in Brüssel Kirch und Bertelsmann, ihre digitalen Fernsehaktivitäten unter dem Dach des gemeinsamen Abonnementfernsehkanals Premiere zusammenzufassen. Dabei wollte die Kirch-Gruppe ihren Digitalsender DF 1 einbringen. Nach Auffassung der Kommission hätte die Allianz zu einer marktbeherrschenden Stellung der beiden Unternehmen beim Programmeinkauf geführt. Außerdem richteten sich die Bedenken der Wettbewerbshüter dagegen, daß die beiden Programmveranstalter zugleich über die Verbreitungstechnik bestimmen wollten. Die Kommission untersagte deshalb ebenso die geplante gemeinsame Kontrolle der CLT/UFA und der Deutschen Telekom an der bisher allein von Kirch beherrschten Firma BetaResearch. Sie verfügt mit der d-box über den einzigen zur Zeit am Markt erhältlichen Decoder. Alle Wettbewerber wären von der Telekom, Bertelsmann und Kirch abhängig gewesen.

Nach der Brüsseler Entscheidung suchen Kirch und Bertelsmann nach neuen Möglichkeiten einer Zusammenarbeit, weil sie die Ansicht vertreten, daß sie nur gemeinsam das digitale Fernsehen in Deutschland erfolgreich einführen können. 
	


	Neue Programmformen
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	Das digitale Fernsehen ermöglicht Hunderte von TV-Kanälen. Deren Finanzierung soll nicht durch Werbeeinnahmen, sondern durch das Publikum erfolgen, das für einzelne oder mehrere Programme ein Entgelt entrichten muß. Bezahlfernsehen (Pay-TV) stammt aus den USA und wurde dort zum Erfolg, weil Millionen offensichtlich der häufigen Unterbrechungen des Programms durch Werbeeinblendungen überdrüssig waren. Sie entschieden sich deshalb für das werbefreie Abonnementfernsehen (Pay-TV), auch wenn sie dafür monatlich rund zehn Dollar bezahlen müssen.

Pay-TV befindet sich in Deutschland noch in den Anfängen. Seit 1991 betrieben die Bertelsmann-Tochter UFA, die französische Gesellschaft Canal plus und die Kirch-Gruppe gemeinsam Premiere. Der Sender hatte 1997 über 1,5 Millionen Abonnenten, die bereit waren, monatlich 44,50 DM für ein Programm zu bezahlen, das aus Spielfilmen, die bislang nur im Kino zu sehen waren, außergewöhnlichen Dokumentationen, Exklusiv-Übertragungen von spektakulären Sportereignissen und Erotiksendungen besteht. Die CLT/UFA der Bertelsmann AG und die Kirch-Gruppe sind, vorbehaltlich der Genehmigung durch die Wettbewerbshüter in Berlin und Brüssel, darauf aus, die Alleinveranstalterinnen des ersten deutschen Pay-TV-Senders zu werden.

Offene Kanäle

Ähnlich wie beim Abonnementsfernsehen wurden mit dem sogenannten Offenen Kanal die ersten Erfahrungen in den USA gesammelt. Offene Kanäle, auch Bürgerkanäle genannt, sind Kanäle in Kabelanlagen, die jedem nichtgewerblichen Programmanbieter für die Übertragung selbstgestalteter Sendungen zur Verfügung stehen. Solche Kanäle wurden in den Pilotprojekten in Ludwigshafen, Dortmund und Berlin eingerichtet und bestehen inzwischen in den meisten Bundesländern.

Dem Offenen Kanal liegt die Idee zugrunde, daß Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit geboten werden soll, Beiträge für das Fernsehen (oder auch den Hörfunk) in eigener Verantwortung und (bei Bedarf) mit technischer Unterstützung der Landesmedienanstalten zu planen und herzustellen. Er hebt im Gegensatz zu anderen Programmformen die strenge Trennung in Produzenten und Konsumenten auf; den Interessierten bietet sich die Chance, am gesellschaftlichen Leben ihrer Umgebung nicht nur betrachtend teilzunehmen, sondern sich und ihre Vorstellungen einzubringen und selbstbestimmte gesellschaftliche Aktivitäten zu entfalten. Der im lokalen Bereich angesiedelte Bürgerkanal ermöglicht sozialen Organisationen und Gruppen wie Bürgerinitiativen, Video-Gruppen und Vereinen, ihre Stadtteilarbeit einem größeren Publikum in ihrer Nahwelt vorzustellen, Produktionserfahrungen zu sammeln und vielleicht sogar ein Stück Selbstverwirklichung zu erleben - so argumentieren jene, die sich engagiert für Bürgerkanäle eingesetzt haben.

Andererseits wurde kritisiert, der Offene Kanal habe nur als Alibi-Veranstaltung gedient, um diejenigen zu beruhigen, die sich gegen die Bilderflut aussprachen, die neue private TV-Veranstalter erzeugten.

Produzenten im Offenen Kanal (Fernsehen) unterscheiden sich vom Durchschnitt der Bevölkerung. Sie sind jünger und zumeist männlich, überwiegend Schüler und Studenten. Die wenigsten von ihnen zählen zu gesellschaftlichen Gruppen, die im herkömmlichen Kommunikationsprozeß benachteiligt sind. Überdurchschnittlich häufig haben sie Kenntnisse im Umgang mit audiovisuellen Geräten, und trotzdem haben fast alle technische Produktionsprobleme. Sie kommen hauptsächlich aus Neugier, Spaß oder technischem Interesse; nur bei wenigen steht das Bestreben im Vordergrund, den Offenen Kanal bewußt als Forum zu nutzen, um die Öffentlichkeit zu erreichen. Viele verfolgen mit ihrer Arbeit auch berufliche Ziele - der Offene Kanal als Durchgangs- und Teststation für den späteren Wechsel zum Profi-Fernsehen. Trotz freien Zugangs bestehen noch erhebliche Barrieren für einen großen Teil der Bevölkerung. Auch beim Publikum besteht wenig Resonanz. Die Erfahrung zeigt, daß der Offene Kanal noch weit davon entfernt ist, ein lokales Medium für die von den etablierten Medien vernachlässigten Bevölkerungsgruppen darzustellen. Dies belegte 1997 eine Programmstudie der Medienanstalt Berlin/Brandenburg. Unterhaltungssendungen, die laienhaft kommerzielle Fernsehveranstaltungen nachzuahmen versuchten, und religiöse deutsch- und fremdsprachige Sendungen dominierten das Gesamtangebot.

Neben den Offenen Kanälen sehen die Mediengesetze einiger Bundesländer auch die Zulassung nicht-kommerziellen lokalen Hörfunks vor. Diese privaten Veranstalter sind werbefrei, nicht gewinnorientiert, werden zum Teil auch durch die Landesmedienanstalten subventioniert und verbreiten als Vereine lokale Programme von sogenannten Radio-Initiativen oder wenden sich als Uniradios an Studierende, die sie auch in den Umgang mit dem Medium Hörfunk einüben wollen. Im Gegensatz zu den Offenen Kanälen haben beim nicht-kommerziellen Hörfunk nicht alle Bürgerinnen und Bürger, sondern nur die Mitglieder der Vereine, die als Veranstalter auftreten, freien Zugang. 
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Grundsätzlich konkurrieren Presse und Rundfunk miteinander, denn beide bemühen sich, ähnliche Bedürfnisse zu befriedigen: Unterhaltung, Information, Bildung. Die Mittel, mit denen sie dieses Ziel zu erreichen suchen, sind aber so unterschiedlich, daß - publizistisch betrachtet - nur mit Einschränkungen ein Wettbewerbsverhältnis herrscht. Jedes Massenmedium hat so beträchtliche Vor- und Nachteile, die sich zum großen Teil aus seiner Technik erklären, daß auch in absehbarer Zeit die völlige Verdrängung des einen Mediums durch das andere nicht zu befürchten ist: Zeitungen und Zeitschriften binden zum Beispiel diejenigen, die sie nutzen, räumlich und zeitlich in sehr viel geringerem Maße als Hörfunk und Fernsehen. Sie gestatten jedoch nur ein Nacherleben, während bei Direktübertragungen im Radio und auf dem Bildschirm ein Miterleben möglich ist.

Trotz ihrer Besonderheiten stehen Presse und Rundfunk in Teilbereichen im Wettbewerb miteinander, so etwa bei der Verbreitung aktueller Informationen.

Der in den fünfziger und sechziger Jahren mit großem Aufwand geführte Streit über die Frage, ob und inwieweit die Werbung im Fernsehen das Anzeigengeschäft der Zeitungen beeinträchtigen und insbesondere für lokale und regionale Blätter existenzbedrohend werden könne, hat inzwischen an Aktualität eingebüßt. Seit Einführung der TV-Reklame 1956 haben die Netto-Werbeeinnahmen der Medien in der Bundesrepublik kontinuierlich zugenommen. Auch im letzten Jahrzehnt verdoppelten sich die Ausgaben der werbenden Wirtschaft noch einmal auf rund 38 Milliarden DM. Davon entfielen im Jahre 1996 knapp 10,7 Milliarden DM auf die Tageszeitungen, gut dreieinhalb Milliarden DM mehr als 1987. Diese Steigerung um 52 Prozent fiel relativ bescheiden aus, wenn man sie mit den Zahlen für das Fernsehen vergleicht: Dort wuchs die Werbung von 1987 bis 1996 um 326 Prozent auf 6,9 Milliarden DM. Dies belegt die These: Die werbende Wirtschaft hat ihre Ausgaben mit dem Aufkommen neuer Werbemöglichkeiten beim privaten Fernsehen erhöht, sie aber nicht den Tageszeitungen entzogen.
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	Film und Fernsehen stehen in einem echten Wettbewerb zueinander. Beide wenden sich in sehr ähnlicher Form an ein breites Publikum. Dennoch gibt es Unterschiede.

· Grundsätzlich soll jeder Film seine Herstellungskosten (meist über eine Million DM je Spielfilm) und dazu möglichst einen Gewinn an der Kinokasse einbringen. Dabei führt Konkurrenz um die Zuschauergunst oft zu Niveausenkungen und zur Orientierung an bewährten Mustern. 

· Solange öffentlich-rechtliche Anstalten sich überwiegend durch Gebühren finanzieren, können sie ein Programm anbieten, in dem nicht jede einzelne Sendung um Millionen von Zuschauerinnen und Zuschauern werben muß. Die Anstalten können es sich leisten, auch Beiträge für Minderheiten zu produzieren. 

Waren Film und Fernsehen anfänglich Konkurrenten, so hat sich das Verhältnis zwischen den beiden audiovisuellen Medien inzwischen weitgehend normalisiert. Denn vor allem das öffentlich-rechtliche Fernsehen ist in den siebziger und achtziger Jahren zu einem wichtigen Auftraggeber und Förderer der privaten Filmwirtschaft geworden. Inzwischen bilden Spielfilme einen großen Bestandteil der Fernsehprogramme. Das Zusammenspiel zwischen dem öffentlich-rechtlichen Fernsehen und der Filmwirtschaft ist seit den siebziger Jahren durch das Film-/Fernsehabkommen geregelt. 

ARD und ZDF haben von 1960 bis 1994 rund 20 Milliarden DM für Leistungen der Filmwirtschaft ausgegeben. Darin sind Produktions- und Lizenzkosten, Kopierarbeiten und Ateliervermietung sowie Synchronisationskosten enthalten. Die filmwirtschaftlichen Aufwendungen der privaten Sender liegen inzwischen jährlich bei über 2,5 Milliarden DM.
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	Die Möglichkeit, auf neuen Transportwegen (Kabel, Satellit und zusätzlichen terrestrischen Frequenzen) mehr Programme in die Wohnzimmer zu bringen, hat noch Mitte der achtziger Jahre Hoffnungen und Befürchtungen ausgelöst:

· die Hoffnung, die größere Auswahl biete mehr Informationsfreiheit, 

· die Befürchtung, die "Revolution auf dem Bildschirm" könne die Medienordnung der Bundesrepublik zerstören. 

Unter ähnlichen Vorzeichen stand die Diskussion, als in den zwanziger Jahren der Hörfunk aufkam und in den Fünfzigern das Fernsehen. Seit den achtziger Jahren hat sich die traditionelle Konkurrenz zwischen Presse und Rundfunk wesentlich geändert, vor allem durch die Zulassung privater, allein durch Werbung finanzierter TV-Veranstalter. Zeitungs- und Zeitschriftenverleger strebten schon seit Jahrzehnten danach, an den elektronischen Medien beteiligt zu sein, weil sie, so ihre Hauptgründe,

· dank ihrer Erfahrung besonders viel von Unterhaltung und Informationen verstünden, 

· Anzeigenverluste in ihren Blättern, verursacht vom Fernsehen, ausgleichen müßten. 

Privater gegen öffentlich-rechtlichen Rundfunk - das ist die neue Front des Konkurrenzkampfes der Medien um Werbung und Einschaltquoten. Und dieser Wettbewerb besteht, obwohl sich beide Systeme in der Finanzierung und ihrem Programmauftrag fundamental unterscheiden: Auf der einen Seite der durch Gebühren finanzierte und am Gemeinwohl orientierte öffentlich-rechtliche Rundfunk für alle und auf der anderen Seite der auf Gewinnmaximierung bedachte Privatfunk; die einen ringen vorrangig um höhere Marktanteile, die anderen um ein Programmangebot, das die Finanzierung durch Gebühren rechtfertigt.

Die Auswirkungen dieses Konkurrenzkampfes sind:

· Privatveranstalter werben bei der ARD und dem ZDF mit höheren Gagen Spitzenkräfte und vor allem populäre Show-Stars ab. Viele von ihnen begannen ihre Laufbahn bei öffentlich-rechtlichen Sendern, wurden in deren Programmen zu Stars der Unterhaltungsbranche, ehe sie wegen Millionengagen bei der privaten Konkurrenz anheuerten. 

· Die Lizenzpreise für Spielfilme steigen erheblich, weil sich auch die privaten Sender dafür interessieren (Durchschnittspreis für in den USA gekaufte Filme 1984 rund 180000 DM; 1994 hingegen 600000 DM). Für die Erstausstrahlung von Spitzenfilmen im Fernsehen wird ein Vielfaches gezahlt. 

· Geradezu explodiert sind die Preise für Sportrechte. Die privaten Veranstalter erkannten in Sportübertragungen die zugkräftigste programmliche Lokomotive. Sport bietet den Zuschauern ein Live-Erlebnis, vermittelt wegen seines ungewissen Ausgangs erhebliche Spannung und entspricht damit ihren emotionalen Bedürfnissen in besonderer Weise. Das Massenpublikum bleibt für viele Stunden dem Programm treu und läßt auch die Werbespots über sich ergehen, die Finanzgrundlage für die teuren Rechte sind. Während die UFA von 1989 bis 1993 jährlich 12 Millionen DM für die Tennisübertragungen aus Wimbledon zahlte, mußte sie für die folgenden vier Jahre viermal so viel ausgeben. Kostete die Fußballbundesliga pro Saison die ARD und das ZDF 1985/86 noch zwölf Millionen DM, so waren diese Übertragungsrechte ab 1997/98 erst für 180 Millionen DM zu haben. Der Meistbietende war in diesem Fall eine gemeinsam von Kirch und Springer betriebene Sportrechteagentur. Rekordsummen brachte die Kirch-Gruppe auch für die Fußballweltmeisterschaften 2002 und 2006 auf, nämlich 3,4 Milliarden DM. 

Im Februar 1998 entschied das Bundesverfassungsgericht, daß die Regelungen im Rundfunkstaatsvertrag zur Kurzberichterstattung über Sportereignisse rechtens sind. Danach dürfen weiterhin alle Fernsehveranstalter 90 Sekunden über ein Sportereignis berichten, allerdings künftig nicht kostenlos. Damit verhinderte das Gericht, daß der Erwerber einer Lizenz für die Übertragung eines Sportereignisses dieses exklusiv vermarkten kann.

Grundsätzlich verständigten sich die Regierungschefs der Länder 1998 auch auf eine sogenannte Liste für die Übertragungsrechte von sportlichen Großveranstaltungen (u.a. Fußballweltmeisterschaften). Sie soll sicherstellen, daß besonders attraktive Spiele nicht ausschließlich im Pay-TV zu sehen sind.

Die öffentlich-rechtlichen Anstalten und die privaten Veranstalter kritisieren die aus ihrer Sicht ungleichen Wettbewerbsbedingungen. ARD und ZDF argumentieren, sie dürften nur begrenzt werben. Die Privaten kontern, die öffentlich-rechtlichen Anstalten genössen eine Doppelfinanzierung aus Zwangsgebühren und Werbung. In einem Punkt besteht mit Sicherheit ein Ungleichgewicht: Die Besitzer der großen privaten TV-Veranstalter haben über ihre auflagenstarken Zeitungen und Zeitschriften die Möglichkeit, für ihre eigenen Programme zu werben, und diese Chance nutzen sie auch reichlich.

Umstritten sind die publizistischen Folgen des Wettbewerbs. In den USA, dem Pionierland des Kabelfernsehens, ist nachweislich die Gleichung "Mehr Programme gleich mehr Auswahl gleich größere Vielfalt" nicht aufgegangen. Das Publikum kann mehr Programme empfangen, doch beschränkt sich seine Auswahl darauf, sich für diesen oder jenen Spielfilm, eine Sportübertragung, ein Musical, einen Krimi oder eine Show zu entscheiden. Wie in den USA hat sich in der Bundesrepublik der Prozeß der Wiederholung des Gleichen beschleunigt.

Jagd nach Quoten

Die überwiegend aus Gebühren finanzierten öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten spürten in den letzten Jahren in zunehmendem Maße den Wettbewerbsdruck durch den Privatfunk. ZDF und ARD reagierten auf den Rückgang der Einschaltquoten in ihren Fernsehprogrammen: Die Mainzer rüsteten mit Unterhaltungssendungen auf, die ARD rüstete nach. Kritiker bemängeln die aufkommende Gleichförmigkeit der Programme und warnen vor einer Konvergenz, der Anpassung und Überlappung der beiden Rundfunksysteme.

Die Anstalten argumentieren, beliebte Serien und Unterhaltungssendungen gehörten zum Programmauftrag und seien überdies für hohe Einschaltquoten unentbehrlich; sonst müßten sie, was schon in erheblichem Umfang geschehen ist, weitere Werbeeinnahmen-Verluste hinnehmen. Genau dies sei in ihrer Finanzsituation nicht möglich. Sie müßten außerdem der Gefahr entgehen, zum Minderheitenfernsehen und Nischenfunk zu verkommen, der die letztlich für die Rundfunkgebühren zuständigen Parlamentarier in den Landtagen dazu verführen könne, Gebührenerhöhungen abzulehnen.

Die Kritik am "Quotenfetischismus" in den Anstalten richtet sich allerdings gegen die Vernachlässigung des neben der Unterhaltung auch Information, Bildung und Kultur umfassenden Programmauftrags, der allein die Gebührenfinanzierung rechtfertigt. Wird er nicht eingelöst, untergraben die Anstalten selbst die Legitimation für ihre wichtigste Finanzierungsquelle.

Vom Privatfunk in die Zwickmühle zwischen anspruchsvollen Programmen mit Zuschauerverlusten und oberflächlicher Unterhaltung mit Legitimationsproblemen getrieben, bedienen sich ARD und ZDF wechselnder Taktiken: Mal fordern sie mehr Werbemöglichkeiten, beispielsweise den Wegfall der 20-Uhr-Grenze und des Verbots der Sonntags- und Feiertagswerbung, mal mahnen sie höhere Gebühren an; mal bieten sie Millionen für Sportübertragungsrechte (im Interesse des Publikums), mal verzichten sie auf das Pokerspiel (im Interesse derjenigen, die Gebühren zahlen). Im Hörfunk reformieren die Landesrundfunkanstalten fast ohne Unterlaß ihre Programme, um

· Kundschaft zurückzugewinnen, die zu privaten Wellen abgewandert ist, 

· Zielgruppen anzusprechen, denen die früheren Mischprogramme mißfielen, 

· Angebote zu konterkarieren oder zu kopieren, die von der Konkurrenz verbreitet werden. 
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	Der Konkurrenzdruck durch die privaten Fernsehveranstalter droht das öffentlich-rechtliche Rundfunksystem in eine Krise zu stürzen. Die Aussichten für ARD und ZDF sind nicht rosig. Folgende Entwicklung ist absehbar:

· Die Kosten für Sportübertragungsrechte und Filmlizenzen werden weiterhin steigen. Die privaten TV-Veranstalter werden Höchstgebote auf den Tisch legen, bei denen die öffentlich-rechtliche Konkurrenz passen muß. Massenattraktive Filme und spektakuläre Sportereignisse werden im ARD- und ZDF-Programm nicht mehr stattfinden. Das Murren der Gebührenzahler ist schon jetzt gelegentlich zu vernehmen: Warum Gebühren zahlen, wenn Wichtiges ohnehin in den privaten Programmen läuft? 

· Die Wanderlust, die bislang vor allem die Unterhaltungsstars gepackt hat, wird wegen der besseren Bezahlung auch bei Erfolgsautoren und -regisseuren, Moderatorinnen und Moderatoren sowie Kommentatoren und Kommentatorinnen beginnen. ARD und ZDF bilden das Sprungbrett, RTL, SAT 1 und Pro 7 kaufen die Erfolgreichsten weg. Zuweilen kehren freilich auch Stars der privaten Veranstalter zu den öffentlich-rechtlichen zurück . 

· Die Eigenproduktionen und die Informationskompetenz der privaten TV-Veranstalter werden steigen. Damit wächst ihre Chance, auf diesem Feld ebenso wie in der Unterhaltung der ARD und dem ZDF den ersten Rang streitig zu machen. 

Angesichts der Kostenentwicklung bleibt den öffentlich-rechtlichen Anstalten kein anderer Ausweg, als rigoros zu sparen. Sofern beim Stellenabbau die Programmqualität Schaden nimmt, besteht allerdings auch die Gefahr, daß sie sich kaputtsparen. Die einzige Überlebenschance der öffentlich-rechtlichen Anstalten ist die Beibehaltung eines eigenen anspruchsvollen Programmprofils, das sich in allen Bereichen - in der Information und Dokumentation, der Bildung und der Unterhaltung - deutlich von der Konkurrenz unterscheidet. Sparen heißt für die ARD deshalb auch, Überlegungen anzustellen, ob nach der Fusion des Süddeutschen Rundfunks und des Südwestfunks (1998) noch weitere Anstalten zusammengelegt werden müssen, selbst wenn der Spareffekt erst in vielen Jahren einträte.

Bedroht sind vor allem die kleineren ARD-Anstalten wie Radio Bremen und der Saarländische Rundfunk, die bislang vom Finanzausgleich innerhalb der Anstalten profitieren. Im Rundfunkstaatsvertrag ist die Kündigung dieses Ausgleichs zum Ende des Jahres 2000 vorgesehen. 1997 hat allerdings der frühere Bundesverfassungsrichter Ernst Gottfried Mahrenholz in einem Gutachten für Radio Bremen festgestellt: "Der Kommunikationsraum Bundesrepublik Deutschland ist unter dem Aspekt der Unerläßlichkeit der Grundversorgung durch die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten als Einheit anzusehen. Daraus folgt, daß es in Breite und Vielfalt der Programme keinen regionalen Abfall geben darf."

Mit anderen Worten: Es besteht eine Verantwortung aller Bundesländer, für eine funktionsgerechte Finanzausstattung aller ARD-Sender zu sorgen.

Bereits 1993 stellte ZDF-Intendant Dieter Stolte fest, daß sich das duale Rundfunksystem am Wendepunkt befindet. Wenngleich die Finanzierung seines Senders durch die letzte Gebührenerhöhung vorerst auf eine solide Basis gestellt wurde, bleibt die Frage nach der Zukunft, und die lautet: Sind die Bürgerinnen und Bürger dieser Republik auf Dauer bereit, die Rundfunkgebühren zur Finanzierung der ARD und des ZDF aufzubringen?

Auf eine neue Bewährungsprobe wird die duale Ordnung mit Sicherheit durch technische Entwicklungen gestellt. Sobald es möglich ist, in Deutschland mehr als 200 TV-Programme zu verbreiten und wir es also mit einem "audiovisuellen Kiosk" zu tun haben, wird es neue Spartenkanäle geben. Auch sie werden weite- re Zuschauerinnen und Zuschauer von ARD und dem ZDF abziehen und dadurch deren Werbeeinnahmen noch mehr schmälern. Somit bleibt dem öffentlich-rechtlichen System, wenn es denn überhaupt zu halten ist, nur der Ausweg, mit einem profilierten qualifizierten Programm bei den Verantwortlichen der Politik dafür zu werben, daß sie - ähnlich wie bei vielen anderen kulturellen Institutionen, die sich, wirtschaftlich betrachtet, nicht rechnen - die Gebühren für das Kulturgut Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) kontinuierlich erhöhen.

Zur Zeit können sich die Rundfunkanstalten noch auf ihren vom Bundesverfassungsgericht festgeschriebenen Grundversorgungsauftrag berufen sowie auf die Bestands- und Entwicklungsgarantie im Staatsvertrag über den Rundfunk im vereinten Deutschland. Die Grundversorgungsverpflichtung könnte jedoch in einem neuen Licht erscheinen, wenn auch die privaten Veranstalter den klassischen Auftrag des Rundfunks - Versorgung aller mit Informations-, Kultur-, Bildungs- und Unterhaltungsprogrammen - erfüllen. Dies bleibt jedoch abzuwarten.
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	Im Jahr 1490 begannen die Brüder Tassis einen Kurierdienst zwischen Innsbruck und den Niederlanden einzurichten, der später auf weite Teile Mitteleuropas ausgedehnt wurde. In mehreren Verträgen wurden dem Familienunternehmen, das sich später Thurn und Taxis nannte, Privilegien zuerkannt, die auf das Postmonopol hinausliefen. Im 19. Jahrhundert brachten gesellschaftliche und politische Veränderungen einen durchgreifenden Umbruch im Nachrichtensystem. Die allgemeine Schulpflicht führte zur Alphabetisierung der Bevölkerung und damit stieg das Bedürfnis nach gedruckter Information. Erste Nachrichtenagenturen entstanden.

1851 gründete der aus Kassel stammende Paul Julius Reuter in London die Agentur Reuters Telegram Company, nachdem er zuvor zwischen Aachen und Brüssel Brieftauben zur Nachrichtenübermittlung eingesetzt hatte.

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges veränderte sich der Weltnachrichtenmarkt. Der politische Einfluß der Supermächte USA und der Sowjetunion bereitete den Boden für die Ausbreitung der amerikanischen Agenturen und der sowjetischen Staatsagentur TASS, die allerdings außerhalb des Ostblocks kaum genutzt wurde. Mit dem Niedergang der Sowjetunion verlor TASS seine Bedeutung in den Bruderstaaten, so daß der sowjetische Präsident Boris Jelzin 1992 die Umbenennung in ITAR-TASS verfügte. Diese Agentur ist heute international anerkannt, ebenso wie die 1989 gegründete unabhängige russische Agentur Interfax.

Heute bieten viele Agenturen ihre Dienste über Datenleitungen an, im Online-Zugriff oder als Nachrichtenbank, so daß sie direkt in die Redaktionssysteme eingespeist und von dort bearbeitet werden können. Technische Veränderungen sind die eine Seite, die Informationsbeschaffung ist die andere. Die meisten der mittleren und kleineren Zeitungen sind ganz und gar auf die Agenturen angewiesen. Nur wenige auflagenstarke Tages-, Wochenzeitungen und Zeitschriften leisten sich eigene Korrespondenzbüros in aller Welt.

Eine dominierende Stellung im deutschsprachigen Raum hat die Deutsche Presse-Agentur (dpa). Dies wird auch in Zukunft so bleiben, wenngleich bei einigen regionalen Tageszeitungen wie der "Lausitzer Rundschau" in Cottbus schon kein Material mehr von dpa verwendet wird. Statt dessen rücken beispielsweise auf die erste Seite Meldungen aus lokalen und regionalen Redaktionen. dpa entstand 1949 aus den drei Westzonen-Agenturen, die unter der Kontrolle der Alliierten die Nachfolge der NS-Staatsagentur Deutsches Nachrichtenbüro (DNB) angetreten hatten. Die Agentur hat die Rechtsform einer GmbH. Die rund 200 Gesellschafter sind Presseverlage sowie öffentlich-rechtliche und private Rundfunkanstalten. Sie wählen einen Aufsichtsrat, und dieser bestimmt die Geschäftsleitung und den Chefredakteur. Um die Gefahr einer einseitigen Interessenbildung zu vermeiden,

· darf kein Gesellschafter mehr als 1,5 Prozent des Stammkapitals besitzen, 

· sind unter ihnen mehrere politische und weltanschauliche Richtungen vertreten, 

· ist dem Staat nach dem Statut ausdrücklich verwehrt, Anteile des Gesellschaftskapitals zu erwerben. 

Täglich gehen in der dpa-Zentrale in Hamburg aus sehr unterschiedlichen Quellen weit über 1000 Meldungen ein. Bis zu 500 werden an den Basisdienst weitergereicht, den nahezu alle bundesdeutschen Zeitungen und Rundfunkanstalten beziehen. Für Hörfunkkunden verbreitet die Agentur unter anderem stündlich ein für drei bis fünf Minuten Sprechdauer berechne-tes Nachrichtenpaket. Die dpa-Tochter Global Media Services (GMS) übermittelt per Direktsatellit weltweit Leitartikel, Kommentare und Analysen aus dem tagesaktuellen Angebot überregionaler Zeitungen.

Eine einseitige Berichterstattung zum Vor- und Nachteil einer Partei kann sich dpa aus mehreren Gründen nicht leisten:

· Ihre Bezieher gehören verschiedenen politischen Richtungen an, so daß beispielsweise bei offensichtlicher Benachteiligung der SPD die dieser Partei nahestehenden Zeitungen mit Kündigung des Abonnements drohen würden. 

· Auch andere Agenturen verbreiten deutschsprachige Dienste in der Bundesrepublik: Der Deutsche Depeschen-Dienst (ddp), der nach dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik die ehemalige Staatsagentur ADN übernahm, die größte und älteste amerikanische Agentur Associated Press (AP), die britische Reuters und die französische Agence France-Presse (AFP). 

Organisationsstatut, Abonnenten und Konkurrenzunternehmen sorgen also dafür, daß dpa nicht in das politische Fahrwasser einer Partei gerät. Auf das Funktionieren dieser Kontrollmechanismen kommt es daher so entscheidend an, weil rund 20 Prozent aller Tageszeitungen allein von dpa politische Informationen von überregionaler Bedeutung erhalten.

Neben den großen Agenturen arbeiten in der Bundesrepublik noch zahlreiche kleinere, die sich auf bestimmte Themen spezialisiert haben. Nach der Zahl der Kunden sind die Vereinigten Wirtschaftsdienste GmbH (VWD) an erster Stelle zu nennen. Hier handelt es sich um eine Agentur für Wirtschafts- und Finanzdienste, die 1949 gegründet wurde. Die Gesellschafter sind zu gleichen Teilen die "Frankfurter Allgemeine Zeitung", die Wirtschaftszeitung "Handelsblatt" und Dow Jones, ein Medienkonzern in New York.

Der Sport-Informationsdienst (sid) ist eine auf Sportberichterstattung spezialisierte Agentur in der Rechtsform einer GmbH und Co. KG mit Sitz in Düsseldorf. Sie wurde schon 1945 gegründet und wird heute von den meisten Medien in der Bundesrepublik genutzt. Auch die großen Kirchen besitzen eigene Nachrichtendienste. Das Gemeinschaftswerk der Evangelischen Publizistik in Frankfurt und kirchliche Träger auf Landesebene bieten den Evangelischen Pressedienst (epd) an, der mit zwangsweiser Unterbrechung während des NS-Regimes seit 1910 besteht. Das epd-Angebot umfaßt neben dem aktuellen Funkdienst auch eine Reihe von Spezialdiensten, die sich mit entwicklungs- und medienpolitischen Themen befassen.

Die Bistümer und verschiedene katholische Verlage gründeten 1952 eine eigene Agentur, die Katholische Nachrichten-Agentur GmbH (KNA), die zentral von Bonn aus arbeitet. Sie verbreitet neben einem aktuellen Funkdienst sieben Landesdienste und thematisch spezialisierte Dienste, die für die innerkirchliche Kommunikation bestimmt sind. Seit 1987 gibt KNA auch einen aktuellen Rundfunkdienst mit gesprochenen Meldungen, Berichten, Kommentaren und Interviews heraus.
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	Für die Agenturen, zum Teil auch die anderen Dienste sowie die Redaktionen im In- und Ausland sind die staatlichen und privaten Pressestellen ihrerseits einige der ergiebigsten Informationsquellen. Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung hat unter anderem die Aufgaben,

· die Bundesregierung über die Verlautbarungen der in- und ausländischen Nachrichtenträger zu unterrichten 

· und die Organe der öffentlichen Meinungsbildung über die Politik der Bundesregierung zu informieren. 

Es ist also gleichzeitig "Sprach- und Hörrohr" des Kabinetts: Es leitet Nachrichten von innen nach außen und von außen nach innen.

An der Spitze des Presse- und Informationsamtes steht der dem Bundeskanzler direkt unterstellte Sprecher der Bundesregierung. In seiner Doppelfunktion, bei der Presse die Regierung und bei der Regierung die Presse in Schutz zu nehmen, ist er ständig in Gefahr, sich bei beiden unbeliebt zu machen.

Den Massenmedien übermittelt das Bundespresseamt seine Nachrichten mündlich und vor allem schriftlich durch seine Publikationsorgane

· Mitteilungen an die Presse 

· und das Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, das in erster Linie Erklärungen des Bundespräsidenten, des Bundeskanzlers und der Bundesregierung zu aktuellen und grundsätzlichen Fragen veröffentlicht. 

Jede Regierung wird darauf bedacht sein, ihre Arbeit gegenüber der Öffentlichkeit in einem guten Licht erscheinen zu lassen. Insofern verteidigt jedes Presseamt und jeder Regierungssprecher - ob in Bonn, Berlin, Hamburg oder anderswo - die Politik der Auftraggeber. Mißerfolge geben sie vielfach erst auf Anfrage bekannt. Zuweilen - vor allem vor Wahlen - behaupten kritische Stimmen, die parlamentarischen Mehrheitsparteien seien gegenüber der Opposition in unzulässiger Weise bevorzugt, weil das Bundespresseamt mit Hilfe öffentlicher Mittel

· die politische Meinung der Bundesregierung vertritt 

· und damit gleichzeitig für die Mehrheitsparteien wirbt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 2. März 1977 die Öffentlichkeitsarbeit von Regierung und gesetzgebenden Körperschaften für notwendig erklärt. Sie soll den Grundkonsens der Bürgerinnen und Bürger mit der vom Grundgesetz geschaffenen Staatsordnung erhalten. Die Öffentlichkeit muß sich jedoch stets vor offener oder versteckter Werbung zugunsten einzelner politischer Parteien hüten. Besonders strenge Maßstäbe legt das Karlsruher Gericht in der Vorwahlzeit an, die mit dem Tag beginnt, an dem der Bundespräsident den Wahltermin festsetzt. Während dieser Zeit sind Arbeits-, Leistungs- und Erfolgsberichte der Regierung unzulässig, ebenso der Einsatz von regierungsamtlichen Druckschriften durch Parteien.

Außer amtlichen gibt es in der Bundesrepublik eine Vielzahl privater Pressestellen. Verbände, Gewerkschaften, Unternehmen, Kirchen, Sportorganisationen, Banken und Krankenkassen - um nur einige zu nennen - versorgen die Medien tagtäglich mit Meldungen, um ihr Handeln in einem günstigen Licht erscheinen zu lassen. Den Redaktionen wird deswegen gelegentlich vorgeworfen, zu vieles unredigiert und ungeprüft zu übernehmen, um auf bequeme und billige Weise Platz zu füllen oder den möglichen Anzeigenkunden geneigt zu stimmen. Manche der so kritisierten Zeitungen argumentieren, daß sie unter einem solchen Personalmangel leiden und unter solchen Produktionsdruck stehen, daß ihnen gar keine andere Wahl bleibe.

Besonders aktiv in der Pressearbeit sind Umweltschutzorganisationen, was mit der zunehmenden Sensibilisierung des Themas Umwelt in der Öffentlichkeit zusammenhängt. Greenpeace etwa genießt ein größeres Vertrauen als die Industrie.

Entsprechend hat sich die Öffentlichkeitsarbeit mancher Unternehmen nicht zuletzt zur Vermeidung von Imageschäden verändert. Neben der Politik werden Umwelt- und Naturschutzorganisationen als gleichgewichtige Ziel- und Dialoggruppen angenommen.
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Wie Massenmedien auf die öffentliche Meinung wirken, ist erst auf ein festes Fundament gestellt worden, seit Ende der sechziger Jahre kontinuierlich Resultate von Medieninhaltsanalysen und Trenddaten der Meinungsforschung miteinander verknüpft werden. Diese Erkenntnisse über den Zusammenhang zwischen Medienaussagen und Entwicklung der öffentlichen Meinung haben die Phase abgeschlossen, in der die Auffassung vorherrschte, Medienwirkung lasse sich nicht erkennen und schon gar nicht messen. Stattdessen ist die Wissenschaft heute zu der Erkenntnis gelangt, daß eine starke Medienwirkung auf die Bevölkerung ausgeht.
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	Kommunikationsprozeß
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	Die Wirkungen der Massenmedien kommen in einem komplizierten Prozeß zustande, an dem zahlreiche sich gegenseitig beeinflussende Faktoren beteiligt sind. So kann die politische Wirkung einer Zeitung von Redaktionen und Publikum abhängen.

Von den einzelnen Redaktionen hängt zum Beispiel ab, 

· welche Aufgaben die Verleger ihnen und welche sie sich selbst gestellt haben (ob sie etwa den Anspruch haben, eine Idee oder ein bestimmtes Weltbild zu vermitteln oder sich damit begnügen, die vorherrschenden Meinungen widerzuspiegeln), 

· in welchem Umfang und in welcher Form sie politische Informationen verbreiten (ob als Nachricht, Kommentar, Reportage, Karikatur oder Foto), 

· wie sie sich ihr Publikum vorstellen (ob sie es etwa als politisch informiert einschätzen und ob sie in einer diesem Publikum entsprechenden Sprache schreiben). 

Von den Leserinnen und Lesern hängt zum Beispiel ab, 

· welche Ansichten sie über das Blatt haben (ob sie beispielsweise die Nachrichten darin als zuverlässig ansehen), 

· welche Erfahrungen, Haltungen, Meinungen und Kenntnisse sie haben, 

· in welchen Gruppenbeziehungen sie stehen, 

· wie viele von ihnen welche politischen Informationen zur Kenntnis nehmen, 

· welche anderen Medien sie außerdem benutzen. 

Die Resonanz kann ihrerseits unter gewissen Voraussetzungen auf die für Gestaltung und Inhalt Verantwortlichen zurückwirken: Wenn die Verkaufszahlen eines Blattes bei bestimmten Schlagzeilen spürbar zurückgehen, dann wird eine Redaktion künftig möglicherweise darauf verzichten, diese Themen als Aufmacher zu wählen.

Der Hamburger Bauer-Verlag erkundet mit sogenannten Copy-Tests (Umfragen über das Interesse der Leserinnen und Leser an jeder einzelnen Seite einer Ausgabe) wöchentlich die Reaktion auf Inhalt und Aufmachung seiner Zeitschriften und zieht daraus Folgerungen für die nächste Nummer.

Die Hörfunk- und Fernsehveranstalter lassen die Einschaltquoten für jede einzelne Sendung ermitteln. Wenngleich sich diese nicht immer unmittelbar auf die redaktionelle Arbeit auswirken, so beeinflussen sie zumindest mittelfristig die Programmplanung: Sie haben häufig eine Rolle mitgespielt bei Entscheidungen, Sendungen zu streichen oder zu verlegen, Reihen zu kürzen oder zu verlängern, Show-Stars zu entlassen oder unter Vertrag zu nehmen.

Um auf den Inhalt einer Zeitung einzuwirken, gibt es neben der Kaufentscheidung auch die Möglichkeit eines Leserbriefs. Jedoch nur ein bis zwei Prozent der Leserinnen und Leser eines überregional verbreiteten Blattes schreiben einmal im Jahr an die Redaktion. Veröffentlicht werden etwa acht bis zwölf Prozent der Briefe. Auch wenn diese Zahlen keinem repräsentativen Querschnitt entsprechen, sind die Anzahl der Reaktionen und die darin vertretenen Meinungen für die Redaktion eine wichtige Informationsquelle darüber, ob und wie ein Beitrag beim Publikum angekommen ist. Blätter wie die "Frankfurter Allgemeine Zeitung" oder "Die Zeit" pflegen den Leserbriefteil, weil er für sie auch ein Forum ist, um andere Meinungen zu Wort kommen oder Sachverhalte aus der Sicht der Betroffenen darstellen zu lassen.

Auch die Hörfunk- und Fernsehveranstalter erhalten zahlreiche Reaktionen von ihren Zuschauerinnen und Zuschauern. Anders als Zeitungen und Zeitschriften mit ihren ständigen Leserbrief-Spalten bieten sie jedoch kein festes Forum an, um dieses Echo wiederzugeben; es wird jedoch intern ausgewertet.

Um ihre Klientel fester an ihre Sendungen zu binden, ermuntern viele Hörfunksender ihr Publikum, im Funkhaus anzurufen und Musikwünsche zu äußern, Rätsel zu lösen, sich an Gewinnspielen zu beteiligen oder Grüße aus dem Urlaubsland zu übermitteln.

Die Wechselwirkungen zwischen den Medien und ihren Nutzerinnen und Nutzern sind nur ein kleiner Teil des gesamten Kommunikationsprozesses. Mindestens genauso wichtig ist ein anderer Faktor: die Primärgruppe (Familie, Freundeskreis, Nachbarschaft, Kollegenkreis). Überwiegend hier entstehen die grundlegenden Meinungen der Individuen; hier werden sie ausgeprägt, gefördert, kontrolliert und verändert, und zwar entsprechend den Interessen und Wertvorstellungen der jeweiligen Gruppen und ihrer Mitglieder.

In solchen Gemeinschaften bilden sich bei einzelnen typische Denkweisen, Ansichten und Normen aus. Sie bestimmen größtenteils 

· was von dem Informationsangebot ausgewählt wird und 

· wie die Aussagen in den Massenmedien beurteilt werden. 

Die Primärgruppen wirken nicht nur indirekt auf den Kommunikationsprozeß ein, sondern auch direkt, weil sich in ihnen über Gelesenes, Gehörtes und Gesehenes immer wieder Gespräche entwickeln. Dabei werden die durch Massenmedien erhaltenen Informationen weitergeleitet, geformt, zugeordnet und bewertet. Üblicherweise gibt es nach Ansicht von Elisabeth Noelle-Neumann in jeder Primärgruppe einen "Meinungsführer", das heißt eine Person, die das Gespräch steuert: Sie ist diejenige, die in politischen Fragen um ihre Meinung und ihren Rat gebeten wird und sie nutzt Fernsehen, Tageszeitungen und Hörfunk vor allem zu politischen Themen intensiver als andere. Sie hat in allen sozialen Schichten, bei Männern und Frauen in allen Altersgruppen die gleichen Merkmale, liest, hört, sieht mehr, nutzt die Medien aufmerksamer, hat eine bessere Erinnerung, und kann deshalb über das Gelesene, Gehörte, Gesehene sprechen und Fragen beantworten.

Es ist anzunehmen, daß auch die an dem Meinungsaustausch weniger oder nicht Beteiligten erreicht werden, beispielsweise über am Kommunikationsprozeß beteiligte aktivere Familienmitglieder. Damit können die Massenmedien langfristig Wirkungen nicht nur bei den Erstempfängern zeigen. Wirksame publizistische Aussagen können also in die Entwicklung des allgemeinen Meinungsklimas eingehen, vor allem dann, wenn etwa ein Viertel bis ein Drittel der erwachsenen Bevölkerung erreicht wird.

Ausgesprochen empfänglich für die Meinungsbeeinflussung erscheinen jene Personen, die Kontakte mit anderen Menschen wegen ihrer besonderen Lage schlecht herstellen oder aufrechterhalten können oder die Begegnung als außerordentlich spannungsreich und unbefriedigend empfinden. Bei solchen Personen können Massenmedien eine Fluchttendenz ermöglichen oder verstärken. In solchen Fällen verdrängen sie Primärgruppen-Einflüsse und steigern ihre Wirkungs-Chancen. So identifizieren sich zum Beispiel Kinder, die in ihren Altersgruppen isoliert sind, sehr leicht mit Fabelwesen und Helden vom Bildschirm; und sie neigen auch in relativ großem Maße dazu, diese als Vorbilder, als normative Instanzen anzusehen.

Nachweislich ergeben sich überdurchschnittliche Einflußmöglichkeiten der Massenmedien, wenn 

· es sich um eine noch nicht geklärte Frage handelt (ungeklärt war bis vor kurzem bei Transporten von Atommüll die Strahlenbelastung, die von den Containern ausging), 

· ein Problem außerhalb des persönlichen Beziehungssystems liegt (der Bosnienkonflikt in Ex-Jugoslawien, bei dem für Deutsche nicht erfahrbar und einsehbar war, warum welche ethnische Minderheit mit welcher im Streit lag), 

· ein Thema mit Grundüberzeugungen nichts zu tun hat (Stichwort Werbung: Ob das Waschmittel x oder y verwendet wird, hat wenig mit ethischen Überzeugungen, auch wenig mit der vielleicht unterschiedlichen Qualität, sondern mehr mit den durch die Werbung transportierten indirekten Botschaften zu tun). 
	


	Reichweite
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	Anders als in vielen Ländern der Welt haben in der Bundesrepublik Deutschland Bürgerinnen und Bürger leichten Zugang zu Massenmedien: 

· Zeitungen und Zeitschriften können abonniert oder in den entsprechenden Verkaufsstellen erworben werden. 

· Inzwischen besitzen fast alle Haushalte mindestens einen Radioapparat und ein TV-Gerät. 

Um zu erfahren, in welchem Umfang sich die über Vierzehnjährigen mit Medien beschäftigen und wie sich die Nutzungsgewohnheiten verändern, haben die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland schon vor vielen Jahren eine Langzeituntersuchung in Auftrag gegeben, die in regelmäßigen Abständen wiederholt wird. Daraus ergibt sich beispielsweise, daß 1985 die Bevölkerung zu 82 Prozent vom Fernsehen erreicht wurde.

Ende 1997 konnten 95 Prozent der deutschen Fernsehhaushalte die Programme von RTL und SAT 1 empfangen - das sind 500000 oder ein Prozentpunkt mehr als Anfang 1996. Damit nähert sich die Verbreitung der beiden Privatsender der Sättigungsgrenze. Nur die Verbreitung der mittleren und kleineren Privatsender ist noch einmal spürbar gestiegen.

Untersucht man, wie sich der Fernsehkonsum auf die einzelnen Programme verteilt, dann ergibt sich, daß die öffentlich-rechtlichen Sender - abweichend vom bisherigen Trend - 1996 keine Einbußen erlitten. So haben die Zuschauerinnen und Zuschauer an einem durchschnittlichen Wochentag des Jahres 1996 - wenn man den Fernsehkonsum aller in deutschen Haushalten lebenden Personen ab drei Jahren zugrundelegt - 27 Minuten mit dem Ersten Programm verbracht, 26 Minuten mit dem ZDF und 19 Minuten mit den Dritten Programmen.

Marktführer war auch 1997 Europas erfolgreichster Fernsehsender RTL mit einer Sehdauer von 31 Minuten. Mit 24 Minuten liegt SAT 1 an vierter, Pro 7 mit 17 Minuten nach den Dritten an sechster Stelle.

Die Unterschiede zwischen alten und neuen Bundesländern blieben 1997 bestehen. So wurde in Ostdeutschland nach wie vor die meiste Zeit mit RTL oder SAT 1 verbracht. In Westdeutschland besaß RTL zwar einen leichten Sehbeteiligungsvorsprung, aber im übrigen spielen die öffentlich-rechtlichen Hauptprogramme eine deutlich größere Rolle als im Osten. Unterschiedlich ist ferner, daß die Dritten Programme in Ostdeutschland einen größeren Zuspruch finden als in Westdeutschland und inzwischen sogar etwas mehr gesehen werden als das Erste Programm oder das ZDF.

Offenbar besteht beim ostdeutschen Fernsehpublikum ein größeres Interesse an Sendern, die vorwiegend Unterhaltung anbieten. Dies ist möglicherweise eine Reaktion auf jene Zeit, als in der DDR die eigenen Sender die Menschen vor allem im Sinne der SED-Politik instrumentalisieren wollten. Dies mag auch erklären, warum Informationssendungen der ARD und des ZDF zwischen Ostsee und Erzgebirge nicht so große Resonanz finden wie zwischen Nordsee und Alpen.

An den Nutzungsmustern der einzelnen Altersgruppen hat sich in den letzten Jahren nichts Gravierendes geändert: 

· Die 13- bis 29jährigen sehen am liebsten RTL und Pro 7, danach SAT 1 und die ARD. 

· Bei den 30- bis 49jährigen Erwachsenen lautet die Hitliste RTL, SAT 1, Pro 7 und ARD, wobei SAT 1 und Pro 7 allerdings fast gleich stark sind. 

· Das Publikum ab 50 bevorzugt die ARD und setzt dahinter das ZDF, die Dritten, RTL und SAT 1. Dabei sind die beiden öffentlich-rechtlichen Hauptprogramme ähnlich beliebt. Pro 7 und alle kleineren Anbieter werden von den Zuschauern jenseits der 50 wenig zur Kenntnis genommen. 

Publikumsbindung

Wie viele Leserinnen und Leser eine Zeitung oder Zeitschrift haben, läßt sich aus den Auflagenziffern alleine nicht erkennen, da neben den Käuferinnen und Käufern einer Zeitung meist mehrere andere (Familienmitglieder, Arbeitskollegen usw.) das Blatt mitlesen. Umfragen zufolge erreicht der "stern" acht Millionen, "Hör Zu" fast zehn, "Der Spiegel" gut fünf und "Die Zeit" anderthalb Millionen. Solche Reichweitendaten sind vor allem für die Werbewirtschaft von Interesse, die möglichst viel über ihre Zielgruppen wissen möchte.

Die Wirkungsmöglichkeit der Medien hängt auch davon ab, welche Publikumsbindung von ihnen ausgeht. Die läßt sich bei Erhebungen über die Frage herausfinden, welches Medium die einzelnen am stärksten vermissen würden. Ganz vorne liegen nach der vom Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger herausgegebenen Publikation "Zeitungen '97" die regionalen Abonnementzeitungen, die 74 Prozent "sehr stark vermissen" würden. Es folgen die öffentlich-rechtlichen Programme (73 Prozent), das private Fernsehen (66 Prozent), der öffentlich-rechtliche Hörfunk (63 Prozent), der private Hörfunk (54 Prozent), Anzeigenblätter (32 Prozent) und Zeitschriften/Illustrierte (32 Prozent). Beträchtliche Unterschiede in der Blattbindung ermittelte die empirische Sozialforschung schon vor Jahren bei einzelnen Zeitschriften. Beispielsweise ist unter den "Spiegel"-Leserinnen und -lesern der Prozentsatz jener, die das Magazin für unverzichtbar halten, dreimal so hoch wie bei denjenigen der Zeitschrift "Neue Revue".

Die Wirkung der Medien hängt auch mit ihrer Glaubwürdigkeit zusammen. Am meisten Vertrauen schenken die Deutschen der regionalen Abonnementzeitung, am wenigsten den Boulevardblättern.

Angesichts des vermehrten Angebots von Fernsehprogrammen entwickeln sich offensichtlich auch neue Nutzungsgewohnheiten, die in den USA mit "channel hopping", umschrieben werden, das bedeutet: Mit der Fernbedienung springt der Zuschauer von Programm zu Programm; er flaniert durch Kanäle. Nach Untersuchungen über dieses Verhalten weiß man, daß nur ein Drittel der Zuschauerinnen und Zuschauer, die von einer Sendung erreicht werden, dieser auch bis zum Ende treu bleibt.

Dieter Roß hat deshalb vorgeschlagen, statt von der "Reichweite" einer Sendung von "Berührungsquoten" zu sprechen. Die kulturpessimistische Schlußfolgerung des Hamburger Medienwissenschaftlers lautet: "Ein solchermaßen vagabundierendes Publikum macht notwendigerweise jedes noch so ausgeklügelte Programmkonzept zunichte. Da können die Macher planen und koordinieren, was sie mögen, ihre Produkte zerbröckeln zu Mosaiksteinchen, aus denen sich Zuschauer ihr Programm zusammensetzen - jeder sein eigenes. Und da ein Programm endgültig erst vor den Augen und im Kopf des einzelnen Zuschauers entsteht, werden allabendlich aus Bruchstücken des Angebotenen Tausende von Fernsehprogrammen zusammengetragen und empfangen, die gegenüber den geplanten und ausgedruckten allerdings den Vorzug haben, daß sie real existieren. Dafür jedoch, daß diese individuell erstellten Programme den Rundfunkgesetzen, den Programmrichtlinien oder den Verfassungsnormen entsprechen, besteht keinerlei Gewähr. Wenn überhaupt, haben sie damit allenfalls zufällig etwas zu tun. Jedenfalls ist unverkennbar, daß die Konzepte der Programmverantwortlichen unterminiert werden durch Publikumsinteressen, deren Ursachen und Ziele überwiegend rätselhaft sind."

Zeitunglesen, Radiohören und Fernsehen kostet viel Zeit. Der Medienkonsum verändert die Art und Weise, wie Menschen ihre Freizeit verbringen. Vor allem das Fernsehen bestimmt den Ablauf des Alltagslebens: 

· Man ißt zu Abend vor den Hauptausgaben von "Tagesschau" und "Heute" 

· Nach einer ungeschriebenen Benimmregel soll man während der Nachrichtensendungen und bei Krimis nicht anrufen. 

· Millionen planen Samstag- und Sonntagnachmittage so, daß sie pünktlich zu den Sportsendungen vor dem Apparat sitzen. 

· Wenn bestimmte Serien laufen, unterbrechen viele die Zeitungslektüre, schalten das Radio ab und beenden die Unterhaltung, die in der Familie nach dem gemeinsamen Fernsehen nur selten wieder aufgenommen wird. 

Vermehrter Fernsehkonsum

Mit der Öffnung des Fernsehsystems für private Veranstalter wurde neben der Vermehrung des Programmvolumens auch die Wahlmöglichkeit unter den Programmen erheblich ausgeweitet. Während Anfang der achtziger Jahre nur zwischen drei oder vier terrestrischen Programmen ausgewählt werden konnte, stehen heute zwischen 23 und 50 zur Verfügung. Über diese Breite des Angebots verfügten 1995 in den alten Bundesländern 77 Prozent der Bevölkerung mit Kabel- oder Satellitenanschluß, in den neuen Bundesländern sogar 87 Prozent.

Als Folge dieses größeren Angebotes nutzen einige Zuschauerinnen und Zuschauer das Fernsehen geradezu exzessiv. Diese "Vielseher" genannten Personen haben im Durchschnitt eine tägliche Nutzungsdauer von sechseinviertel Stunden. Sie zeichnen sich unter anderem aus durch höheres Alter, niedrigen sozio-ökonomischen Status (geringe Bildung, niedriges Einkommen) und geringe Sozialkontakte (etwa Verlust des Partners).

Vielsehen öffentlich-rechtlicher Programme ist ein Verhalten, das vor allem mit Alter und sozialer Isolierung zusammenhängen kann. Vielsehen privater Programme dagegen wird einerseits als ein Unterschichtphänomen bewertet, steht aber auch in Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit und den Lebensumständen, die aus den sozialen Umbrüchen in der ehemaligen DDR resultieren. Vielsehen dient offenbar in vielen Fällen dazu, Einschränkungen und Verletzungen, die aus den Beschwernissen des Alters, aus wirtschaftlichen Zwängen oder gesellschaftlicher Zurücksetzung entstehen, durch die Flucht in eine Scheinwelt zu kompensieren.

Kinder

Als besonders beeinflußbar gelten Kinder, weil sie besonders aufnahmefähig sind und in der Phase des Heranwachsens nach Orientierungshilfe suchen. Auf welche Weise und wie stark Fernsehen ihr Verhalten formt, ob es ihnen mehr nutzt oder schadet, ist in Wissenschaft und Praxis umstritten. Einigkeit besteht darin, daß gezielte Bildungsprogramme oder kindgerechte Fernsehsendungen Anregungen vermitteln und positive Impulse geben können. Allerdings muß nach dem Alter der Kinder, ihrem Entwicklungsstand und ihrem familiären Umfeld entschieden werden.

Untersuchungen haben ergeben, daß Kinder Rollen- und Verhaltensmuster durch Fernsehkonsum lernen, die später auch als befriedigendes soziales Verhalten erlebt werden, zum Beispiel: Stärkung des Selbstvertrauens, Abbau von Vorurteilen, Verbesserung der Selbstkontrolle (Versuchungen zu widerstehen) und Förderung von abstraktem Denken. Andererseits gilt: Das Bedeutsame des TV-Konsums für Kinder sind die emotionalen Eindrücke. Auch wenn Inhalte von Fernsehsendungen längst vergessen sind, bleiben gefühlsmäßige Erinnerungen bestehen. Kinder, die viel vor dem Bildschirm sitzen, haben häufig Alpträume, da sie das Gesehene nicht vollständig von der Wirklichkeit zu trennen vermögen. Langes Fernsehen führt zur Verkürzung des notwendigen Schlafes und zu geringerer Schlaftiefe, was Müdigkeit am nächsten Morgen und, auf die Mitarbeit im Unterricht bezogen, Unaufmerksamkeit zur Folge hat. Es scheint deshalb nicht nur entscheidend zu sein, was Jungen und Mädchen auf dem Bildschirm sehen, sondern auch, wieviel Zeit sie dafür aufwenden. 

Nach Beobachtungen in den USA macht überdurchschnittlicher TV-Konsum Kinder häufig nervös und wortarm, phantasielos und ängstlich und führt zuweilen dazu, daß Attribute des Kindseins wie Staunen und Neugier, Naivität und Begeisterungsfähigkeit ganz verlorenzugehen drohen. In ihrer 1995 erschienenen Studie "Mordsbilder: Kinder und Fernsehinformationen" fanden Helga Theunert und Bernd Schorb vom Münchner Institut für Jugend Film Fernsehen heraus, daß acht- bis 13jährige Kinder weitaus häufiger Nachrichtensendungen als bisher angenommen sehen und grausige Darstellungen das junge Publikum nicht nur abstoßen, sondern auch angstauslösend wirken.

Keine Frage: Die Wirkungsforschung leidet unter Beweisnot. Sie hat es nicht mit einem einseitig-linearen Kausalprozeß zu tun. Der Mensch bewegt sich im Kraftfeld etlicher Umweltfaktoren wie Familie, Schule, Spiel- und Berufsgruppen, die Intelligenz und Sozialverhalten beeinflussen. TV-Wirkungen lassen sich nicht isolieren wie im Chemielabor. Kinder mit starkem TV-Konsum neigen eher zu Aggressionen und schulischer Leistungsschwäche, sind meist in der Unterschicht zu Hause oder kommen aus zerrütteten Ehen. Sind die Erziehungsberechtigten akademisch gebildet, wird häufig das Lesen gefördert. Doch unabhängig von der sozialen Schicht sind es häufig fehlende Aufmerksamkeit und Zuwendung der Erziehungsberechtigten, die bei Kindern zu erhöhtem Fernsehkonsum führen. Sehen die Eltern oft und gern fern, sind auch die Kinder vielfach Vielseher. Das heißt: Fernsehen ist immer nur ein Glied in der Wirkungskette und TV-Konsum im Übermaß häufig ein Symptom für tiefsitzende psychische und soziale Miseren. Die Forschung rückt zwar ab von den Allmachtsvorstellungen des Fernsehens, aber von der totalen Wirkungslosigkeit des "Nullmediums" (Hans Magnus Enzensberger) kann keineswegs die Rede sein.

Vertiefung der Wissenskluft?

Die Medien verbreitern die Wissenskluft zwischen den oberen und unteren Schichten der Gesellschaft. Wer bereits gut informiert ist, weiß auch am besten, wo zusätzliche Informationen zu finden sind; er oder sie kann aus dem Angebot auswählen, Wichtiges vom Unwichtigen unterscheiden und neues Wissen einordnen. Hingegen können schlecht informierte Personen auch mit neuen Informationen schlecht umgehen.

Die zunehmende Ungleichverteilung des Wissens führt zu etwas Ähnlichem wie einer Teilung der Gesellschaft in zwei Hälften: der Informations-Elite auf der einen und den Nicht-Informierten auf der anderen Seite. Dies hat die Politikwissenschaftlerin Christina Holtz-Bacha (1990) unter dem Gesichtspunkt des politischen Engagements untersucht und ist zu dem Schluß gekommen: "Die Nutzung überwiegend unterhaltender Medienangebote führt zu politischer Entfremdung, die auch die Bereitschaft politischer Beteiligung mindert. Diese Wirkung könnte in der Ablenkung von politischen Problemen durch unpolitische Inhalte begründet liegen, die dazu führt, daß Politik, weil man nicht mehr auf dem Laufenden ist, als unverständlich und als ein der persönlichen Erfahrung entzogener Bereich empfunden wird. [...] 

Anders der Wechselprozeß bei der Nutzung überwiegend politisch informierender Medienangebote. Sie arbeitet einer politischen Entfremdung entgegen und steigert die Partizipationsbereitschaft. Der Grund dafür könnte darin liegen, daß ausführliche politische Information das Gefühl vermittelt, den politischen Prozeß zu verstehen und außerdem die Notwendigkeit und die Einflußchancen politischer Aktivität deutlich werden läßt."

Mit welchem Erfolg wirken Massenmedien auf die politische Meinungsbildung ein? Da an diesem Prozeß viele Faktoren beteiligt sind, ist es äußerst schwierig, ihren unmittelbaren Einfluß zu erfassen.

Amerikanische Untersuchungen sind nicht auf Deutschland übertragbar. Sie zeigen jedoch, daß bei Präsidentenwahlen die Wählerinnen und Wähler die Äußerungen besonders jenes Kandidaten zur Kenntnis nehmen, den sie ohnehin schon unterstützen. Da die Medien in den USA im allgemeinen über die Bewerber der beiden großen Parteien berichten, dürften sie die Wahlberechtigten in ihren Anschauungen daher meist bestätigen und nur selten umstimmen.

Daß Fernsehen möglicherweise politisches Bewußtsein ändern kann, zeigte 1979 die vom Ersten Deutschen Fernsehen ausgestrahlte und von einer anschließenden Fernsehdiskussion begleitete US-Serie "Holocaust" über die Judenvernichtung im Nationalsozialismus. Nach einer Untersuchung der Bundeszentrale für politische Bildung diskutierten 64 Prozent der Zuschauerinnen und Zuschauer in der Familie und 40 Prozent im Freundes- und Bekanntenkreis sowie am Arbeitsplatz über den Film. Von denen, die ihn gesehen hatten, waren 39 Prozent dafür, auch weiterhin NS-Verbrechen zu verfolgen, von den anderen teilten diese Ansicht nur 24 Prozent. Offen bleiben muß allerdings, 

· ob diese Meinungen sich erst durch die Sendung gebildet haben oder schon vorher vorhanden waren, 

· wie lange die von vielen bekundete Einsicht und Erschütterung anhielt. 

Eine Sonderrolle spielte das Fernsehen bei der friedlichen Revolution in Osteuropa und speziell in der DDR 1989. Die Bilder von dem Durchschneiden des Stacheldrahts an der ungarisch-österreichischen Grenze, der Exhumierung der Leiche des ehemaligen ungarischen Ministerpräsidenten Imre Nagy, den Flüchtlingen in der Prager Botschaft, den Demonstrationen in Leipzig und Ost-Berlin, der sanften Revolution in der Tschechoslowakei sowie der Hinrichtung des rumänischen Diktators Nicolae Ceau†escu waren Berichte über Geschehnisse, die auch Stimmungen vermittelten, Emotionen weckten und ihrerseits den Wandlungsprozeß beschleunigten. 

Das Fernsehen hat Vorgänge sichtbar gemacht, bisher Sprachlose zum Sprechen gebracht, Oppositionelle ermutigt und die Mächtigen im Licht der hergestellten Öffentlichkeit entmutigt. Insoweit war das Fernsehen in dieser Zeit ein wichtiges, den revolutionären Prozeß unterstützendes Medium.

Daß dies so sein konnte, hängt sicherlich auch damit zusammen, daß West-Fernsehen in der DDR seit Jahren zum Alltag gehörte. Nach Meinung des ZDF-Intendanten Dieter Stolte (1990) "hat die vergleichsweise fiktional anmutende westliche Wirklichkeit ihrerseits Wirkung gezeigt und neuen Druck erzeugt: Sie hat jenes Bedürfnis hervorgebracht, an den demokratischen Errungenschaften nicht nur via Bildschirm teilzuhaben, sondern sich persönlich ein Bild davon zu machen, sie live selbst mitzuerleben. Ausreisewelle, Demonstrationen und friedliche Revolution waren die allseits bekannten Folgen. Eine Art Handlungsspirale kam in Gang".
	


	Medien und Gewalt
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	In Deutschland häuften sich 1992/93 rechtsextremistische Brandanschläge sowie Verfolgungen von Asylsuchenden und ausländischen Staatsangehörigen. Bei der Frage nach den Ursachen wurden neben sozialen Problemen wie der Arbeitslosigkeit die Medien und speziell das Fernsehen mitverantwortlich gemacht. Die ausführliche Berichterstattung habe, so der Vorwurf, einen Nachahmungseffekt ausgelöst. Die Berichterstatter über Brandanschläge hielten dem entgegen, daß es ihre Pflicht sei, über Vorgänge von öffentlicher Bedeutung zu informieren. Demgegenüber betonten Kritiker, es komme darauf an, in welcher Form und wie ausführlich über derlei Vorgänge berichtet werde. In solchen Fällen stehen die Medien oft vor dem Dilemma, zu ausführlich und undistanziert zu informieren und sich den Vorwurf des Aufbauschens gefallen lassen zu müssen oder kritisiert zu werden, Nachrichten zu unterdrücken. Dazwischen liegt nur ein schmaler Grat.

In der öffentlichen Debatte über die Rolle des Fernsehens bei der Darstellung rechtsextremistischer Ausschreitungen spielte auch die Frage eine Rolle, ob die Vielzahl von Gewaltdarstellungen in den Programmen dazu beigetragen haben könnte, die Gewaltbereitschaft besonders unter Jugendlichen in Deutschland zu fördern. Es ging dabei zum Beispiel auch um ein neues Genre, genannt "Reality-TV" (Wirklichkeitsfernsehen), das Katastrophen nachstellt oder auch beispielsweise Feuerwehrmänner mit Kameras ausstattet, die sie tatsächlich bei Einsätzen verwenden, um das Geschehen vor Ort zu dokumentieren. Als die öffentliche Kritik an diesen Sendungen ihren Höhepunkt erreichte, schaltete auch die Werbung um und verzichtete darauf, Spots in diesem häufig brutalen Umfeld zu plazieren. Inzwischen haben die privaten Sender weitgehend auf "Reality-TV" verzichtet.

Medienwissenschaftler vermuten, daß das Publikum gern schlechte Nachrichten und Horrorsendungen sieht, weil es Spannungseffekte liebt und Angstlust sucht.

Diejenigen, die daran Anstoß nehmen, sehen in "Reality"-Sendungen 

· einen Eingriff in die Privatsphäre der Betroffenen, 

· eine neue Form der Sensationslüsternheit, 

· eine Instrumentalisierung von Notsituationen und einen Mißbrauch der Opfer, 

· die Gefahr, daß durch die Häufung der Katastrophenszenen das Weltbild sich verändert und die Gesellschaft gewalttätiger wahrgenommen wird, als sie wirklich ist, 

· einen direkten Angriff auf die Menschenwürde. 

Jene, die "Reality-TV" verteidigen, weisen darauf hin, daß 

· zwischen den Sendungen differenziert werden müsse und nicht alle Sendungen dieses Typs die gleiche Machart aufweisen, 

· Identifikationsmöglichkeiten mit den Opfern geboten werden, 

· die Bereitschaft, in Notsituationen zu helfen, gesteigert wird, 

· der Bekanntheitsgrad von Hilfsorganisationen gefördert und deren Spendenaufkommen vermehrt werden kann. 

Möglicherweise kommt dem Problem der in Serien und Spielfilmen gezeigten "fiktiven Gewalt", also einer erfundenen Gewalt, eine größere Bedeutung zu als grausamen Darstellungen in Nachrichten- und Dokumentationssendungen oder im "Reality-TV". Denn es ist zweifelhaft, ob fiktive, also gespielte Gewalt, vom Publikum - speziell einem jüngeren - von tatsächlicher Gewalt unterschieden wird.

Eine Gefahr liegt bei dem Zusammenwirken von Gewaltdarstellung im Fernsehen und Gewaltdisposition im sozialen Umfeld. Jugendliche auf der Suche nach Konfliktlösungsansätzen können durch einseitig dominierende Lösungsmuster in Form von Gewalteinsatz zu einer Verstärkung ihrer Gewaltbereitschaft veranlaßt werden.

Unabhängig davon, ob ein bewiesener Zusammenhang zwischen der Brutalität in der Gesellschaft und auf dem Bildschirm besteht, werden in jüngster Zeit zunehmend von politischer Seite unter Berufung auf Artikel 5 Absatz 2 des Grundgesetzes Maßnahmen zur Eindämmung der Gewaltdarstellung im Fernsehen gefordert. Danach finden die Freiheitsrechte der Medien "ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der Jugend und im Recht der persönlichen Ehre".

Im Rundfunkstaatsvertrag von 1997 heißt es: "Sendungen sind unzulässig, wenn sie zum Rassenhaß aufstacheln oder sonst unmenschliche Gewalttätigkeiten gegen Menschen in einer Art schildern, die eine Verherrlichung der Verharmlosung solcher Gewalttätigkeiten ausdrückt, oder die das Grausame und Unmenschliche des Vorganges in einer die Menschenwürde verletzenden Weise darstellt."

Die Häufigkeit von Gewaltdarstellungen im Fernsehen in der Bundesrepublik Deutschland hat erheblich zugenommen. Dies ergibt sich aus der Vermehrung der Programme, aber auch aus dem hohen Anteil der Gewaltdarstellungen in Sendern wie RTL, SAT 1 und Pro 7. Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten zeigen Gewalt vor allem in ihren Nachrichten- und politischen Informationssendungen. Ihnen wird in Forschungsergebnissen teilweise vorgeworfen, Gewaltdarstellungen als dramaturgischen Aufreißer zu benutzen. Problematisch ist dabei weniger, daß über gewaltsame Auseinandersetzungen berichtet wird, sondern wie und welcher Stellenwert der Meldung zukommt. Zur Diskussion steht daher die journalistische Berufsauffassung und die Berufsethik.

In einer Allensbach-Umfrage von 1993 forderten fast drei Viertel aller Deutschen, daß Gewaltdarstellungen im Fernsehen verboten oder eingeschränkt werden sollten. Politiker aller Parteien nahmen die Aufsichtsgremien für den öffentlich-rechtlichen und den privaten Rundfunk in die Pflicht, die Bestimmungen des Rundfunkstaatsvertrages konsequent anzuwenden.

Darüber hinaus verlangte die SPD-Medienkommission in ihrem "Aktionsprogramm" einen fünfköpfigen "Kommunikationsrat der Länder", der jährlich einen Bericht über die Entwicklung der TV-Programme und deren gesellschaftliche Wirkungen erstellen sollte. Einen solchen Sachverständigenrat befürwortete auch der Vorsitzende des Bundesfachausschusses Medienpolitik der CDU, Bernd Neumann.

Denn Gewaltdarstellungen beispielsweise in Nachrichtensendungen sind nicht in jedem Falle negativ zu bewerten. Ohne die Aufnahmen von napalmverbrannten Kindern hätte der Vietnamkrieg womöglich sehr viel länger gedauert; ohne die grausamen Bilder aus dem ehemaligen Jugoslawien hätten sich vermutlich multinationale Streitkräfte nicht für den Frieden auf dem Balkan eingesetzt.
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	Gewaltdarstellung in den Massenmedien
Gewaltdarstellungen in den Massenmedien werden meist folgende Wirkungen zugeschrieben: Die Entstehung der Vorstellung, man sei einem großen Risiko ausgesetzt, selbst Opfer einer Gewalttat zu werden, die Hervorrufung unspezifischer Erregungszustände, die Förderung von Angst, die Rechtfertigung von Gewalt als Mittel der Auseinandersetzung, verbale und physische Gewaltanwendung sowie die Verminderung aggressiver Verhaltenstendenzen. [...] Genausowenig wie Gewaltdarstellungen die einzige Ursache der Gewalt in der Gesellschaft bilden, ist die Gewalt in der Gesellschaft die einzige negative Folge von Gewaltdarstellungen.

Die Ergebnisse von Laborexperimenten, vor allem aber von Feldstudien, die meist nur geringe Wirkungen von Gewaltdarstellungen ausweisen, stehen in einem scharfen Kontrast zu den Ergebnissen von Expertenbefragungen. Etwa vier Fünftel der Psychiater und Psychologen in der Bundesrepublik Deutschland, die mit verhaltensauffälligen Jugendlichen zu tun haben, berichten, daß sie Kinder behandelt haben, deren aggressive Tendenz durch Gewaltfilme verstärkt wurden. Etwa zwei Drittel geben an, daß Kinder und Jugendliche ihr aggressives Verhalten durch Vorbilder aus Gewaltfilmen rechtfertigen. Als häufigste Wirkung von Gewaltfilmen nennen die Experten Aggressivität, Angstzustände, Schlafstörungen und Übererregbarkeit. [...] Die Unterschiede zwischen den Feld- und Laborstudien und den Befragungen [...] sind vermutlich darauf zurückzuführen, daß im ersten Fall repräsentative Stichproben oder unauffällige Versuchspersonen untersucht wurden, während es Psychiater und Psychologen mit auffälligen Jugendlichen zu tun haben. Dies deutet darauf hin, daß Gewaltdarstellungen auf die Mehrheit nur geringe, auf Minderheiten mit Prädispositionen aber erhebliche Wirkungen besitzen.

Die Wirkung von Gewaltdarstellungen im Fernsehen hängt unter anderem von der Art der Darstellung ab. Experimentelle Untersuchungen [...] zeigen einen klaren Trend: Je realistischer die Darstellungen sind, desto gewaltsamer empfinden die Zuschauer die gezeigte Gewalt; je realistischer die Darstellungen erscheinen, desto stärker sind die emotionalen Reaktionen (Erregungszustände, Angst), desto eher rufen sie aggressive Reaktionen hervor. Dies gilt vor allem für männliche Jugendliche. Aufgrund dieser Ergebnisse kann man feststellen, daß unter experimentellen Bedingungen vor allem realistische Darstellungen realer Gewalt sozial negative Konsequenzen besitzen können.

Hanns Mathias Kepplinger, "Wirkung von Gewaltdarstellungen in den Massenmedien", in: Elisabeth Noelle-Neumann u. a. (Hg.), Publizistik - Massenkommunikation, Frankfurt/Main 1997, S. 573 ff.

Gewaltfilme sind, psychoanalytisch betrachtet, ein spektakuläres Symptom unserer Zeit, aber nicht das eigentliche Problem. In ihnen kehren als bedrohlich für die friedliche Ordnung der Gesellschaft abgewehrte Teile der Gesellschaft, die sich bewußt nur auf das "Schöne" einrichten wollte, vor aller Augen wieder und zwingen zu erneuter Abwehr. Ein Teufelskreis, aufrechterhalten durch Angebot- und Nachfragedruck, ist in Gang gebracht und erzeugt eskalierende Gewalt in Bildern und Filmen, erzeugt wachsende Unruhe, wachsenden Druck und Gegendruck oder aber wachsende Resignation.

Das Hauptproblem ist nicht die Qualität irgendwelcher Filme, sondern der visuelle Analphabetismus, der Abhängigkeiten sowie sprachliche und kommunikative Behinderungen schafft. Wenn die Gesellschaft beginnt, am ausgehenden 20. Jahrhundert den visuellen Analphabetismus und nicht so sehr einzelne fragwürdige Filme ernstzunehmen, dann wird sie auch in der Lage sein, auf kreative Weise Mittel und Wege zu entwickeln, um gründliche visuelle Bildung für ihre Bürger zu etablieren, damit sie sich bewußt mit ihren Bildern und deren geliebten oder gefürchteten Inhalten befassen, spiegeln sie doch Grundkonflikte von Menschen in vielerlei Variationen. [...]

Die pädagogische Forderung, mit Kindern und Jugendlichen über Filme zu reden, ist wichtiger denn je. Aber das Reden über visuelle Eindrücke und der Diskurs über unterschiedliche Sichtweisen ist schwer und bedarf der Übung in offener Atmosphäre. Auch wenn es noch keine kontinuierliche visuelle Bildung gibt, in der Gewaltfilmanalysen einen festen Platz haben, existieren doch Möglichkeiten, Projekte zur Film- und Bildanalyse, zu bewußtem Sehen und zu Gesprächen auch für die vielen Kinder und Jugendlichen einzurichten, deren Eltern überfordert sind von der Aufgabe, mit ihnen über Gewalt und Bilder von Gewalt zu reden. Projekte bieten die Möglichkeit, folgende Ziele zu erreichen: Die Förderung des Dialoges in der Schule über Gewaltprobleme durch forschendes Herangehen von Schülern und Lehrern; eine genaue und bewußte Wahrnehmung von Bildern und Filmen; die Verbalisierung visueller Eindrücke; die Pflege von Toleranz für unterschiedliche Wahrnehmungen. Damit bieten sie wichtige Möglichkeiten zur Überwindung von Beziehungsstörungen und dienen der Gewaltprophylaxe.

Ute Benz, Jugend, Gewalt und Fernsehen. Der Umgang mit bedrohlichen Bildern, Berlin 1997, S. 272 ff.
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	Als 1992 die Akten des Staatssicherheitsdienstes der DDR der Öffentlichkeit zugänglich gemacht und zugespielt wurden, überschwemmte eine Flut von Stasi-Verstrickungsgeschichten die Bundesrepublik. Der Schriftsteller Günter Grass sagte in einer Fernsehsendung 1996: "Ein später Sieg der Stasi war, daß ihre Protokolle so ernst genommen wurden". So war es in der Tat. Der auch im Westen bekannte Star-Trompeter Ludwig Güttler litt - und dies ist nur ein Beispiel unter vielen - jahrelang unter einer ihm nachgesagten Tätigkeit als "Inoffizieller Mitarbeiter" der Stasi (IM), bis sich herausstellte, daß die Protokolle gefälscht waren.

Defizite in der journalistischen Aufbereitung machte auch Kurt Biedenkopf bei einer Tagung der "Gesellschaft für Publizistik- und Kommunikationswissenschaft" im Februar 1997 in Leipzig aus. Er beklagte die Flüchtigkeit, mit der Themen oft abgehandelt würden. Biedenkopf weiter: "Ich habe den Eindruck, daß das Interesse an ausführlicher Darstellung politisch relevanter Sachverhalte zurückgetreten ist und der Unterhaltungszweck der Darstellung politischer Sachverhalte immer mehr in den Vordergrund tritt."

Der Kommunikationswissenschaftler Günter Bentele nennt fünf "Diskrepanzen in der öffentlichen Kommunikation", die nach seiner Ansicht den Vertrauensschwund zum politischen System insgesamt zumindest zum Teil erklären können: Diskrepanzen zwischen 

· "Informationen und zugrundeliegenden Sachverhalten (Beispiele: Lügen, beschönigende Information [...]); 

· verbalen Aussagen einerseits und tatsächlichem Handeln andererseits (Beispiele: Hinhaltetaktiken; Ablenkungsmanöver, bestimmte Formen symbolischer Politik); 

· verschiedenem Verhalten bzw. verschiedenen Handlungen derselben Institutionen (Beispiel: widersprüchliches Verwaltungshandeln; Unterschiede zwischen verschiedenen Bundesländern); 

· verschiedenen Aussagen derselben Akteure zu unterschiedlichen Zeitpunkten (Beispiel: Aussagen [...] zur Steuererhöhung vor und nach der letzten Bundestagswahl); 

· Aussagen unterschiedlicher Akteure innerhalb derselben oder vergleichbarer Institutionen (Beispiele: diskrepante Äußerungen verschiedener SPD-Entscheidungsträger zur Asylfrage; unterschiedliche Aussagen von führenden Vertretern der Energiewirtschaft zu einem möglichen Energiekonsens in den nächsten Jahrzehnten)." 

Demgegenüber bietet der Mainzer Publizistikwissenschaftler Hans Mathias Kepplinger die These an: Die Darstellung von Politik in den Massenmedien ist eine Ursache der Politik- und Parteiverdrossenheit. Die Begründung für diese Schuldzuweisung lautet:

"Bis Mitte der sechziger Jahre hat sich die Mehrheit der Journalisten als neutrale Vermittler verstanden. Seither sieht sich ein wachsender Teil als engagierte Kritiker, die selbst Kritik üben und ihre Aufgabe darin erblicken, der Kritik anderer Ausdruck zu verleihen. Diese Entwicklung war mit einer Änderung des Begriffs der Kritik verbunden. Als kritisch galt früher ein Journalist, der eine Meldung erst publizierte, wenn er ihre Richtigkeit festgestellt hatte. Heute gilt ein Journalist als kritisch, wenn er über negative Sachverhalte berichtet beziehungsweise sie als negativ darstellt. [...] Indem die Journalisten immer häufiger über negative und immer seltener über positive Ereignisse berichteten, erweckten sie - bewußt oder unbewußt - den Eindruck, daß die neuen Entwicklungen die vorhandenen Probleme eher vergrößern als verkleinern.

Die skizzierte Entwicklung hatte zwei wesentliche Konsequenzen: Zum einen förderte sie eine negative Weltsicht. Die Dinge schienen sich zunehmend zum Schlechten zu entwickeln. Zum anderen stärkte sie den Zweifel an der Problemlösungskapazität des politischen und wirtschaftlichen Systems. Die Verantwortlichen schienen immer weniger in der Lage zu sein, die anstehenden Probleme zu bewältigen".

Wechselwirkungen

Idealtypisch betrachtet befördern die Medien Themen, Bedürfnisse und Meinungen der Bürgerinnen und Bürger zu den politisch Handelnden, und diese machen ihrerseits ihre Planungen und Entscheidungen der Öffentlichkeit über die Medien zugänglich. So sind beide aufeinander angewiesen - die Medien auf die Politik, weil sie diese als Informationsquelle benötigen und die Politik auf die Medien, weil diese für sie unverzichtbar sind für den Transport ihrer Absichten, Ideen und Beschlüsse. 

Eine zunehmende Bedeutung im politischen Kommunikationsprozeß wird vor allem dem Fernsehen zugeschrieben, das die Politik, ihre Darstellung und Vermittlung, verändert hat. Der Passauer Politikwissenschaftler Heinrich Oberreuter spricht von einer "Mediatisierung der Politik", verstanden als "Unterwerfung der Politik unter die Eigengesetzlichkeiten der Medien". Anzeichen dafür seien: 

· Politik gerät beim Publikum zum Schauspiel, stilisiert durch dramaturgische Erfordernisse, mit Bevorzugung des Visualisierbaren und Personalisierbaren. 

· Politikerinnen und Politiker werden zu schnellen und kurzen Äußerungen und Aktionen genötigt; Fernsehdramaturgie tritt vielfach an die Stelle der politischen Führung. 

Auf den Zusammenhang zwischen Politik und symbolischem Handeln wies der Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt, Reinhard Höppner, 1993 hin: "Symbolisches Handeln tritt immer häufiger an die Stelle dessen, was wir bisher unter Politik verstanden haben, an die Stelle von Meinungsstreit, öffentlicher Willensbildung und politischer Entscheidung. Symbolische Politik zeigt sich zuerst da, wo Politik nichts zu ändern vermag und wo sie den Erwartungen, die sie geweckt hat, nicht gerecht werden kann. Wir lesen und hören von Pseudoereignissen - bzw. sehen sie -, die nur deshalb stattfinden, damit über sie berichtet wird. Diese Pseudoereignisse versperren den wichtigen Nachrichten und kritischen Gedanken den Weg in die Öffentlichkeit. Entsprechend wächst mit der Konkurrenz um Auflagen und Einschaltquoten bei den Journalisten der Zwang, tagtäglich aus Unbedeutendem Wichtiges zu konstruieren, Auffälligkeiten zu entdecken, vermeintliche Sensationen aufzuspüren oder sie sogar zu produzieren".

Auf die Gefahren dieser Entwicklung hat auch der Schweizer Publizistikwissenschaftler Ulrich Saxer aufmerksam gemacht: "Die Möglichkeiten, die vor allem die szenischen Medien Radio und Fernsehen eröffnen, Politik zu personalisieren, werden von Politikern gern zur überhöhten Selbstdarstellung genutzt, wobei viele insbesondere den Anschein erwecken, es stehe ihnen mehr positive Gestaltungsmacht zur Verfügung, als es der Wirklichkeit entspricht. Auf diese Weise werden immer wieder Erwartungen in das Leistungsvermögen der demokratischen Politik enttäuscht."

Jürgen Möllemann (FDP) sprang mit dem Fallschirm ab, Klaus Töpfer (CDU) durchschwamm den Rhein und Margret Thatcher mistete als britische Premierministerin den Kuhstall aus. Neu ist die Erkenntnis nicht, daß Politiker Medien zur Selbstdarstellung und damit auch zur Themensetzung benutzen. Neu ist vielleicht, daß die Medien in zunehmendem Maße Politik inszenieren und damit selbst Akteure in der politischen Willensbildung sind. Medien fördern eine Personalisierung von Politik, mit der eine Entmachtung politischer Strukturen einhergeht. Die Folge: Personalfragen verdrängen in zunehmendem Maße Sachthemen.

Die Wechselbeziehung zwischen Politik und Medien kommt auch in der Mediennutzung zum Ausdruck. Politische Informationen erreichten 1985 sehr viel mehr Menschen als 1996. Dafür gibt es Gründe: 

· Das Unterhaltungsangebot ist auf einer Vielzahl von neuen TV-Kanälen erheblich gestiegen und verführt zum stärkeren Konsum unterhaltender Beiträge, 

· die Verdrossenheit über die Verantwortlichen in der Politik und die langwierigen Entscheidungsprozesse haben viele Bürgerinnen und Bürger nachrichtenmüde gemacht (Steuerreform, Gesundheitsreform, Rentenreform), 

· der Schlagabtausch als scheinbar einziger Sinn der politischen Rede. 

Ihn hat Bundespräsident Roman Herzog 1997 in einer Rede an der Universität Tübingen scharf kritisiert. Vor allem das Fernsehen habe die "politische Beredsamkeit" auf bedeutsame Weise verändert. Das erste Gesetz dieses Mediums heiße kurz und schnell. So werde beispielsweise in der Berichterstattung aus einer halbstündigen Rede nur ein Ausschnitt von einer halben Minute gezeigt. Während seriöser Journalismus dabei versuchte, einen Satz zu finden, der in etwa die Hauptthese der Rede zusammenfaßt, neige das Infotainment dazu, möglichst die Stelle zu finden, an der der Redner den politischen Gegner besonders polemisch abfertigt. An einer derartigen Berichterstattung, die öffentlich den Eindruck verstärke, daß der Schlagabtausch der einzig verbliebene Sinn der politischen Debatte sei, seien die Politiker nicht ganz schuldlos. Die Verführung zur mediengemäßen Rhetorik habe nicht nur eine Verarmung der Sprache zur Folge; es verändere sich auch die gesellschaftliche Kommunikation insgesamt, wenn die Medien zum Kurzmonolog verleiteten. Dadurch werde der verheerende Eindruck erweckt, politische Vorhaben ließen sich in ein bis zwei Sätzen begründen. Damit, so Herzog, "wird politische Rhetorik immer weniger glaubwürdig".
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Die Zukunft der Informationsgesellschaft hat schon begonnen. Die Digitalisierung und die Datenkompression erweitern und beschleunigen die Produktion, Speicherung und Verbreitung der audiovisuellen Medien. Inzwischen hat sich Multimedia als Sammelbegriff für eine Entwicklung eingebürgert, bei der im häuslichen Bereich das Telefon, der Fernseher und der Computer miteinander verbunden werden. In der Wirtschaft wachsen bislang getrennte Bereiche zusammen: die Computer-Industrie und die Unterhaltungselektronik, Telefongesellschaften und Medienunternehmen. Mit einem Zusatzgerät (Modem) ausgerüstete Personalcomputer (PC) ermöglichen den weltweiten Zugriff auf Datenbanken; Haushalte mit einem Decoder, der die Daten entschlüsseln kann, können am digitalen Fernsehen teilnehmen und eine Vielzahl von Fernsehprogrammen abonnieren (Pay-TV). Unter dem Begriff Multimedia ist zu verstehen, daß bisher getrennte Kommunikationstechniken (sozusagen "Unimedien") miteinander verschmelzen. Es findet eine Integration von gesprochener Sprache, Text, Video, Audio, Telekommunikation, Unterhaltungselektronik und Computertechnik statt.

Abgesehen von der Explosion des Informationsangebots ist das Neue an Multimedia, daß der Empfänger, der die Medien konsumiert, (selbst in bescheidenem Maß) zum Sender werden kann, indem er Waren (Tele-Shopping) oder Filme (Video-on-demand) bestellt, in Game-Shows mitspielt oder bei der Live-Übertragung eines Fußballspiels bestimmt, aus welcher Kameraposition heraus er das Geschehen auf dem grünen Rasen verfolgen will. Er kann beispielsweise auch bei einem Film unter mehreren möglichen Handlungsabläufen auswählen und am Schluß eines Krimis bestimmen, ob der Mörder entkommt oder gefaßt wird. Durch diese Interaktionsmöglichkeit wird Massenkommunikation zur Individualkommunikation. Völlig neu ist die Interaktivität im Fernsehen nicht. Bereits in den sechziger Jahren konnten Zuschauer in der Sendung "Der goldene Schuß" per Zuruf über das Telefon mit der Armbrust zielen. Sogenannte "Call-in-Sendungen" sind zur Zeit eine beliebte Variante interaktiver Telefonspiele, bei denen sich Zuschauerinnen und Zuschauer per Telefon oder Telefax in laufende Sendungen einschalten und ihre Meinung sagen können.

Multimedia wird vor allem die Arbeitsorganisation in den Betrieben verändern und Arbeitsplätze verlagern - von den Büros in die Wohnungen, wo Beschäftigte in Heimarbeit über den Personalcomputer mit ihrer Zentrale verbunden bleiben. In den USA gibt es bereits rund sechs Millionen Tele-Arbeitsplätze. Für die Bundesrepublik wird eine ähnliche Entwicklung erwartet.

Multimedia - eine Bedrohung?

Fast die Hälfte der Bundesbürgerinnen und -bürger empfindet das Zeitalter der Telekommunikation als Bedrohung. Das geht aus einer Repräsentativbefragung eines Freizeit-Forschungsinstituts in Hamburg aus dem Jahr 1995 hervor. "Man fühlt sich förmlich überrollt", sagen danach 48 Prozent der 2600 Befragten über 14 Jahre. Besonders Familien mit Jugendlichen im Haushalt (55 Prozent) und die ältere Generation ab 50 Jahre (53 Prozent) haben nach der Studie Angst vor der Medienflut. Selbst mehr als ein Drittel (36 Prozent) der Jugendlichen und jungen Erwachsenen zwischen 14 und 29 erklären, den Überblick verloren zu haben.

"Viele Bürger fühlen sich von der Überfülle des Medienangebots bedroht und wissen nicht, wie sie sich gegen diese Lawine wehren können", erklärt der Freizeitforscher Horst W. Opaschowski. Mit dem Bildungsgrad wachse das Problembewußtsein. Vor allem Höhergebildete sähen die Gefahr der Vereinsamung vor den Apparaten. Außerdem hatten viele Menschen das Gefühl, so Opaschowski, "daß die Industrie gar nicht wissen will, ob die Konsumenten das eigentlich alles haben wollen". Ein gutes Drittel ist überzeugt, daß das Multimedia-Angebot nicht angenommen wird.

Jede vierte befragte Person (24 Prozent) hofft nach der Studie auf neue Arbeitsplätze durch Multimedia, jede fünfte (20 Prozent) hofft, das Leben werde dann angenehmer und leichter. Nur jede zehnte glaubt daran, durch die neuen Techniken Zeit zu sparen, etwa durch Tele-Shopping, durch Bankgeschäfte und Reisebuchungen vom Wohnzimmer aus. An berufliche Vorteile durch Multimedia glaubt ebenfalls nur rund jede zehnte (elf Prozent).

Die Prognosen zur Bereitschaft des Publikums, für Multimedia-Dienste zu zahlen, liegen weit auseinander. Während die einen sagen, der Siegeszug des Computers und des Videorecorders zeige, wie zahlungsbereit Millionen sind, wenden andere ein, daß die Fahrt auf dem Informations-Highway sehr teuer werden könne. Jeder Einstieg in Datenbanken kostet Geld. Auch Online-Dienste werden auf Dauer nicht zum Billigtarif zu haben sein. Pay-TV- und Pay-per-View-Kunden müßten, so wird weiter argumentiert, mit erheblichen Kosten rechnen.

Die weltweite Datenvernetzung von Schulen und Ausbildungsstätten, von Universitäten und Bibliotheken, von Arztpraxen und Krankenhäusern und der Geschäftswelt, die Expansion der Heimarbeit, die Vervielfachung der Fernseh- und Hörfunkprogramme - dies alles bringt nach Meinung der Befürworter einer schnellen Digitalisierung aller Übertragungswege in der Informations- und Kommunikationsgesellschaft von morgen neue Beschäftigungsmöglichkeiten.

Einkaufen am Fernseher (Tele-Shopping), das Erledigen der Bankgeschäfte (Tele-Banking) und der interaktive Sprachkurs am Computer führen zu Kostensenkungen bei den Diensteanbietern und zu mehr Bequemlichkeit bei den Nutzerinnen und Nutzern. Sie machen aber auch Verkäuferinnen und Verkäufer, Bankangestellte und Sprachlehrkräfte arbeitslos. Tele-Shopping begünstigt unüberlegte Impulskäufe, Telearbeit birgt das Risiko der sozialen Isolierung.

Neue elektronische Speichersysteme, Datennetze und Online-Dienste machen große Wissensbestände leicht zugänglich, ermöglichen den weltweiten Datentransfer und beschleunigen die Verbreitung wissenschaftlicher Erkenntnisse. Andererseits hängt die Auswahl der Daten, die angesichts ihrer Fülle immer schwieriger wird, von der Kompetenz derjenigen ab, die sie nutzen; wer mit den neuen Techniken nicht umgehen kann, bleibt von dem Wissenszugang ausgeschlossen. Wenn auch die absolute Wissensfülle weltweit zunimmt, ist damit noch nichts darüber gesagt, ob auch der Wissensstand des einzelnen erweitert wird.

Von denjenigen, die der elektronischen Vernetzung skeptisch gegenüberstehen, wird befürchtet, daß 

· die Vielzahl und Vielfalt der Angebote die Gefahr erhöht, daß der einzelne die Orientierung verliert, 

· künstliche Medienwelten unmittelbare Erfahrungen und Erlebnisse ersetzen, 

· die Informationsüberlastung steigt, 

· neue technische Möglichkeiten wie die digitale Bildbearbeitung, Computeranimation und Bluebox-Techniken des Fernsehens eine Vermischung von Wirklichkeit und Fiktion ermöglichen können. 

Während die einen meinen, jetzt fange die Demokratie erst an, weil jeder Mensch sich weltweit informieren und aus einer Vielzahl von Programmen auswählen könne, werten das die anderen als Weg in die mediale Zwei-Klassengesellschaft: Nur die technisch Versierten und finanziell Privilegierten seien in der Lage, sich auf den Daten-Highway zu begeben und eine Vielzahl von Pay-TV-Programmen zu bezahlen. Die Wissenskluft zwischen der Info-Elite und der Masse der Bevölkerung werde noch größer. Die einen seien immer besser, die anderen immer schlechter informiert.

Kritiker der neuen Entwicklung befürchten eine Segmentierung der Gesellschaft, einen Zerfall der Öffentlichkeit in eine Vielzahl von Teilöffentlichkeiten. Weil jeder etwas anderes hört, sieht oder liest, nehme der gesamtgesellschaftliche Diskurs Schaden.

Besorgt sind Datenschützer. Die großen Datensammler von morgen sind die Anbieter von Informationen und Programmen, die von denjenigen, die diese Programme und Informationen nutzen, erfahren, welche Filme sie sehen, welche Themen sie interessieren, wofür sie wieviel Geld ausgeben. "Auf den Datenautobahnen gibt es nur noch gläserne Fahrer", meint der ehemalige hessische Datenschutzbeauftragte und derzeitige Frankfurter Rechtsprofessor Spiros Simitis, der zudem argwöhnt, daß der Staat demnächst "nur noch zuzugreifen braucht".

Um dem vorzubeugen, gelten seit 1. August 1997 zwei Multimedia-Gesetze. Der Mediendienste-Vertrag der Länder regelt die Dienste, die sich "in Text, Ton oder Bild" an die Allgemeinheit richten. Darunter fallen beispielsweise Fernseheinkauf, Fernsehtext und Abrufdienste, die nicht vornehmlich der Einzelkommunikation dienen. Der Bund hat im Informations- und Kommunikationsdienstegesetz Teledienste, die individuell genutzt werden - so etwa Tele-Banking, Telespiele, Internet-Angebote und Wetterdienste - geregelt, soweit bei diesen "nicht die redaktionelle Gestaltung zur Meinungsbildung für die Allgemeinheit im Vordergrund steht". Daß es zwei Gesetze gibt, hängt mit der Kompetenzaufteilung im Grundgesetz zusammen: Die Länder sind für den Rundfunk zuständig. Sie waren deshalb darauf bedacht, sich durch eine weite Auslegung des Rundfunkbegriffs keine Befugnisse vom Bund wegnehmen zu lassen. Die beiden Multimedia-Gesetze enthalten Vorschriften für den Daten- und Jugendschutz, verbieten rassistische, die Gewalt verherrlichende und pornographische Inhalte und stellen klar, daß die Diensteanbieter nicht für fremde Inhalte verantwortlich sind.

Anfang August 1997 gründeten 13 Unternehmen und Verbände, darunter die Deutsche Telekom und der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger, die "Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter". Ihre Mitglieder unterwarfen sich einem Verhaltenskodex und verpflichteten sich, auf gewaltverherrlichende, pornographische und diskriminierende Inhalte zu verzichten. Tun sie dies nicht, erhalten sie eine Rüge, die einen Monat lang im Netz veröffentlicht werden muß. Die nicht an der Freiwilligen Selbstkontrolle beteiligten gewerblichen Programmanbieter müssen eine Person zur Jugendschutzbeauftragten bestellen, die Ansprechpartnerin für Nutzerinnen und Nutzer ist und die Anbieter in Fragen des Jugendschutzes berät.

 
	


Quellentext
Auf dem Weg nach Multimedia
In Großstädten eröffnen die ersten Cyber-Cafés. Sie laden ein zum Kaffeeklatsch im Cyber-Space. Auf den ersten Blick sehen sie aus wie normale Kneipen mit einer Bar, Tischen und Stühlen. Dann fallen allerdings die vielen Computer und die Schaltkästen an der Wand auf. Die Besitzer verteilen keine Drinks oder Cappuccinos, sondern erklären ihren Gästen, was sie mit den Computern alles machen können - Videokonferenzen abhalten, durchs Internet surfen, digital und preiswert nach Japan telefonieren oder in Fotos von Parties blättern, die jemand auf seiner Homepage im Internet anbietet. Suchen Menschen künftig ihre Freunde im World-Wide-Web? Wird nicht der Wohnort ihre Wiederfindbarkeit sichern, sondern die virtuelle Adresse in den e-mail-Boxen der weltweiten Computer?

Mehr noch: Jeder kann sich künftig die Fernsehprogramme selbst zuschneiden, ausgewählt aus Hunderten von Angeboten nach selbstgewählten Kriterien. Es wird auf die jeweiligen Wünsche programmierte, lernfähige Datenköpfe geben, die den weltweiten Bit-Strom unablässig durchforsten, um den Einzelnen mit dem zu informieren und zu unterhalten, was seinen Vorlieben, Neigungen und Sympathien entspricht. Zeitungen können gelesen werden, die exklusiv für jedes Individuum nur in einem "persönlichen" Exemplar erscheinen. Medien werden die Menschen mit allem versorgen, was ihnen und ihren Wertvorstellungen schmeichelt.

Realitäten, Wunschvorstellungen oder Horrorvisionen? Die Hoffnungen des einen sind die Befürchtungen des anderen. Sie gehen Hand in Hand und begleiten die Entwicklung der Informationsgesellschaften. Derzeit sind es technische Innovationen wie Digitalisierung und Datenkompression sowie Prozesse der Deregulierung in der Medienlandschaft, vor allem im Rundfunk und bei neuen Medienangeboten, die in Europa, in den Vereinigten Staaten und in Japan zu einem drastischen Aus- und Umbau des Mediensystems führen. Medienpolitische Liberalisierungsstrategien auf der einen Seite und technische Neuerungen auf der anderen Seite schaffen ökonomische Handlungsspielräume, die von Unternehmen genutzt werden. [...]

Ohne Zweifel verfolgt der Rundfunk - und verfolgen auf ihre Weise auch Zeitungen und Zeitschriften - Integrationsziele, wenn sie sich in ihrem Verbreitungsgebiet bzw. Kommunikationsraum bemühen, allen gesellschaftlichen Gruppen zu dienen und dem Einzelnen zu zeigen, daß in einer Gesellschaft eine Vielfalt von Gruppen mit eigenen Lebensformen, Anschauungen und Interessen agiert und aufeinander angewiesen ist. Schließlich versuchen Medien auch Minoritäten und Randgruppen zu berücksichtigen, indem sie nicht nur auf deren Bedürfnisse eingehen, sondern auch die anderen mit den Nöten, Problemen und Schwierigkeiten dieser Gruppen - etwa der Alten, der Behinderten, der Ausländer - vertraut machen.

Meine These ist, daß der Umbau im Mediensystem die gesellschaftliche Integrationsleistung der Medien verändern und schwächen wird. [...]

Die Strukturveränderungen im Kommunikationssystem einer Gesellschaft führen dazu, daß einzelne Leistungen sich ändern, aber auch wegfallen. Die zeitgleiche Versammlung großer Publika wird zunehmend von vielen, zu unterschiedlichen Zeitpunkten realisierten Kommunikationskontakten abgelöst, stabile Kommunikationsräume werden ergänzt durch flüchtige, transterritoriale Räume von Gleichgesinnten und Interessierten. Quantitative Erweiterungen oder Reduzierungen von Medienfunktionen sind daher das eine, das andere jedoch der qualitative Wandel des Kommunikationssystems, den vielschichtige Grenzaufhebungen kennzeichnen zwischen den Bereichen der medialen Aussagenentstehung, der kommunikationstechnischen Vermittlung und der Nutzung, zwischen den Prozessen und Formen der Kommunikation sowie den Kommunikationsräumen - von der Individual- bis zur Massenkommunikation.

Welche Rolle können Medien künftig mit Blick auf andere "Sozialisationsagenten" wie Familie, Schule, Hochschule und peer-groups spielen und wer - falls die Medien ausfallen - kann sie erbringen? Am Beispiel Integration wird deutlich, daß die Medien aus strukturellen Gründen immer weniger das leisten können, was von ihnen erwartet wird. Die Fragen lassen sich weiter fassen: Welche Idee gesellschaftlicher Kommunikation setzt sich durch und wieviel Integration braucht eine Gesellschaft, um handlungsfähig zu bleiben?

Die Innovationen im Kommunikationssystem ergänzen zunächst herkömmliche Medienleistungen, sie beinhalten jedoch auch das Potential, sie langfristig abzulösen. Das würde die parzellierenden bzw. segmentierenden Effekte der Medienkommunikation stärken und neuartige Integrationsprozesse initiieren. Auf jeden Fall werden sich die Integrationsleistungen der Medien ändern - verstanden als die Möglichkeit des Einzelnen, sich mit "seiner" Gesellschaft, in der er lebt, und "seinem" Kulturraum, dem er sich zugehörig fühlt, zu identifizieren.

Claudia Mast, "Massenkommunikation - quo vadis? Grenzaufhebungen markieren den Weg nach Multimedia", in: Hermann Fünfgeld/Claudia Mast (Hg.), Massenkommunikation, Opladen 1997, S. 213ff.
Digitaler Rundfunk
Digitales Fernsehen bietet die Möglichkeit, über Kabel- und Satellitenkanäle und demnächst auch über terrestrische Frequenzen noch mehr Daten und Dienste, Hörfunk- und Fernsehprogramme kostengünstiger zu übertragen: Während bislang Fernsehveranstalter für die Verteilung eines Programms über einen Satellitenkanal jährlich bis zu 14 Millionen DM bezahlen mußten, verringern sich die Kosten durch die Digitalisierung und Datenkompression auf ein Sechstel. Statt eines TV-Programms können auf einem Kanal bis zu zehn transportiert werden. Fachleute rechnen damit, daß in zehn bis fünfzehn Jahren die digitale Übertragung die herkömmliche analoge völlig verdrängt hat und es dann weit über 100 Fernsehkanäle gibt.

1997 einigten sich die CLT/UFA, die Kirch-Gruppe und die Deutsche Telekom auf einen gemeinsamen Decoder, die sogenannte "d-box". Sie verwendete die Kirch-Gruppe seit 1996 beim ersten digitalen Fernsehen DF 1. Die Hoffnungen, daß wegen des vielfältigen Angebots millionenfach das neue Zusatzgerät zum Empfang von Pay-TV-Kanälen gekauft würde, erfüllten sich bis Mitte 1998 nicht, im Gegenteil: Die Kirch-Gruppe meldete bereits anderthalb Jahre nach dem Start des Digitalfernsehens Verluste in Höhe von 750 Millionen DM. Der Vorstandsvorsitzende der Bertelsmann AG, Mark Woessner, rechnet damit, daß es zehn Jahre dauern wird, bis sich in Deutschland sechs Millionen Menschen für Abonnementfernsehen entscheiden.

Anders als beim Empfang über Mittelwelle oder UKW gibt es bei der digitalen Übertragung kein Rauschen oder Knistern, keine Überlagerung von Sendern. Die Klangqualität ist mit einer CD vergleichbar. Zudem können zusätzliche Datendienste ausgestrahlt werden. Textinformationen, Standbilder und Graphiken erscheinen auf einem Display, beispielsweise die Wetterkarte zum Wetterbericht oder die Umleitungsempfehlung zu Staumeldungen.
Online-Dienste
Multimedia umfaßt auch die Möglichkeit, sich aus Datenbanken zu informieren und mit PC-Nutzern in der ganzen Welt zu kommunizieren. Voraussetzung sind ein Personalcomputer, ein Telefonanschluß und ein Modem. So ausgestattet, holen sich inzwischen viele Bundesbürger nicht nur Texte, sondern auch Töne und Bilder über sogenannte Online-Dienste auf den Bildschirm.

Das Internet gilt mit mehr als 40 Millionen Teilnehmerinnen und Teilnehmern weltweit als die Mutter aller Computernetze. Ursprünglich für militärische Zwecke geschaffen, verbindet es heute über zehn Millionen Rechner miteinander. Internet gehört niemandem. Es präsentiert sich als Verbindung vieler Teilnetze. Der bekannteste Internet-Netzwerk-Service ist World Wide Web (www), der es ermöglicht, sich per Mausklick statt mit komplizierten Befehlen durch das Netz zu bewegen. Das Besondere an www sind "Links", markierte Stellen im Text, über die jede www-Seite auf Internet-Rechnern irgendwo in der Welt aufgerufen werden kann.

Im ursprünglich nicht-kommerziellen Computerverband sind inzwischen auch kommerzielle Angebote vorhanden. Neben Rundfunksendern bieten Nachrichtenagenturen, Verlage, Zeitungen und Zeitschriften Texte an.

Vorteile versprechen sich Verleger vor allem davon, daß die Nutzerinnen und Nutzer von Online-Diensten individualisiert Anzeigen abrufen können. In den Tageszeitungen richtet sich die einzelne Anzeige an bestimmte Zielgruppen, beispielsweise beim Stellen- oder Automarkt. Sie erreicht dennoch viele, die zum gegebenen Zeitpunkt aber weder eine Stelle suchen oder einen Gebrauchtwagen kaufen möchten. Online-Dienste bieten dem Surfer die Möglichkeit, gezielt auszuwählen, und er muß sich nicht mit dem geschriebenen Wort begnügen: Der potentielle Käufer oder Mieter eines Hauses kann Grundrißpläne am Bildschirm studieren, einen Videoclip anschauen und virtuell durch die Räume gehen. Er kann die Preise mit denen anderer Objekte vergleichen und dem elektronischen Stadtplan entnehmen, wo sich Schulen, Einkaufsmöglichkeiten und Haltestellen öffentlicher Verkehrsmittel befinden. So werden eventuell enttäuschende Besichtigungstermine eingespart. Da große regionale Abonnementzeitungen bis zu einem Viertel ihrer Gesamterlöse aus dem Rubrikenanzeigengeschäft erwirtschaften, haben sie alle in Online-Dienste investiert, um dort die Kundinnen und Kunden zu gewinnen, die sie vielleicht als Leserinnen und Leser verlieren.

Lokale wie regionale Blätter, von der "Borkener Zeitung" bis zum "Hamburger Abendblatt", informieren in ihrem Online-Angebot teilweise aktueller und umfassender als in der gedruckten Ausgabe. Ihre Dienste enthalten häufig zusätzliche Service-Informationen, von Stauprognosen bis hin zur Einsichtnahme in das Redaktionsarchiv. Online-Dienste bieten die Möglichkeit, über den Computer Mitteilungen an die Redaktionen zu versenden und mit ihnen zu diskutieren. Insoweit ist Interaktivität hier Realität geworden.

Bertelsmann und der Springer-Verlag haben sich bei "America Online" (AOL) engagiert. Der Vorsitzende der Geschäftsführung von AOL-Bertelsmann Online, Bernd Schiphorst, sieht das Besondere der Online-Dienste in ihrer Interaktivität: "Es gibt kein Medium, das in gleicher Weise Kommunikation zwischen einzelnen Teilnehmern herstellen und das in gleicher Weise jede Art von Information so stark individualisieren kann wie ein Online-Dienst."

Ob sich die positiven Prognosen erfüllen, wird von der Qualität des Angebots (Übersichtlichkeit, Bequemlichkeit des Zugriffs, Design, Inhalt) sowie der Bereitschaft der Bevölkerung, ihren PC mit einem Modem auszurüsten, abhängen. 1997 hatten immerhin vier Prozent der bundesdeutschen Haushalte einen Online-Zugang. Bis zum Jahr 2000 werden es nach Schätzungen von Experten 20 Prozent sein.

Den Einstieg in fremde Wissenswelten wie die des Internets soll demnächst "WebTV" auch "Computer-Laien" ermöglichen. Ein neu entwickelter Decoder in der Größe eines Videorecorders ersetzt den Bildschirm des Computers durch den herkömmlichen Fernseher. Der Decoder und eine erweiterte Fernbedienung ermöglichen dies, wie erstmalig in Deutschland auf der Internationalen Funkausstellung in Berlin Anfang September 1997 demonstriert wurde.

Fachleute warnen vor einer Online-Euphorie. Sie wenden ein, aus der Sicht der Kunden seien die Nutzungsmöglichkeiten häufig sehr begrenzt. Die Orientierung in der Online-Welt sei schwierig und der inhaltliche Zugriff auf den Datendschungel des Internet sei ein Geduldspiel. Fraglich sei wohl, ob die Verfügbarkeit unendlich vieler Daten die Menschen tatsächlich klüger mache.
Offline-Angebote
Die Weiterentwicklung der CD (Compact Disc) ist die CD-ROM (Compact Disc-Read only Memory). Sie wird über ein eigenes Laufwerk am Computer abgespielt. Eine CD-Rom hat eine Speicherkapazität von etwa 200000 Schreibmaschinenseiten. Mit CD-ROM-Laufwerken können neben Texten und Tönen auch Graphiken und Videoclips auf den Bildschirm des Computers geholt werden.

Videotexte

Im Gegensatz zu Online-Diensten und CD-Roms sind Videotexte, auch Teletexte genannt, ein Massenmedium, das schon seit anderthalb Jahrzehnten auf dem Markt ist. Texte und Graphiken werden mit dem Fernsehsignal auf den Bildschirm transportiert. Gut sechs Millionen Bundesbürgerinnen und -bürger nutzen täglich die entsprechenden Angebote der öffentlich-rechtlichen und privaten TV-Sender. Die Graphik belegt, daß sie sich vor allem für das Wetter und für Sportnachrichten interessieren
Medienlandschaft im Wandel
Die Medienlandschaft der Bundesrepublik befindet sich analog zur weltweiten Entwicklung in einem raschen Wandel, der andauern wird. Alle Medien - die Printmedien, der Hörfunk, das Fernsehen und der Film - behalten zwar ihre spezifischen Eigenschaften, ihre Vor- und Nachteile. Aber gleichzeitig verwischen sich die Grenzen zwischen ihnen, wird alles miteinander vernetzt und in der Informationsgesellschaft von morgen über den PC verfügbar. Die neuen Datenautobahnen, die Digitalisierung der Übertragungswege für Hörfunk- und Fernsehprogramme, sorgen für eine dynamische Expansion des Informations- und Unterhaltungsangebots. Der Informationszuwachs erhöht jedoch gleichzeitig für die Bürgerinnen und Bürger die Gefahr der Überforderung und Orientierungslosigkeit. 

An diesem Punkt fällt den Printmedien auch in Zukunft eine bedeutsame Aufgabe zu. Tages- wie Wochenzeitungen haben in einer Zeit, in der die Erlebniswelt und die Wahrnehmungsdichte der Menschen immer dramatischer vom Fernsehen geprägt wird, die Chance, das Wissen und Verständnis um die Hintergründe von Ereignissen und Entwicklungen zu vertiefen und durch Informationen und Interpretationen für Orientierung zu sorgen. Daß schon heute ein erheblicher Erklärungsbedarf besteht, verdeutlicht ein einfaches Beispiel: Fast die Hälfte der Menschen glaubt, daß sie als Rente zurückbekommt, was sie an Beiträgen ein Arbeitsleben lang eingezahlt hat - ein Irrtum, denn die Rentenversicherung ist keine Sparkasse. Nur ein Teil der eingezahlten Beiträge fließt als Rente zurück. So gesehen haben die Tages- und Wochenzeitungen, auch wenn sie als Online-Dienste auf dem häuslichen PC abrufbar sind, durchaus eine Zukunft. Sie sind Orientierungspunkte in der elektronischen Informationsfülle.

Auch wenn kritische Stimmen behaupten, Fernsehen sei gestohlene Lebenszeit - seiner weiteren Verbreitung und der Expansion des Programmangebots sind keine technischen Grenzen gesetzt. Begrenzt ist nur das Zeitbudget der Menschen. Um ein Stück aus diesem Budget zu erhalten, konkurrieren alle Medien miteinander. Das digitale Fernsehen wird in den nächsten zehn Jahren an die Stelle des herkömmlichen, des analogen Fernsehens treten. Es ist nicht auszuschließen, daß die Kluft zwischen jenen, die Informationen suchen und auch finden, und jenen, die das nicht wollen oder können, immer größer wird. Deshalb ist es wichtig, daß es gelingt, die inhaltlichen und materiellen Voraussetzungen für die Ausbildung von Medienkompetenz für die künftigen Generationen in den Schulen und Hochschulen zu schaffen, damit die Menschen eigenverantwortlich mit den Kommunikationsangeboten umgehen können. Ohne kompetente Nutzung bliebe die neue Kommunikationsordnung nur ein formaler Rahmen. 

Das Mediensystem der Bundesrepublik bietet trotz aller Monopolisierungstendenzen eine Vielzahl von Informationsmöglichkeiten. Ein im Vergleich zu vielen anderen Ländern reiches Zeitungs- und Zeitschriften-, Hörfunk- und Fernsehangebot, das in Kombination mit Online-Diensten und dem PC noch vielfältiger werden wird, steht zur Verfügung. Es muß nur - und dies ist die große Herausforderung für alle, die in diesem System mitwirken und für sein Funktionieren verantwortlich sind - richtig genutzt werden.
Literaturhinweise
Altmeppen, Klaus-Dieter (Hg.): Ökonomie der Medien und des Mediensystems. Grundlagen, Ergebnisse und Perspektiven medienökonomischer Forschung, Opladen 1996, 298 S. 

Die Aufsatzsammlung informiert gründlich über die ökonomischen Bedingungen des Mediensystems der Bundesrepublik Deutschland. Sie zeigt auch die Vernetzung zwischen den Medien und der Politik auf.

Arbeitsgemeinschaft der Landesmedienanstalten (Hg.): Programmbericht zur Lage und Entwicklung des Fernsehens in Deutschland 1996, Berlin 1997, 352 S.

Der Rechenschaftsbericht der Landesmedienanstalten, die zuständig für den privaten Hörfunk und das private Fernsehen sind, gibt einen guten Überblick über die programmlichen Leistungen der Privatfunkveranstalter.

Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland (Hg.): Jahrbuch 97,Hamburg 1997, 510 S.

Als Nachschlagewerk ist das Jahrbuch unentbehrlich. Es gibt Aufschluß über die programmlichen Leistungen und die Finanzierung der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten (ARD) und nimmt darüber hinaus im Aufsatzteil zu aktuellen rundfunkpolitischen Fragen Stellung.

Branahl, Udo: Medienrecht, Opladen 1996, 297 S.

Das Buch zeichnet sich dadurch aus, daß es komplizierte medien- und presserechtliche Fragen anschaulich problematisiert und durch Beispiele auch für Laien verständlich macht.

Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (Hg.): Zeitungen 97, Bonn 1997, 495 S.

Die vom Zeitungsverlegerverband herausgegebene Schrift vermittelt einen Überblick über die Situation der Tages- und Wochenzeitungen. Graphiken und Tabellen ermöglichen einen raschen Zugriff auf Daten, die Auskünfte über die Auflagen- und Anzeigenentwicklung geben.

Bundeszentrale für politische Bildung (Hg.): Die alltägliche Pressefreiheit. Von der Verantwortung der Zeitungsmacher, Bonn 1995, 177 S.

Fachleute aus Journalismus, Verlagen, Wissenschaft und Politik kommen in dieser Aufsatzsammlung zu Wort. Sie erörtern aus ihrem Blickwinkel Probleme der Pressefreiheit.

Bundeszentrale für politische Bildung (Hg.): Parteien. Anspruch und Wirklichkeit lokaler Berichterstattung, Bonn 1995, 205 S.

Journalisten und Politiker problematisieren in dieser Aufsatzsammlung ihr Verhältnis zueinander und die Auswirkungen auf die lokale Berichterstattung.

Fischer, Heinz-Dietrich/Niemann, Jürgen/Stodiek, Oskar: 100 Jahre Medien-Gewalt-Diskussion in Deutschland. Synopse und Biographie zu einer zyklischen Entrüstung, Frankfurt am Main 1996, 348 S.

Die Autoren zeigen die historische Dimension der Debatte über Gewalt in den Medien auf. Die umfassende Bibliographie bietet die Möglichkeit zur Beschäftigung mit speziellen Aspekten dieser Thematik.

Heller, Georg: Lügen wie gedruckt, Tübingen 1997, 183 S.

Wie im Journalismus gearbeitet wird, wie Informationen zustande kommen und wie sie genutzt werden - darüber informiert ein Journalist, der für große Blätter dieser Republik gearbeitet hat, aus praktischer Erfahrung.

Löffler, Martin/Ricker, Reinhart: Handbuch des Presserechts, München 1978, 428 S.

Unentbehrliches Standardwerk, vor allem geeignet als Nachschlagewerk.

Mast, Claudia (Hg.): Markt - Macht - Medien. Publizistik im Spannungsfeld zwischen gesellschaftlicher Verantwortung und ökonomischen Zielen. Konstanz 1996, 421 S.

Die Aufsatzsammlung gibt Auskunft über das Mediensystem der Bundesrepublik und seine künftige Entwicklung.

Meyn, Hermann: Massenmedien in der Bundesrepublik Deutschland, Konstanz 2001, 239 S.

Standardwerk, das seit 1966 zumeist in Abständen von zwei Jahren in aktualisierter und überarbeiteter Fassung erscheint. Die neueste Ausgabe befaßt sich auch ausführlich mit der Informationsgesellschaft von morgen.

Noelle-Neumann, Elisabeth/Schulz, Winfried/Wilke, Jürgen (Hg.): Fischer Lexikon Publizistik - Massenkommunikation, Frankfurt am Main 1997, 676 S.

Das Lexikon gibt unter Stichworten einen umfassenden und verständlichen Überblick über die Entwicklung und die Wirkung der Massenmedien in der Bundesrepublik. Es referiert den jüngsten Stand der Forschung.

Pürer, Heinz/Raabe, Johannes: Medien in Deutschland, Bd. 1: Presse, München 1994, 569 S.

Die beiden Publizistikwissenschaftler behandeln die Entwicklung der Presse von ihren Anfängen bis heute mit dem Schwerpunkt der Entwicklung in der Bundesrepublik. Sie werten die wissenschaftliche Literatur ausführlich aus.

Ripper, Heiko: Der Große Kommunikator: Die Medienstrategie Ronald Reagans im Kontext der US-Präsidenten, München 1998, 239 S.

Die Untersuchung beschäftigt sich auch anhand von Einzelbeispielen mit der Medienstrategie Reagans, der Art seines kommunikationspolitischen Vorgehens im Gegensatz zu seinen Amtsvorgängern sowie damit, welchen Beitrag die Reagan-Administration zur Öffentlichkeitsarbeit leistete.

Stuiber, Heinz-Werner: Medien in Deutschland, Bd. 2: Rundfunk, Konstanz 1997, 500 S.

Die Entwicklung des Rundfunks, seine Bedeutung für die Gesellschaft und seine Leistungen werden ausführlich unter Verwendung der neuesten wissenschaftlichen Literatur dargestellt.

Weischenberg, Siegfried: Journalistik. Theorie und Praxis aktueller Medienkommunikation, Bd. 1: Mediensysteme, Medienethik, Medieninstitutionen, Opladen 1992, 357 S.; Bd. 2: Medientechnik, Medienfunktionen, Medienakteure, Opladen 1995, 674 S.

Das umfangreiche Lehrbuch beschäftigt sich ausführlich mit dem Mediensystem der Bundesrepublik. Es geht vor allem auf die Rolle der Journalisten ein.

Wilke, Jürgen/Imhof, Christiane (Hg.): Multimedia. Voraussetzungen, Anwendungen, Probleme, Berlin 1996, 396 S.

Bestandsaufnahme der neuen Kommunikationstechniken, die unter dem Begriff Multimedia miteinander verschmelzen, die auch "uneingeweihten" Interessierten einen Überblick verschafft. Neben grundsätzlichen Fragen werden neue Anwendungsformen (zum Beispiel Internet, Telearbeit, interaktives Fernsehen) ebenso behandelt wie die Veränderung alter Medien (zum Beispiel durch Digitalisierung).

Zentralverband der deutschen Werbewirtschaft (Hg.): Werbung in Deutschland 1997, Bonn 1997, 370 S.

Nachschlagewerk, das umfassend über die Werbe-Branche unterrichtet.

Zweites Deutsches Fernsehen (Hg.): ZDF-Jahrbuch 97, Mainz 1997, 371 S.

Das Jahrbuch gibt einen Überblick über das ZDF-Programm, unterrichtet über die finanzielle Situation des Senders und bringt im Aufsatzteil Beiträge von Programmverantwortlichen.

Videoangebote

APROPOS - Videos und Texte zur politischen Bildung 

APROPOS, das neue Mediensystem der Bundeszentrale, vereint Kurzvideos und Printmaterialien. Markenzeichen sind die kurzen Filme mit maximal zehn Minuten Laufzeit. Die Videos präsentieren sich vielfältig - als Feature, Spiel, Fotofilm, Trick oder Interview -, sie richten sich bewußt und gezielt an Jugendliche und junge Erwachsene. Die Printmaterialien sind methodisch-didaktisch aufbereitete Lehr- und Lernhilfen, Arbeitsblätter bieten sich für den Einsatz im Unterricht an.

APROPOS greift alle Themen politischer Bildung auf. Die Palette reicht von A wie Aggression oder Ausländer über G wie Gewalt oder I wie Israel bis hin zu U wie Umwelt und W wie Wirtschaft. Filme und Printmaterialien sind zu entleihen bei Bildstellen, Landesfilmdiensten, dem Deutschen Filmzentrum Bonn und anderen medienaktiven Einrichtungen.

APROPOS - zum Thema Medien sind die folgenden aufgeführten Titel im Programm:

Gleichgeschaltet - Produktion: Media D, 1996, 9 Minuten, Buch und Regie: Günther Deschner.

Ausgangspunkt des Videos sind die Ergebnisse der - wie wir heute wissen - gefälschten DDR-Kommunalwahlen im Mai 1989, kurz vor der politischen Wende. Ein Redakteur der Leipziger Volkszeitung erläutert, wie die Medien im SED-Staat auf die Linie der Partei gebracht wurden. Sein Vergleich der journalistischen Arbeit vor und nach der Wende macht die Unterschiede zwischen einer freien und einer gleichgeschalteten Presse deutlich.

It's only fiction - Produktion: Magic Media, 1996, 9 Minuten, Buch und Regie: Marcel Schmitz.

"Das ist ja nur gespielt", so könnte die freie Übersetzung des Titels zu diesem Film lauten, der sich mit Gewaltdarstellungen in Videofilmen und Fernsehsendungen befaßt. Zur Frage, wie mediale Gewaltdarstellungen auf Jugendliche wirken, stellt die Dokumentation zwei Expertenmeinungen gegenüber: Ein Medienwissenschaftler skizziert den Stand derzeitiger Forschungsergebnisse und ein Jugendrichter berichtet über Straftaten, die sich an Mediendarstellungen orientieren. In einer Studiodiskussion kommen auch Jugendliche selbst zu Wort.

Kriege - Krisen - Katastrophen - Produktion: Magic Media, 1996, 8 Minuten, Buch und Regie: Marcel Schmitz.

Täglich berichten Nachrichtensendungen auf allen Fernsehkanälen über Kriege, Krisen und Katastrophen. Die Videodokumentation thematisiert, wie Nachrichten gestaltet werden und wie zunehmend kommerzielle Interessen die Berichterstattung bestimmen. Das Resultat sind von Dramatik und Sensation geprägte Meldungen, deren Glaubwürdigkeit das Publikum selbst beurtei- len muß. Was Jugendliche von diesen "News" halten und wie sie damit umgehen, fängt der Videofilm in Interviews ein.

Lokalradio - Produktion: Magic Media, 1996, 10 Minuten, Buch und Regie: Wolfgang Hockenbrink.

Das Radioprogramm selbst bestimmen, eigene Ideen für Hörspiele, Talkrunden oder Musiksendungen verwirklichen oder sich zum aktuellen Tagesgeschehen in Politik und Gesellschaft "on air" zu Wort melden: Lokalradio heute bietet ein breites Spektrum kreativer Möglichkeiten. Die Videodokumentation informiert über die Entstehungsgeschichte eines lokalen Radiosenders und beschreibt, welche Möglichkeiten der Mediengestaltung dieses Konzept Jugendlichen bietet.

Medienvielfalt - Produktion: Media D, 1996, 8 Minuten, Buch und Regie: Günther Deschner.

"Neue Medien verdrängen die alten nicht, sie fügen ihnen nur neue Facetten hinzu." Mit dieser These endet das Video zum Thema "Medienvielfalt", in der die Bereiche Pressewesen, Rundfunk, Fernsehen, das Buch bis hin zum Computer auf ihren jeweiligen Stellenwert in der Medienlandschaft untersucht werden. Gezeigt wird die Vielfalt des Medienangebotes in unserer Gesellschaft: Angefangen von Fertigungstechniken über redaktionelle Leitlinien bis hin zu fertigen Medienprodukten erfahren Zuschauende Wissenswertes über die Entwicklungsgeschichte, die Gestaltung und den Stellenwert von Medien in der modernen Informationsgesellschaft.

Offener Kanal - Produktion: Magic Media, 1996, 10 Minuten, Buch und Regie: Wolfgang Hockenbrink.

Der Offene Kanal bietet die Möglichkeit mitbestimmen zu können, welche Sendungen in den Haushalten über die Bildschirme flimmern. Konzipiert als sogenanntes Bürgerfernsehen oder Bürgerfunk steht er allen Interessierten offen. Der Videofilm informiert am Beispiel einer Produktionsgruppe des Offenen Kanals Bremen über die aktive Mitgestaltung des lokalen Fernsehens und Hörfunks. Sendeausschnitte vermitteln die Vielfalt an Themen und Gestaltungsformen, die im Offenen Kanal gleichberechtigt nebeneinander stehen. Ergänzt durch Hintergrundinformation zur Struktur dieses Beteiligungsmodells entsteht ein umfassendes Bild der aktiven Fernseh- und Hörfunkgestaltung.

Pressefreiheit - Produktion: Media D, 1996, 10 Minuten, Buch: Susanne Zangenfeind, Regie: Günther Deschner.

"Verletzung der Privatsphäre - Gegendarstellung - Persönlichkeitsschutz" sind Stichworte, die sich mit dem Thema "Pressefreiheit" verbinden. Die Videodokumentation klärt über Zusammenhänge zwischen den verfassungsrechtlichen Grundlagen des Pressewesens und den Formen journalistischer Arbeit in Deutschland auf. Hierbei nimmt der Film die Boulevardzeitung "Bild" ebenso unter die Lupe wie die Nachrichtenmagazine "Der Spiegel" und "Focus". Verantwortliche Redakteure beschreiben das journalistische Gesamtkonzept und erläutern die Wertmaßstäbe ihrer Arbeit. Welche Folgen es haben kann, wenn Pressefreiheit und das Interesse des Staates miteinander kollidieren, verdeutlicht der Beitrag am Beispiel der "Spiegelaffäre". Ein Resümee zeigt den Zusammenhang zwischen Medienfreiheit und Demokratie.

Schneller, lauter, härter - Produktion: Lighthouse-Film, 1996, 7 Minuten, Buch und Regie: Michael Schomers.

Das Video hat die in Actionfilmen dominierenden Formen medialer Gewaltdarstellungen zum Thema beispielsweise als gewaltsames (inakzeptables) Konfliktlösungsmittel oder als Selbstzweck. In einem abschließenden Exkurs wird auf die Gewaltberichterstattung im nicht-fiktionalen Medien-Bereich und deren Rezeption durch Kinder und Jugendliche verwiesen.

TV-News - Produktion: Media D, 1996, 7 Minuten, Buch: Susanne Zangenfeind, Regie: Günther Deschner.

Im Angebot deutscher Sendeanstalten erfüllen Nachrichtensendungen in erster Linie das Bedürfnis ihres Publikums nach Information. Die Videodokumentation "TV-News" stellt am Beispiel von "RTL-aktuell" und "heute" die Entstehung zweier Nachrichtensendungen in ihren chronologischen Arbeitsschritten vor. Gleichzeitig gibt der Film Aufschluß über Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der Informationspolitik öffentlich-rechtlicher und privater Fernsehsender.
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